Vermerk Behdrdenbeteiligung "Ma 34"

Aktz.: 61 26 Ma 34

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

1. Vermerk

tiber die Beteiligung der Behirden gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB, die Beteiligung des
Ortsbeirates gemil3 § 75 GemO sowie die landesplanerische Stellungnahme der
Oberen Landesplanungsbehdrde

A) Formalien
Dauer des Anhorverfahrens: 06.04.2021 — 07.05.2021
Anzahl der beteiligten TOB: 41 Anzahl der Antworten von TOB: 21

Koordinierungstermin mit TOB: ./

20-Amt fiir Finanzen, Beteiligungen und Sport, Abt. Sport
60-Bauamt, Abt. Denkmalpflege

Handelsverband Mittelthein-Rheinhessen-Pfalz
SGD-Siid Regionalstelle Gewerbeaufsicht

Folgende Triger offentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht berthrt sind
bzw. keine Stellungnahme erforderlich ist:

B) Anregungen aus dem Anhérverfahren

1. 10-Hauptamt, Frauenbiiro
- Schreiben vom 06.04.2021 -

e Beziglich Tiefgaragen sind die Sicherheitskriterien fiir Parkhiuser und
Tiefgaragen zu beachten und auf eine ausreichende Belichtung zu achten.

e Bei den Stellplitzen ist auf eine gute Nutzbarkeit insbesondere fir
mobilititseingeschrinkte Personen zu achten.

o  Wegefiihrungen seien barrierefrei zu gestalten.

e Bei der Ansiedlung von Einzelhandel wire eine parititische Auswahl von
Unternehmen wiinschenswert.
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Vermerk Behdrdenbeteiligung "Ma 34"

Abwigungsergebnis

Die Hinweise werden ur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan "Ma 34" trifft jedoch keine
Vorgaben beziiglich der Ausfithrung von Tiefsaragen. Bei der inneren Organisation handelt es
sich nicht um einen stadtebanlichen Belang, der iiber das Bauplanungsrecht gestenert werden kann.
Ungeachtet dessen wird die vorgebrachte Anregung dem derseitigen Grundstiickseigentiimer ur
Kenntnis gegeben.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolgt werden.

2. 12-Amt fiir Stadtforschung und nachhaltige Stadtentwicklung
- Schrezben vom 27.04.2021 -

®  Gegen den Bebauungsplan bestehen inhaltlich keine Bedenken.
‘e In der Begriindung seien redaktionelle Anderungen vorzunehmen.

Abwigungsergebnis
Der Hinweis wird ur Kenntnis genommen, die Begriindung wird wie vorgeschlagen erginzt.

Den Anregungen kann gefolgt werden.

3. 37-Feuerwehr
- Schreiben vom 07.04.2021 -

Flichen fiir die Feuerwehr

e Sofern der zweite Rettungsweg von Gebiduden tber Rettungsgerit der
Feuerwehr gefithrt werden soll, sei das Merkblatt "Flichen fir die Feuerwehr
im Stadtgebiet Mainz" zu beachten.

e Auch bei der Errichtung baulicher Rettungswege sei auf ausreichende
Bewegungsflichen, Zufahrten etc. zu achten.

e Die Entfernung der Gebiude von der nichstméglichen Verkehrsfliche, welche
mit Feuerwehrfahrzeugen erreicht werden kann, diitfe max. 50 m betragen.

e Zu- und Durchfahrten seien nach den MaBgaben der StraBenverkehrsbehorde
zu kennzeichnen.

e  Die Hausnummernvergabe sei eindeutig und logisch vorzunehmen.

Abwigungsergebnis

Die Sicherstellung des zweiten Rettungsweges ist nach den Regelungen der Landesbauordnung
(LBanQ) seitens der Bauberren sicherzustellen. Ein Anspruch auf Nachweis iiber den dffentlichen
Raum existiert nicht. Der Bebaunungsplan gibt die Maglichkeit die notwendigen Fléichen fiir die
Feuerwebhr auf den privaten Grundstiicken zur Verfiigung zu stellen. Ob der Rettungsweg im
Eingelfall auch iiber die dffentlichen  Flichen erfolgen fkann, ist im Rabmen des
Baugenehmigungsverfabrens su priifen.

Der Geltungsbereich des "Ma 34" umfasst lediglich das Baugrundstiick des bestebenden
Quartierszentrums. Dieses ist auf drei Seiten von dffentlichen Verkebrsflichen umgeben. Die
- Erreichbarkeit fiir die Fenerwebr ist damit grundsétzlich gegeben.
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Vermerk Behirdenbeteiligung "Ma 34"

Die Himweise ur Kenngeichnung von Zufabrten und der Vergabe von Hausnummern werden
2 3
zur Kenntnis genommen, fiihren aber nicht su Regelungen im Bebauungsplan.

Loschwasserversorgung

e Im Baugebiet seien ausreichend Loschwasserentnahmestellen —mit
ausreichender Wassermenge (96 m?/h) und Druck (1,5 bat) vorzusehen und in
erforderlicher Nihe zu den einzelnen Bauvorhaben zu platzieren.

Abwigungsergebnis

Die Sicherstellung der Lischwasserversorgung im Quartier ist iiber die bestebende dffentliche
Trinkwasserversorgung grundsdtzlich miglich.

Den Anregungen kann in 0.g. Umfang gefolgt werden.

4. Dezermat fiir Soziales, Kinder, Jugend und Gesundheit
- Schretben vom 12.05.20217 -

e  Sofern der Investor die privaten Kleinkinderspielplitze nach der LBauO nicht
auf seinem Grundstiick errichten konne, miisse ein Ablosebetrag eingefordert
werden, der zur Aufwertung des benachbarten Spielplatzes verwendet wiirde.

e In der Begrindung sei die Formulierung zum Spielplatzbedarf im Wortlaut
anzupassen.

e  Da durch die Aufstellung des Bebauungsplanes "Ma 34" keine werterhGhende
Umnutzung ermoglicht wird, kann die Partnerschaftliche Baulandbereitstellung
fiir den Geltungsbereich nicht zur Anwendung gelangen.

e  Um den Belangen der sozialen innerstadtischen Wohnraumversorgung gerecht
zu werden, wird um Aufnahme einer Festsetzung zur Errichtung von
forderfahigen Wohnungen gebeten.

e  Auswirkungen auf die Planungen des Schulamtes seien nicht zu erwarten.

Abwigungsergebnis

Die Himweise werden zur Kenntnis genommen. Fiir die Banleitplanung ergibt sich hieraus kein
besonderer Regelungsbedarf.

Die Formulierung in der Begriindung wird wie vorgeschlagen angepasst.

Die Festsetzung zur Errvichtung von forderfabigen Wobnungen wird in den Bebauungsplan
aufgenommen.

Den Anregungen kann gefolst werden.

5. 60-Bauamt, Abt. Vermessung und Geoinformation
- Schreiben vom 15.04.20217 -

e  Beziglich der  Wohnraumforderung  in der Partnerschaftlichen
Baulandbereitstellung werde auf die Stellungnahme des Amtes 50 verwiesen.
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Abwigungsergebnis

Die Grundstiicke im Geltungsbereich waren bereits vor Aufstellung des Bebauungsplanes nach
[ 34 BauGB wvollstindig bebanbar. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes "Ma 34" wird
lediglich die uldssige Bebanbarkeit der Grundstiicke nen geregelt. Ein gusdtzliches Banrecht wird
hierdurch nicht geschaffen. Die Anwendung der Parinerschaftlichen Banlandbereitstellung in der
Stadt Maing kommt daber nicht sum Tragen. Die Anforderungen der Wohnraumfordering
wirden seitens des Dezernates fiir Soziales, Kinder, Jugend und Gesundbeit im Anbirverfabren
vorgebracht und flieffen in das weitere Banleitplanverfabren ein.

Den Anregungen kann in v.g. Umfang gefolgt werden.

6. 067-Griin- und Umweltamt
- Schreiben vom 06.05.2027 -

1. Immissionsschutz, Schallschutz
e In der Begriindung seien redaktionelle Anderungen vorzunehmen.

Abwigungsergebnis

Der Wortlaut der Begriindung wird wie vorgeschlagen angepasst.

N

Naturschutz und Artenschutz

e  Der Anteil an nutzbaren Dachflachen und verglasten Dachteilen solle begrenzt
werden, um einen Mindestanteil an begriinten Dachflichen zu erhalten.

e Im Geltungsbereich befinden sich zwei Finzelbiume, von denen einer der
Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes unterliegt. Die
Erhaltensfihigkeit des Baumes war bereits 2019 stark eingeschrinkt, eine
Fallgenehmigung wurde bereits ausgesprochen, jedoch nicht vollzogen. Es
werde um Aufnahme eines Hinweises auf die Rechtsverordnung zum Schutz
des Baumbestandes gebeten.

e Die Festsetzungen zur Minimierung der Versiegelung und zur Begriinung des
Gebietes werden begriifit. Im Vergleich zum Bestand konne damit eine
Verbesserung der Umweltsituation erreicht werden. Zur redaktionellen
Anpassung der Festsetzungen, Hinweise und der Begriindung werde um eine
Detailabstimmung im weiteren Verfahren gebeten.

e FEs werde gebeten, neben dem Hinweis zu Vogelschlag an Glas in den
textlichen Festsetzungen diesen Sachverhalt auch in die Begrindung
aufzunehmen.

e Es wird die Aufnahme einer Pflanzenvorschlagsliste empfohlen.

Abwigungsergebnis

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes erlanben eine Ausnutgung des Grundstiickes, die iiber
den in § 17 BauNV'O festgelegten Obergrenzen fiir die Bestimmung des Mafles der banlichen
Nutzung liegt. Vor diesem Hintergrund hat die festgesetzte Dachbegriinung einen besonders hoben
Stellemwvert zur Aufrechterbaltung des Griinvolumens im Quartier. Zur Erbaltung eines
Mindestanteils an begriinten Dachflichen wird der gulissige Anteil an nicht u begriinenden
Dachfliichen (3.B. fiir Technikaufbanten und verglaste Dachteile) auf maximal 30 % der
Dachfliiche begrenst. Die texitliche Festsetzung wird entsprechend aktualisiert.
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Die Rechtsverordnung zum Schutg, des Banmbestandes innerbalb der Stadt Maing, ist unabhdngig
vom geltenden Bauplanungsrecht im gesamten Stadigebiet giiltig. Sie stellt keine Besonderbeit im

 vorliegenden Geltungsbereich dar. Von der Aufnabme eines Hinweises in den Bebanungsplan wird
daber abgeseben.

Die Formulierung der im Plan su treffenden Festsetzungen sur Begriinung wird im Anschluss an
die durchgefiihrie Beteiligung der Behirden im Detail mit dem 67-Griin- und Unnweltamt
abgestimm!.

Die Begriindung zum Bebauungsplan dient dazu die festgesetzten Planungsinbalte zu erlautern
und zu begriinden. Da in Begug auf den Vogelschlag kein Erfordernis sur Aufnabme von
Festsetzungen in den Bebaunngsplan "Ma 34" bestebt und keine Festsetzungen enthalten sind,
wird anch von einer naheren Ausfiihrung in der Begriindung abgesehen.

Die Pflanzenvorschlagsliste wird im weiteren Verfabren als Hinweis in den Bebauungsplan
anfgenommen, sobald sie dem 61-Stadiplanungsamt iibermittelt wird. '

3. Altlasten und Bodenschutz
e Es liegen keine Hinweise auf Altlasten oder schidliche Bodenverinderungen
vor.

Abwigungsergebnis

Der Himweis wird zur Kenntnis genommen.

4. Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung
e Es werde gebeten, den Hinweis zur Niederschlagswasserversickerung
anzupassen.

Abwigungsergebnis

Der Wortlaut des Hinweises ur Niederschlagswasserversickerung wird in Abstimmung mit dem
67-Griin- und Umnweltamt angepasst.”

5. Radonvorsorge

e Das Plangebiet liegt nicht in einem Radonvorsorgegebiet, Radonmessungen
sind nicht erforderlich.

e Nach §123 Abs.1 StrlSchG sind jedoch auch auBerhalb von
Radonvorsorgegebieten geeignete MaBnahmen zu treffen, um den Zutritt von
Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese
Pflicht gilt als erfiillt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik erforderlichen Mallnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden.
Diese sind insbesondere erfillt, wenn die Vorgaben der DIN 18195
,Bauwerksabdichtungen* beachtet wurden. Die DIN 18195 ist eine Planungs-
und Ausfithrungsnorm fiir die Abdichtung von Bauwerken und Bauteilen, die
fur den Neubau konzipiert wurde. Unter anderem werden in dieser Norm
Anforderungen fiir Durchdringungen, Uberginge sowie An- und Abschliisse
aufgestellt.
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Abwigungsergebnis

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei den genannten DIN Normen zur
Gebdndeabdichtung  handelt es sich um Normen, die dem aktuellen Stand der Technik
entsprechen. Ein gesonderter Himweis auf die Einbaltung dieser Normen ist vor diesem
Hintergrund nicht mebr erforderlich.

6. Klima, Klimaschutz, Klimawandel

e Das Plangebiet ist nicht durch linien- und flichenhafte Kaltluftabfliisse
gekennzeichnet, auch eine planungsrelevante Kaltluftentstehung mit externem
Siedlungsbezug erfolgt nicht. Bei austauschstarken Wettetlagen vermeidet eine
gute Durchliiftung aus siidwestlicher Richtung das Auftreten von klimatischen
und lufthygienischen Extremen im Plangebiet. Wihrend austauscharmer sog.
autochthoner Strahlungswetterlagen ist eine intensive Durchgriinung des
Quartiers fiir ein gutes Mikroklima wichtig. Diese ist auch vor dem
Hintergrund des zu erwartenden Klimawandels von Bedeutung und besteht
aus einer Begrinung der Dicher, der Fassaden, der unterbauten
Grundstiicksflichen und der nicht unterbauten Grundstiicksflichen. Die im
Entwurf vorgesehenen Festsetzungen zur Begriinung erfiillen diese
Anforderungen. Insbesondere die Verpflichtung zur Anpflanzung von Baumen
ist positiv, da hierdurch auch eine Verschattung von versiegelten Flichen
erfolgen kann.

Abwigungsergebnis

Der Hinweis wird sur Kenntnis genommen. Anderungen oder Erginzungen des Bebaunngsplanes
sind nicht erforderlich.

7. Energie und Wirmeversorgung

e Die Ergebnisse der verwaltungsinternen Checkliste Klimaschutz seien zu
berticksichtigen. .

e Neubauten sind so zu planen, dass die Gebiaudekubatur zur
Wirmeverlustsenkung optimiert und zur Nutzung solarer Warmeenergie-
optimiert wird.

e  Der Bebauungsplan ermoglicht den Einsatz erneuerbarer Energien und die
Errichtung eines Gebiudes mit sehr guter Gebaudehiille.

Abwigungsergebnis

Die  Ergebnisse der Checkliste Klimaschutz  werden im  weiteren  Bauleitplanverfabren
beriicksichtigt.

Aufgrund der Anforderungen des Schallschutzes wurde eine Gebdudeform gewdiblt, die eine
miglichst groffe Abschirmung gegeniiber den Schallquellen erzengt und groffe Fassadenbereiche
ermaiglicht, die von der Lirmquelle abgewandt sind. Hierdurch ergibt sich eine Gebdudeform, die
stirker in die Linge gegogen ist und nicht einen Rompakien energieoptimierien Baukirper
abbildet. Da anf diese Weise gesunde Wobnverhiltnisse Lewdihrleistet werden, wird hier an der
vorgesehenen Baukirperform festgehalten. '
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Die Einschétzung ur Maoglichkeit der Nutzung ernenerbarer Energien wird zur Kenntnis
g 3 5 g 44 X
genommen. Ein Regelungsbedarf im Bebaunngsplan resultiert hieraus nicht.

Den Anregungen kann in o.g. Umfang gefolgt werden.

7. 70-Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz
- Email von 13.04.20217 -

e  Gegen den Entwurf des Bebauungsplanes gebe es keine Einwiande.

e Die Entsorgung sei grundsitzlich gewihrleistet, da sich das Plangebiet in einem
bereits bebauten Wohngebiet befinde, welches bereits an die Abfallsammlung
angeschlossen ist.

e Es sei zu beachten, dass die Miulltonnenstandplitze der Nachbargebiude auch
wihrend der Bauphase anfahrbar bleiben. Das Aufstellen von Baucontainern
o. 4. diirfe nicht zu einer Behinderung fiithren.

e Es werde auf die Standardanforderungen des Entsorgungsbetriebes der Stadt
Mainz hingewiesen.

e Die Standplitze der MiillgefiBe seien nicht mehr als 15 Meter von der StraBle
entfernt einzurichten. Die Anfahrt mit einem Dreiachser-Miillfahrzeug miisse
fahrtechnisch moglich sein.

e Grundsitzlich seien die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von
Abfallbehaltnissen und der Ausgestaltung, sowie der Andienbarkeit der
MiillgefiB3standplitze gemill der §§12 ff der Satzung tiber die Vermeidung,
Verwertung und sonstige Entsorgung von Abfillen in der Stadt Mainz
(Abfallsatzung) zu beachten.

e Die von der Milllabfuht befahrenen Stralen miissen eine ausreichende Breite
bzw. Tragfihigkeit aufweisen.

e Sofern bei dem Neubaugebiet eine PrivatstraBe vorgesehen werde, seien
besondere Bedingungen zu beachten.

Abwigungsergebnis

Die Erschlieffung des Plangebietes erfolgt iiber die bereits bestehenden 1V erkebrsflichen. Die
vorbandenen Grundstiicke sind bereits heute vollstandig an die Abfallentsorgung angebunden.

Die Zuginglichkeit der vorbandenen Miilltonnenstandplitze wibrend der Bauphase kann im
Rabmen des  Banleitplanverfabrens nicht  gestenert werden. Grundsitzlich ist anch bei
Baumafinabmen die Funktionsfihigkeit des offentlichen Raumes aufrecht su erbalten. Im Umfeld
des Plangebietes wurde von der Stadt Mainz die Uberlegung 3ur Aufstellung von Containern fiir
ezne Interimsnutzung durch die vorbandenen Gemeinbedarfseinrichtungen angestellf. Bei der
Positionierung dieser Container wird darauf geachtet, dass eine Abjfallentsorgung der umliegenden
Grundstiicke weiterhin ermaglicht wird.

Die Standplitze fiir Abfaligefiffe sind nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens und werden im
Rabmen des  spéteren  Bangenehmigungsverfabrens  festgelegt. Eine Privatstrafle ist im
Geltungsbereich nicht vorgesehen. Von der Aufnabme entsprechender Regelungen wird daher
abgesehen. :

Den Anregungen kann gefolgt werden.
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8. Deutsche Telekom
- Email vorm 28.04.2027 -

e Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Ein
entsprechender Leitungsplan wurde ibersandt.

e Es werde um Aufnahme folgender Festsetzungen in den Bebauungsplan
gebeten.

o In allen StraBen bzw. Gehwegen seien ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m fiir die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

o Bei Baumpflanzungen sei das "Metkblatt tber Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft
fir StraBen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989 zu beachten. Es sei
sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die
Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom
nicht behindert werden.

o Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom
sei die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und
auBerhalb des Plangebiets erforderlich.

o Es werde um frihzeitige Abstimmung von BaumaBnahmen gebeten, da
eine Versorgung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur
in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer
koordinierten ErschlieBung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit
moglich se.

o Fir den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im ErschlieBungsgebiet sei
die ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der kiinftig
gewidmeten Verkehrswege zu ermoglichen, bzw. die Festsetzung von
Leitungsrechten nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB erfordetlich.

© Der ErschlieBungstriger sei zu verpflichten, in Abstimmung mit der
Telekom im erforderlichen Umfang Flichen fiir die Aufstellung von
oberirdischen Schaltgehausen auf privaten Grundstiicken zur Verfiigung zu
stellen und diese durch Eintrag einer beschrinkten persénlichen
Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, im
Grundbuch kostenlos zu sichern.

o Die Lage der Leitungszonen set rechtzeitig und einvernehmlich
durchzufiihren und die Koordinierung der TiefbaumaBnahmen fiir
StraBenbau und Leitungsbau durch den ErschlieBungstriger zu erbringen.

o Die geplanten Verkehrswege dirften nach der Errichtung der TK-
Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr verindert werden.

Abwigungsergebnis

Im Geltungsbereich des Bebanungsplanes "Ma 34" sind keine Erschliefiungsflichen festgesetzt, da
der Geltungsbereich nur eine geringe Grifie anfweist und die hierin enthaltenen Fléchen siber die
umliegenden Verkehrsfldchen bereits vollsténdig erschlossen sind.

Bei den  vorhandenen Telekommunikationsleitungen  handelt es sich lediglich um  einen
Hansanschiluss. Festsetzungen zur Sicherung dieser Leitungen sind nicht erforderlich. An der
vorbandenen Sttuation der Leitungstrassen wird durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nichts
verdndert.

Den Anregungen kann nicht gefolgt werden.

Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG2\Groh\3-677.rg.docx Stand: 21.09.2021 8von 31



Vermerk Behirdenbeteiligung “Ma 34"

9. Evangelisches Dekanat Mainz
- Email vor 08.06.2021 -

e  Auf das Schreiben vom 08.10.2019 an den Oberbiirgermeister der Stadt Mainz
werde verwiesen. Das Planvorhaben werde abgelehnt.
In dem Schreiben wurden folgende Fragen und Anregungen vorgebracht:

o Die ev. Kirche ist Trager einer Einrichtung im Geltungsbereich ("Centrum
der Begegnung"). Diese ist wichtiger Bestandteil fir die soziale Arbeit im
Quartier.

Abwigungsergebnis

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

o Soll das Einkaufszentrum als Treffpunkt fiir die Bewohner im Quartier
entfallen?

Abwigungsergebnis

" Im Rabmen der getroffenen Festsetzungen des Bebanungsplanes "Ma 34" wird im Erdgeschoss die
Errichtung  von  Wobhungen  ausgeschlossen. Ziel ~dieser Festsetzung ist es, einem
Verdriingungseffeket vorgubengen und die Erdgeschosslage weiterbin fiir die im festgesetzten
Allgemeinen Wobngebiet (W.A) zuldssigen sozialen Einrichtungen und gewerblichen Nutungen
vorgubalten.

o Das Quartier am Sonnigen Hang ist bereits sehr dicht bebaut, soll dies
noch dichter werden?

Abwigungsergebnis

Fiir das Quartier am Sonnigen Hang existiert derseit kein rechtskriftiver Bebanungsplan. Die
planungsrechtliche  Beurteilung  von Bauvorbaben - erfolgt  nach § 34 BauGB. Fiir das
gegenstandliche Grundstiick im Geltungsbereich bestand bereits Baurecht fiir die Ervichtung des
geplanten Gebndes obne eine planerische Aktivitéit der Stadt Maing. Durch die Aufstellung des
Bebauungsplanes "Ma 34" sollen vielmehr die Flichen fiir den weiteren Betrieb eines
Quartierszentrums gesichert werden. Eine Einschrinkung bzw. Reduzzerung der bisher zuldssigen
Bebaunng ist durch die Planung indes nicht vorgesehen. Hierdurch wiirde ein starker Eingriff in
das Eigentum entstehen, was seitens der Stadt Maing nicht gewiinscht ist.

o Wenn ein 7-Geschossiges Gebiude in die Umgebung passe, warum dann
nicht auch ein Flachbau?

Abwigungsergebnis

Das vorhandene Quartiersgentrum bestebt aus einem eingeschossigen Gebiude, das sich in seiner
danfSeren Gestalt dentlich von der umliegenden Bebauung unterscheidet. Ungeachtet dessen ist auf
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der Basis des "Ma 34" auch weiterbin ein eingeschossiges Gebdude zuldssig. Der Bebanungsplan
trifft keine Festsetzungen fiir eine Mindestansnutzung der Grundstiicke. Er lisst anch keine
hihere Grundstiicksansnutzung u als bisher zuldssig. Die Planung fithrt damit nicht 3u einer
flichenbaften Verdichtung der vorhandenen Situation.

Ein jeder Eigentiimer hat das Recht sein eigenes Grundstiick im Rabmen des geltenden Banrechts
anszunutzen. Da viele Grundstiicke im Stadtgebiet bisher hinter dem maximal uldssigen Maff
guriickbleiben, bestebt an vielen Stellen ein reguldres Nachverdichtungspotenzial.

o Im Stadtteil fehlen Sozialwohnungen und altengerechte Wohnungen.
Abwigungsergebnis

Der Himveis wird zur Kenntnis genommen. In den Bebaunngsplan "Ma 34" wird eine
Festsetzung anfgenommen, wonach mindestens 25% der Wobnungen so u errichten sind, dass sie
[forderfahig wiren. Eine Verpflichtung ur Inanspruchnabme der Fordermittel ist im Baurecht
nicht maglich.
Mit der Planung sind damit die Voraussetzungen geschaffen, im Geltungsbereich weitere geforderte
Wobhnungen zu errichten. Dariiber hinans befindet sich die Verwaltung in wunverbindlichen

Gespréichen mit dem derseitigen Eigentiimer, um die Vorgiige der Inanspruchnabme der
Fordermittel aufzuzeigen.

o Wie soll der Standort der sozialen Einrichtungen gesichert werden?
Abwigungsetrgebnis

I Rabmen der getroffenen Festsetzungen des Bebanungsplanes "Ma 34" wird im Erdgeschoss die
Errichtung - von  Wobnungen —ausgeschlossen.  Ziel ~ dieser  Festsetzung  ist  es, einem
Verdringungseffekt vorzubengen und die Erdgeschosslage weiterhin fiir die im fesigesetzten
Allgemeinen Wohngebiet (W.A) zulissigen sozialen Einrichtungen und gewerblichen Nutungen
vorsuhalten.

Eine verbindliche Sicherung der langfristigen Nutzung von Rdumlichkeiten in einem privaten
Gebéude ist durch die Aufstellung eines Bebanungsplanes nicht miglich.

o Marienborn ist stark Larmvorbelastet. Sollen weitere Menschen diesem
Larm ausgesetzt werden?

Abwigungsergebnis

Im Rabmen der Aufstellung des Bebauungsplanes "Ma 34" wurde ein Schallgutachten erarbeitet.
Bei Einbaltung der hierin genannten MafSnahmen sind im gesamten Geltungsbereich gesunde
Wohn- und Arbeitsverhdltnisse gewdbrleistet. Eine Gesundheitsgefabr fiir potenzielle Bewobner
kann vor diesem Hintergrund ausgeschlossen werden.

o Wie soll sichergestellt werden, dass die Kirche weiterhin angemietete
Riume nutzen kann?
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Abwigungsergebnis

- Im Rabmen der getroffenen Festsetzungen des Bebanungsplanes "Ma 34" wird im Erdgeschoss die
Errichtung  von  Wobnungen — ausgeschlossen.  Ziel ~ dieser  Festsetzung  ist  es,  einem
Verdringungseffekt vorsubengen und die Erdgeschosslage weiterhin fiir die im festgesetzten
Allgemeinen Wobngebiet (W.A) zuldssigen sogialen Einrichtungen und gewerblichen Nutzungen
vorzuballen.

Eine verbindliche Sicherung der langfristigen Nutgung von Réumlichkeiten fiir einen bestimmiten
Mieter in eznem privaten Gebénde ist durch die Aufstellung eines Bebaunngsplanes nicht miglich.
Auch wenn die Stadt Maing ein gesteigertes Interesse an dem Forthesteben der sozialen
Einrichtungen im Quartier hat, ist eine Einflussnabme anf den Mietpreis und den Abschluss von
Mietvertréigen nicht miiglich.

Die Stadt Maing ist sebr an einem Fortbestehen der bisher aktiven sozialen Einrichtungen
interessiert. Die hiermit einber gebenden positiven Effekte auf das Umfeld und die Wobngualitéit
im Gebiet werden sebr begriift. Eine Unterstiitzung der Einrichtungen kann jedoch nicht auf
Ebene des Banrechtes erfolgen. Um  Ausfille durch einen Wegfall der vorbandenen
Réiumlichkeiten absumildern, beabsichtigt die Stadt Maing wibrend einer geplanten Banzeit im
offentlichen Raum Flichen fiir Interimscontainer bereit zu stellen, die den wvorhandenen
Einrichtungen angeboten werden.

© Wie will die Stadt auf einen vertretbaren Mietpreis einwirken? Gibt es ggf.
einen Mietzuschuss fiir die GWA-Arbeit?

Abwigungsergebnis

Auch wenn die Stadt Maing ein gesteigerfes Interesse an dem Fortbesteben der sozialen
Einrichtungen im Qnartier bat, ist eine Einflussnabme anf den Mietpreis und den Abschluss von
Mietvertrigen nicht miglich.

Die Méglichkeiten sur Gewdihrung eines Mietzuschusses fiir gemeinniitzige Einrichtungen werden
durch die Stadt Maing unabbdngig vom Inbalt eines Bebauungsplanes gepriift. Im Rabmen des
Banleitplanverfabrens — kinnen  hiergn  keinerlei  _Angaben  gemacht  werden.  Fiir  die
plannngsrechtlichen Inhalte des "Ma 34" ist diese Frage obne Belang.

Abriss und Neubau
o Wie und wo sollen die Einrichtungen wihrend der Bauphase arbeiten?
Abwigungsergebnis
Um auch wéibrend ezner notwendigen Bauphase Raunmlichkeiten fiir den Betrieb der vorbandenen

Gemeinbedarfseinrichtungen vorhalten u kinnen, beabsichtigt die Stadt Maing unabhingig vom
Baileitplanverfahren die Errichtung von Interimscontainern im unmittelbaren Umfeld vorzusehen.

o Wie soll das Gebiet wiederbelebt werden, wenn die bisherigen Mieter
weggezogen sind? '
Abwigungsergebnis

I Zuge der Projektentwicklung ist es Aufgabe des Vorbabentrigers geeignete Mieter fiir die
Belegung des newen Quartierszentrums 3u finden. Sofern maglich, unterstiitzt die Stadt Maing, bei
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der Kommunikation zwischen Eigentiimer und potenziellen Nutzern, um ein  sinnvolles
Nutzungsspektrum im Sinne eines funktionierenden Quartierszentrums u erveichen.

Die Stadt Maing ist sebr an einem Fortbestehen der bisher aktiven sozzalen Einrichtungen
interessiert. Die biermit einher gehenden positiven Effekete anf das Umfeld und die Wohngualitit
im Gebiet werden sebr begriift. Eine Unterstiitzung der Einrichtungen kann jedoch nicht anf
Ebene des Baurechtes erfolgen. Um  _Ausfille  durch einen Wegfall der vorbandenen
Raumlichkeiten abgumildern, beabsichtigt die Stadt Maing wibrend einer geplanten Bauzeit im
offentlichen Raum Fldchen fiir Interimscontainer bereit zu stellen, die den wvorhandenen
Einrichtungen angeboten werden.

o Wie sollen die Beeintrichtigungen durch die Baustelle mit dem
vorhandenen Larm und Verkehr koordiniert werden? ’

Abwigungsergebnis

Die Bewdltigung und Abwicklung von Beeintréchtignngen durch Baustellen ist nicht Gegenstand
der Banleitplanung wund ist in einem Bauleitplan nicht stewerbar. Der Abriss von
Bestandsgebduden und der Bau newer Gebdnde sind bereits uvor anf Grundlage des geltenden
Baurechts maglich. Das worbandene Verkehrssystem ist -ausreichend dimensioniert, um die
anfallenden Verkehrsstrome zu bewdltigen. Die Reduzierung der Beeintrichtigungen und die
Einbaltung ~ von  Immissionswerten  wihrend — des  Baws  ist  Gegenstand  des
Baugenehmigungsverfabrens. '

o Die Infrastruktur (Abwasser und Internet) sei bereits in die Jahre
gekommen. Welche Kosten entstehen fiir die ErschlieBung?

Abwigungsergebnis

Bei dem Geltungsbereich handelt es sich um ein Grundstiick, welches bereits beute bebaut nnd
vollstandig erschlossen ist. Eine gusatzliche Erschlieffung ist fiir die Bebanbarkeit des
Grundstiickes nicht erforderlich. Ob im Zuge der Errichtung eines newen Gebaudes die
vorhandenen Hausanschliisse verdndert oder erncuert werden, ist zwischen Bauberr und
Versorgungstrigern su erortern. Auf Ebene der Bauleiplanung ergibt sich bierans kein
Handlungsbedary.

© Der Marienborner Korridor ermégliche frische Luft fiir die Innenstadt.
Durch die Planung werde dies beeintrachtigt.

Abwigungsergebnis

Auswirkungen auf das Siedlungsklima sind durch die vorliegende Planung nicht su erwarten.
Beziiglich der Frischlufizufubr lisst sich auf Grundlage der vorliegenden Daten folgende
Bewertung abgeben: ' ‘

Die Versorgung des Wobngebictes mit Frisch- und Kaltluft bei sog. antochthonen d.b.
anstauscharmen, windschwachen (Strablungs-)Wetterlagen erfolgt aus Richtung Siidwesten. Im
Bereich des Ober-Olmer-Waldes gebildete Kaltluft fliefSt sodann in den Abend- und Nachtstunden
dem Gefalle folgend siidlich des Staditeils Maing-Lerchenberg Richtung Nordosten, d.bh. nach
Maing-Marienborn. Der Stadtteil wird sowohl iiberstrimt, als auch am Nordrand umflossen. Die
Kaltluft  hat  Siedlungsbesug und ist  planungsrelevant. Der newe Bankérper liegt in
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Stromungsrichtung gesehen "hinter” dem Stadtteil, d.b. im Lee. Erhebliche Beeintriichtigungen der
Versorgung mit Frisch- und Kaltluft kinnen ausgeschlossen werden.

Bei allochthonen Wetterlagen mit hoben Windgeschwindigkeiten kénnen an Gebdndekanten
unangenehme Lufistromungen aufireten. Diese sind in den Obergeschossen stirker und in
Bodenndhe auforund der dort hoberen Rauigkeit geringer, sie sind auf die unmittelbare
Gebindekante beschrinkt und zudem zeitlich begrengt. Diese Luftstromungen und -wirbel sind
typisch fiir bebaute Siedlungsbereiche. Greng- und Schwellenwerte, ab welcher Stirke oder
Hainfigkeit diese Luftstrimungen als erbebliche Beeintrichtignng su bewerfen wiren, existieren
nicht. Eine Gefabrdung der gesunden Wobnverhdltnisse lisst sich hieraus nicht ableiten.

I. Stidtebauliche Gesichtspunkte

e  Durch die etablierte Sozialarbeit konnten im Quartier negative Erscheinungen,
wie wohngebietsbedingte Abgrenzungen und soziale Spannungen eingedimmt
und ein Gemeinschaftsgefiihl der Einwohnerschaft erreicht werden. Durch das
Hineinsetzen eines weiteren Hochhauses wiirde die entstandene Atmosphare
zerstort.

Abwigungsergebnis

Durch die- Aufstellung des Bebanungsplanes "Ma 34" wird kein usitzliches Hochhaus in den:
vorhandenen Quartier ermaiglicht. Mit der Aufstellung des Bebanungsplanes "Ma 34" wird kein
nenes Baurecht geschaffen. Die Maglichkeit 3ur Errichtung eines weiteren Wobngebdudes bestand
bereits zuwvor anf Grundlage von § 34 BauGB. Mithilfe des Bebanungsplanes erfolgt eine
Steuerung der Bebaunngsmaiglichkeit und eine Sicherung der Voraussetzungen fiir eine
Beibehaltung des Angebotes an soZialen Institutionen.

Es kann daber nicht davon awusgegangen werden, dass durch die vorliegende Planung eine
Verschlechterung der bisher suldssigen Situation herbeigefiibrt werde.

e  Dem Quartier stiinden bereits jetzt zu wenige autofreie Flichen zur Verfiigung.
Der Spielplatz sei zu klein und der Bolzplatz liege ungiinstig und store die
Nachbarschaft. Durch den geplanten Ausbau der Autobahn wiirden die
Freiflichen weiter beschnitten. Eine weitere Verdichtung sei unverantwortlich.
Ein Nachweis der erforderlichen Griinflichen sei nicht gefiihrt.

Abwigungsergebnis

Die vorhandenen dffentlichen Spiel- und Freifiichen im Quartier weisen mit ihrer Lage optimale
Voranssetzungen fiir eine Nutzung durch die Kinder und [ugendlichen aus dem Quartier anf. Die
Flachen sind auf kurzen Wegen gut zu erveichen. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
"Ma 34" wird kein newes Baurecht geschaffen, aus dem ein usditzlicher Bedarf generiert wiirde.
Die Miglichkert zur Errichtung eines weiteren Wobngebindes bestand bereits smvor auf
Grundlage von [ 34 BanGB. Ziel ist es, die Voranssetzungen zu schaffen, dass anch weiterhin
ezn Quartierszentrum mit Gewerbe- und Gemeinbedarfsnutzungen im Quartier verbleibt und nicht
durch eine Wohnnutzung verdringt wird.

Diese Zielsetzung wird mit dem Bebanungsplan "Ma 34" verfolgt und erreicht.

e TFir den Stadtteil ware es wunschenswert, die Funktion eines
Quartierszentrums auszubauen. '
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Abwigungsergebnis

Bei dem vorbandenen QOunartiersgentrum handelt es sich nicht um eine dffentliche Einrichtung
sondern eine gewachsene Nutgung in einem privaten Gebdinde. Eine Einflussnabme der Stadt
Maing auf die Ansiedlung bestimmter Nutzungen in einem privaten Gebande ist iiber das
Baurecht nicht maglich. Anfgrund der geringen Griffe des Geltungsbereiches ist eine flachenbafte
Erweiterung des Quartierszentrums dariiber hinaus nicht miglich. Die im "Ma 34" festgesetzte
Grundfliiche der Gebdude entspricht in ibrer Grofle der im Bestand vorhandenen Einrichtungen.
Diese iiberschreiten bereits im Bestand die in Wobngebieten iibliche Grundflachenzahl. Um anch
kiinftig die bestehenden Nutzungen weiter in gleichem Umfang 3u erniglichen, erfolgt jedocb keine
Einschrankung dieser Gebandegrundflichen.

e Der Bebauungsplan treffe keine Aussagen dartiber, wo die etforderlichen
Stellplitze geschaffen werden sollen.

Abwigungsergebnis

Die Anzahl der notwendigen Steliplitze ergibt sich anband der Stellplatzsatzung der Stadt
Maing aus der jewetls angestrebten Nutzung. Beziiglich der Verortung der Stellplitze stebt es dem

. jeweiligen Bauherrn frei, eine Kongeption su entwickeln, wo und wie die Stellplitze im Rabmen
der getroffenen Festsetzungen untergebracht werden. Da es sich beim "Ma 34" wm einen
Angebotsbebaunngsplan handelt, dem kein konkreter Objeketentwurf zu Grunde liggt, ist noch
nicht definiert, wie die Stellplitze anf dem Grundstiick verortet werden. Aufgrund der geringen
GrundstiicksgrifSe ist jedoch davon auszugehen, dass die Errichtung ezner Tiefoarage unter einem
nenen Gebdnde als naheliegende Lisung u erwarten ist.

e FEine bauliche Weiterentwicklung des Quartierszentrums fir Emkauf und
Gastronomie wire sinnvoll.

- Abwigungsergebnis

Bei dem vorhandenen Quartierszentrum handelt es sich nicht um eine dffentliche Einrichtung
sondern eine gewachsene Nutzung in einem privaten Gebaude. Eine Einflussnabme der Stadt
Maing; auf die Ansiedlung bestimmter Nutzungen in einem privaten Gebdude ist iiber das
Baurecht nicht miglich. Aufgrund der geringen Grofle des Geltungsbereiches ist eine flachenbafle
Ernweiterung des Quartiersgentrums dariiber hinaus nicht miglich. Die im "Ma 34" festgeserste
Grundfldche der Gebdnde entspricht in ihrer Grifle der im Bestand vorhandenen Einrichtungen.
Diese diberschreiten bereits im Bestand die in Wobngebieten iibliche Grundflichenzahl. Um auch
kiinflig die bestehenden Nutzungen weiter in gleichenn Umfang n ermiglichen, erfolgt jedoch keine
Einschrinkung dieser Gebandegrundfléchen.

e Die Qualitit der vorhandenen Umgebung der Hochhiuser sei geprigt durch
graue Odnis und Beton und weise keine Qualititen auf.
Abwigungsergebnis
Die iiberwiggenden Flichenanteile der vorhandenen Freifldchen im Quartier befinden sich auf den

privaten Grundstiicken der bestebenden Mebrfamilienhduser. Die Gestaltung dieser Flichen
obliegt  nicht  der Stadt Maing,  sondern  den  jeweiligen  Eigentiimern  bgw.
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Eigentiimergemeinschaften. Eine Aufwerfung der QOnalitit dieser Flachen ist durch die Stadt
Maing nicht beeinflussbar. Die vorhandenen dffentlichen Flichen befinden sich itberwiegend im
Ubergangsbereich ' gur _Autobabn und sind als Abstandsflichen mit einem natiirlichen
Gehilzbewnchs versehen. Diese Flichen itben gerade anforund dieses hohen Griinvolumens, wie
auch der Spiel- und Bolplatz, einen positiven Effekt auf das Mikroklima wund den
Aufenthaltswert der privaten Freiflichen ans.

e Im Quartier fehlen nutzbare Griinflichen im Verhiltnis zur Einwohnerzahl.
Abwigungsergebnis

Im Staditeil Maing-Marienborn besteht ein Defizet an wohnungsbezogenen und wobnungsnahen
Griinriumen (Landschaftsplan der Stadt Maing 2015). Das Defizit ist jedoch geringer als in der
Innenstadt oder auch in den Stadtteilen Mombach oder Weisenan. Die angrenzenden
siedlungsfreien  Bereiche, Ackerlandschaften  nordlich —und  ostlich  des  Staditerls, die
Obstbanlandschaften siidwestlich von Marienborn und auch das Wildgrabental kinnen einen
Anteil der Funktionen der wobnungsnaben Griinrdume itbernehmen. Gleichwoh! wire die
Schaffung von Griinraumen grundsétzlich u begriifien (Landschafisplan der Stadt Maing;
2075).

Die Schaffung von dffentlichen Griinflachen im Geltungsbereich des "Ma 34" auf dem
Privatgrundstiick von 1.537m? ist unter Beachtung der bestehenden Baurechte allerdings nicht
miglich.

e Im neu geplanten Gebidude sei ein Raum fir Feierlichkeiten/Veranstaltungen
vorzusehen.

Abwigungsergebnis

Bei dem vorbandenen Quartierszentrum handelt es sich nicht um eine dffentliche Einrichtung
sondern eine gewachsene Nutzung in einem privaten Gebdnde. Eine Einflussnabme der Stadt
Maing anf die Ansiedlung bestimmier Nutgungen in einem privaten Gebdude ist iiber das
Baurecht nicht bzaw. nur sehr eingeschrinkt maglich. Die Etablierung eines Veranstaltungsraumes
kann einem: Eigentiimer nicht als baurechtliche V'orgabe auferlegt werden.

I1. Soziale Gesichtspunkte

e Das Bauvorhaben sei geeignet die erreichten Ergebnisse der bisherigen,
etablierten Sozialarbeit zu zerschlagen, insbesondere da wihrend der Bauzeit
weniger Raumlichkeiten zur Verfiigung stehen.

Abwigungsergebnis

Durch die Aufstellung des Bebanungsplanes "Ma 34" wird kein susitzliches Gebénde in dem
vorbandenen Quartier ermiglicht und kein nenes Baurecht geschaffen. Die Mdglichkeit fiir den
Eigentiimer sum Abriss des Bestandsgebiaudes und sur Errichtung eines weiteren Wobngebdudes
bestand bereits zuvor anf Grundlage von [ 34 BauGB. Insofern kann nicht angenommen werden,
dass die bisher erfolgte Sozialarbeit durch die wvorliegende Planung beeintrichtiot wird.
Aunswirkungen auf die laufende Arbeit haben gof. Verdnderungen der Mietverhaltnisse, auf welche
die Baulettplanung jedoch keinerle; Einfluss nehmen darf und kann.
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Die Stadt Mainz, ist sebr an einem Fortbestehen der bisher aktiven sogialen Einrichtungen
interessiert. Die hiermit einher gehenden positiven Effekte auf das Umfeld und die Wobngualitit
im Gebiet werden sehr begriift. Eine Unterstiitzung der Einrichtungen kann jedoch nicht auf
Ebene des  Baurechtes erfolgen. Um  Ausfille durch einen Wegfall der vorbandenen
Réumlichkeiten abzumildern, beabsichtigt die Stadt Mainz wéibrend einer geplanten Baugeit im
dffentlichen Raum Fldchen fiir Interimscontainer bereit zu  stellen, die den vorhandenen
Einrichtungen angeboten werden.

e Das Centrum der Begegnung solle laut Planungen des "Ma 34" abgerissen
werden. Durch das neue Bauvorhaben wirden die niedrigschwellige
Angebotsstruktur und die offene Begegnungsstruktur verschwinden, die heute
vorhertschen.

Abwigungsergebnis

Das vorbandene Gebéude weist ein Alter von ca. 40 Jabren auf, so dass aktuell ein beachtlicher
Modernisierungsbedarf besteht. Ein Abriss des Bestandsgebiudes ist planungsrechtlich nicht
erforderlich. Jedem Eigentiimer stebt es frer, ein bestehendes Gebande wumsubanen oder
riickzubanen und nen zu ervichten. Eine twingende Vorgabe sur Vorgehensweise kann der
Bebaunungsplan nicht treffen. Insofern sieht der Bebanungsplan keinen Abriss des bestehenden
Gebiudes vor. Es werden lediglich Rabmenbedingungen vorgegeben, die bei der Neuerrichtung von
Gebinden eingubalten sind.

Auswirkungen auf die niedrigschwellige Angebotsstruktur und die offene Begegnungsstruktur sind
durch den Bebanuungsplan nicht ausgelost.

o Fine Losung fiir neue Riume sei aktuell nicht in Sicht. Die —Containcrlﬁsung
kénne nur bestimmte Aufgaben erfilllen. Nach der Bauzeit musse mit der
Arbeit ggf. wieder bei null angefangen werden.

Abwigungsergebnis

Die Stadt Maing ist sehr an einem Forthestehen der bisher aktiven sozialen Einrichtungen
interessiert. Die hiermit einber gebenden positiven Effekte auf das Umfeld und die Wobhngualitit
im Gebiet werden sebr begriif§t. Eine Unterstiitzung der Einrichtungen kann jedoch nicht auf
Ebene des' Baurechtes erfolgen. Um  Ausfalle durch einen Wegfall der vorhandenen
Réumlichkeiten abzumildern, beabsichtigt die Stadt Maing, wihrend einer geplanten Bauzeit im
offentlichen Raum Flichen fiir Interimscontainer bereit zu stellen, die den vorhandenen
Einrichtungen angeboten werden. Begiiglich Komfort und Raumangebot kann es in den
Containern 3u Einschrinkungen gegeniiber den heutigen 1 erhdltnissen kommen. Die Container
dienen dazu, ein funktionierendes Mindestangebot im Umfeld aufrecht su erhalten und damit eine
kontinuterliche Arbeit obne lange Ausfallzeiten betreiben zu kinnen. Insofern helfen diese
Container, damit nach einer erfolgten Banzeit gerade nicht wieder bei null angefangen werden
7AISS.

e Die Mischung von Liden, Restaurants und Feiern im FErdgeschoss und
Wohnungen in den Obergeschossen fithre voraussichtlich zu Konflikten, die
auch die Kontinuitit der Jugend- und Sozialarbeit gefihrden konne.
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Abwigungsergebnis

Ein Nebeneinander von Wobhnungen mit den aufgelisteten sonstigen Nutzungen (Liden,
Gastronomie und sozzale Einrichtungen) wird grundsitzlich als vertriglich angeseben. Die
Baunutzungsverordnung siebt sowobl Liden als auch Schank- und Speisewirtschaften und nicht
stirende  Handwerksbetriebe  genanso  wie _Anlagen  fiir kirchliche, fkulturelle, soziale,
gesundheitliche und sportliche Zwecke als allgemein uldssige Nutzungen eines allgemeinen
Wohngebietes ohne Einschrinkung vor. Es ist daher nicht davon ausgugeben, dass durch die
Unterbringung der Nutzungen in einemt Gebinde Konflikte ansgelost werden. Dariiber hinaus
besteben im  Zuge der Objekiplanung diverse Maglichkeiten die Nutzungen voneinander
unabhingig im  Gebdnde untergubringen  (getrennte  Eingangsbereiche, _Anordnung von
Freibereichen ete.). Auf diesem Wege kann eine grifiimigliche Trennung erfolgen, um die
auftretenden Einwirkungen untereinander noch weiter 3u minimieren.

ITI. Umwelt- insbesondere Lirmschutzgesichtspunkte

e Der geplante Standort sei fiir die Unterbringung einer Wohnbebauung
ungeeignet.

e Das Larmgutachten zeige, dass die zulissigen Grenzwerte der Larmsanierung
und der Lirmvorsorge auch auf der lirmabgewandten Seite iiberschritten
werden. Hierbei sei eine Vetletzung des Rechts der Betroffenen auf Leben und
korpetliche Unversehrtheit anzunehmen.

e  Das erarbeitete Schallgutachten kranke an vier Fehlern:

1. Die Berechnung der Lirmimmissionswerte basiere auf der nicht mehr
giltigen RLS-90, welche zwischenzeitlich durch die RLS-19 abgelost
worden sel.

2. Es fehle eine Gesamtschau des Lirmaufkommens im Umfeld aus den
einzeln auftretenden Lirmquellen

3. Das Gutachten gehe von einem Ausbau der Autobahn mit einer 9 m
hohen Lirmschutzwand aus. Dieser Ausbau sei aber nicht gesichert. Es
missten daher auch andere Ausbauvarianten bzw. ein Unterbleiben des
Ausbaus einbezogen werden.

4. Die steigenden Verkehrszahlen auf der Autobahn A 63 seien bei der
Larmermittlung unbeachtet geblieben.

e Nach der vorliegenden Untersuchung des Dr. Renk vom 20.12.2020 sei
lediglich ein Teil der nach Stiden gerichteten Fliche des Bauvorhabens bis
maximal zum 2. OG fiir Wohnriume geeignet.

e  Es sei unverantwortlich in einen solchen lirmvorbelasteten Bereich zusatzliche
Wohnungen vorzusehen.

Abwigungsergebnis

Bei dem Grundstiick im Geltungsbereich handelt es sich um ein bestehendes Baugrundstiick,
welches sich inmitten eines bestehenden Wobngebietes befindet. Zwar befinden sich im Bestand
keine Wobnungen auf dem Grundstiick, ein entsprechendes Banrecht bestebt aber bereits dennoch
anfgrund der Pragung durch die Umgebung.

Im Rabmen des Bauleitplanverfahrens wurde das Schallschutzgutachten vom Ingenieurbiiro Dr.
Gruschka GmbH vom 19.11.2020 erarbeitet. Die Ermittlungen eigen anf, dass sich mit
Mafsnabmen der Grundrissorientierung, der Anordnung von Anfenwobnbereichen auf den
schallabgewandten Fassaden, besonderen Mafinahmen des Schallschutzes zur Gewdbrlezstung
einer natiirlichen Beliiftung unter Wabrung des erforderlichen Schallschutzes wie hinterliifiete
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Sekunddrfassaden ete., banlichen Schallschutzmafnabmen ur Démmung der Aunffenbauteile und
schallgeddmmiten Beliiftungseinrichtungen gesunde Wobnverhdltnisse herstellen lassen.

. Beziiglich der befiirchteten Febler des Schallgutachtens kann folgende Klirung herbeigefiibr
werden:

gu 1:

Da der Aufstellungsbeschluss fiir den untersuchungsgegenstandlichen Bebauungsplan vor dem
01.03.2021 erfolgte, ist gemiff § 6 Abs. 2 der Zweiten Verordnung zur Anderung der
Sechzebnten Verordnung zur Durchfiibrung  des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 4.
Nowvember 2020 die RILS-90 anzuwenden, nicht die RLS-19.

su 2.

Wie auf S. 18 der schalltechnischen Untersuchung ansgefiibrt wird, liegt das Plangebiet bei dem
aus Sicht des Schallimmissionsschutzes ungiinstigsten Lastfall "Betriebsrichtung Ost” im Bereich
der Flugldrmbonturen tags wischen 50 bis < 55 dB(A), nachts wischen 45 bis < 50 dB(A).
Damit liegen sum einen die Fluglarmeinwirkungen tags unter den Orientierungswerten der DIN
18005 von tags 55 dB(A) fiir Verkehrsiirm, zum anderen liegen die Fluglarmeinwirkungen am
itherwiegenden Teil der Fassaden deutlich unter den Beurteilungspegeln des Straffenverkehrs, so
dass eine Addition von Strafien- und Flugverkehrsiirm zu keiner grundsitzlichen Anderung der
schalltechnischen Beurteilung fiibrte. Dariiber hinaus sieht weder die DIN 18005, "Schallschuty,
im Stidteban", noch die 16. BlmSchl/, "Verkehrslarmschutyverordnung”, eine Addition von
Straffen- und Flugverkebrslirm vor.

Bei der Berechnung der mafSgeblichen Aufentirmpege! gemdaf§ DIN 4109, "Schallschuts im
Hochban", als Grundlage fiir die Bemessung der erforderlichen Lufischalldénmmung von
Auflenbauteilen schutzbediirfiiger Aufenthaltsraume erfolgt in der schalltechnischen Untersuchung
dagegen normenkonform eine Uberlagerung von Strafien- und Flugverkebrsiiirm (5. Ansfiihrungen
auf S. 11 u. 19 der schalltechnischen Untersuchung).

Zndem ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass Réume, die iiberwiegend sum Schlafen genutzt
werden kinnen, grundsatzlich mit schallgedammten Beliiftungseinrichtungen ansgustatten sind.

i 3.
In der schalltechnischen Untersuchung ist keine Ldrmschutzanlage entlang der A 60
beriicksichtigt.

su 4.

Wie auf S. 14 der schalltechnischen Untersuchung ausgefiibrt wird, liegen der Idrmprognose die
Verkebrsdaten (Mengen) fiir den ""Planfall 4" zu Grunde. Der "Planfall 4" ist die Prognose des
gukiinftigen Verkebrsaufkommens nach vollstandigem Ausban der A 60 und der A 63 im
Bereich des Mainzer Auntobabnrings und stellt fiir das Plangebiet den ans Sicht des
Schallimmissionsschutzes ungiinstigsten Lastfall dar.

Der Einmwendung liegt eine Ausarbeitung sum V'erkebrsldrm von B. Renk vom 20.12.2020 be.
Diese Ausarbeitung wurde mit einer Demoversion einer Schallausbreitungssoftware erstelll.
Gemdff der textlichen Beschreibung wurden V'erkebrszablen des Straflenverkebrs verschiedener
Quellen herangezogen, die Verkehrsmengen selbst werden jedoch nicht niiher quantifiziert. Uber
das verwendete Geldandemodell werden keine Angaben gemacht. Awuch zum  verwendeten
‘Gebindemodell werden keine Angaben gemacht. Es sind keine Angaben enthalten, ob bei der
Berechnung Abschirmungen und Reflexionen beriicksichtigt wiurden.

Die Ausarbeitung ist nach Eindruck des 67-Griin und Unmweltamtes mit einigem Sachverstand
aus  dem  Wunsch  heraus  entstanden,  eine  eigene  erste  Abschatzung  der
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Gerduschimmissionssitnation mit ngdanglichen Mitteln s erstellen. In diesem Sinne zeigt die
Ausarbeitung qualitativ die Larmkonflikte sachgerecht anf.

Im Rabmen des Bauleitplanverfabrens und insbesondere in der Abwdigung wird jedoch anf das im
Rahmen des Bauleztplanverfabrens erarbeitete Sachverstindigengutachten des Ingenienrbiiros Dr.
Gruschka — GmbH  zuriickgegriffen, — da  dieses  mit  der  Vollversion  des
Schallausbreitungsprogramms durch ein Sachverstindigenbiiro berechnet wurde, ein amtliches
Geldndemodell verwendet sowie auf seitens des LBM bereitgestellten Prognose-1 erkebrsmengen
berubt. Die Ergebnisse des Gutachtens sind belastbar, halten einer Uberpnfﬁmg stand und sind
ezne geeignete Grundlage fiir ggf. zu formulierende texctliche Festsetzungen.

e Die Beschreibung der Frischluftsituation widerspreche  der
Klimafunktionskarte der Stadt Mainz. Durch die Bebauung werde die
Frischluftzufuhr in Richtung Innenstadt weiter abgebremst.

Abwigungsergebnis

Die Beschretbung der Klimafunktionen anband der Klimafunktionskarte des Klimaikologischen
Begleitplans (1993) ist weitestgehend richtig. Lediglich die Aussage, dass die Uberquerung der
A 60 anch jiber das Gelinde des Wohngebiets am Sonnigen Hang verlaufe, kann der
Klimafunktionskarte nicht entnommen werden. Auch unter der Annabme eines teilweisen
Uberstromens des  nérdlichen Siedlungskorpers, sind erbebliche  Beeintrichtigungen der
Kaltluftsituation durch einen 5-geschossigen Baukdirper, ostsiidéstlich von den bestehenden
Hochhéusern mit 8 bw. 9-Vollgeschossen nicht erkennbar. Eine Beeintrichtigung der
Frischluftversorgung der Innenstady ist nicht zu befiirchten und fkann ausgeschlossen werden.

IV. Ungestorte Religionsausiibung ,

e Die in Artkel 4 Abs. 2 des Grundgesetzes garantierte ungestorte
Religionsaustibung umfasst auch die Jugend- und Gemeinwesenarbeit. Im Falle
der Verwirklichung des geplanten Vorhabens wiirden die bereits erreichten
Erfolge auf diesem Gebiet zunichte gemacht. Die angebotene Interimslésung
sei absolut unzulinglich. Eine Perspektive fiir die Zeit nach Errichtung des
Bauvorhabens sei nicht gegeben. Das o.g. Grundrecht werde hierdurch
ignoriert und beschadigt.

Abwigungsergebnis

Durch die Aunfstellung des Bebanungsplanes "Ma 34" werden keine Grundrechte beeintréchtigt.
Die kirchlichen Einrichtungen werden in Raumlichkeiten betrieben, die mittels privatrechtlicher
Mietvertrdge von einem privaten Eigentiimer angemietet wurden. Ein Abriss und Neubau eines
bestehenden, sanierungsbediirfligen Gebdudes stebt einem jeden Eigentiimer frei. Durch den

Bebaunngsplan wird dieses Vorgehen nicht ansgelist. '
Fiir das Quartier am Sonnigen Hang existiert dergeit kein rechtskriftiger Bebauungsplan. Die
planungsrechtliche  Beurteilung von Bawuvorhaben erfolgt nach [ 34 BanGB. Fiir das
gegenstiandliche Grundstiick im Geltungsbereich bestand bereits Baurecht fiir die Errichtung eines
Gebdudes obne eine planerische Aktivitat der Stadt Maing. Durch die Aufstellung des
Bebanungsplanes "Ma 34" sollen wvielmebr die Flichen fiir den weiteren Betrieb eines
Quartierszentrums mit den vorhandenen Gemeinbedarfseinrichtungen langfristig gesichert werden.

Mit der Absicht im  dffentlichen Raum  Interimscontainer fiir den weiteren Betrieb der
Gemeinbedarfseinrichtungen — angubieten will die  Stadt Maing  die  bisher  erfolgte
Gemeinwesenarbeit unterstiitzen und den Ubergang von den bisherigen Réumlichkeiten in
migliche nene Rauntlichkeiten vor Ort erleichtern.
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V. Ubergangslésung und Perspektive

e Eine Perspektive fiir die Unterbringung der vorhandenen Einrichtungen in
neuen Raumlichkeiten nach der Interimsphase bestehe noch nicht.

e Die Kostentrigerschaft des Interimsstandortes sei noch unklar.

e Eine rechtliche Sicherung der neuen Riumlichkeiten und eine Finanzierung
selen noch offen.

Abwigungsergebnis

Da es sich bei dem neu 3u ervichtenden Gebdude um ein privates Qbjekt handelt und nicht nm ein
dffentliches Gebdude, obliegt dem jeweiligen Bauberrn die konkrete Objektplanung. Eine
Einflussnabme der Stadt Maing; ist hierbei nicht maglich. In Gespréchen mit dem Eigentiimer
witrde seitens der Verwaltung eine Kontaktaufnabme mit den bisherigen Mietern empfoblen, nm
das Interesse an einem weiteren Mietverhdltnis und die Bediirfuisse an die kiinfligen
Riumlichkeiten abzustimmen. Seitens des Eigentiimers wurde hierbei in Aussicht gestellt, dass die
beiden Triger kiinftig im neunen Gebdude ernent Rdume fiir den weiteren Betrieb der
Einrichtungen anmieten konnten.

Da es sich bei einem Mietverhiltnis um eine privatrechtliche Angelegenbeit handelt, ist eine
Einflussnabme der Stadt Maing nicht moglich. Der Kirche als Trager der Einrichtung stebt es
frei, neben dem nen geplanten Gebdnde anch andere geeignete Raumlichkeiten fiir den Betrieb des
Centrums der Begegnung zu suchen. Aus Sicht der Stadt Maing stellt sich das Quartierszentrim
aufgrund seiner Lage anch weiterhin als geeigneter Standort dar.

Eine rechtliche Sicherung von einzelnen Réinmen in dem neu entstehenden Gebinde ist iiber einen
Bebanungsplan nicht miglich. Fiir eine solche Regelung bietet das Baugesetzbuch keine rechtliche
Grundlage. Die Unterbringung von Anlagen fiir soziale Zwecke ist aber in einem allgemeinen
Wobngebiet an jeder Stelle uneingeschrinkt uldssig. Insofern bedarf es lediglich einer Einigung
swischen Vermieter und Mieter sur Bereitstellung von Raumlichkeiten. Die Finangierung von
angemieteten Réiumen ist indes kein Regelungsgegenstand eines Bauleitplanes. Die jeweiligen
Mietbedingungen sind zavischen Vermieter und Mieter anszubandein und sind nicht Gegenstand
eznes Bauleitplanverfabrens. '

Die Stadt Maing ist sehr an einem Fortbestehen der bisher aktiven sozialen Einrichtungen
interessigrt. Die hiermit einber gehenden positiven Effekte anf das Umfeld und die Wohngualitit
im Gebiet werden sebr begriift. Eine Unterstiitzung der Einrichtungen kann jedoch nicht anf
Ebene des Banurechtes erfolgen. Um _Aunsfille durch einen Wegfall der vorhandenen
Réiumlichkeiten abgumildern, beabsichtigt die Stadt Maing, wihrend einer geplanten Banzeit i
dffentlichen Rawum Flachen fiir Interimiscontainer bereit u  stellen, die den wvorhandenen
Einrichtungen angeboten werden.

Als Interimslosung fiir Angebote der [ugendarbeit- und Gemeinwesenarbeit Am Sonnigen Hang
ist die Ervichtung von Containern auf einem stadtischen Parkplats im Straffenraum der Straffe
"Am Sonnigen Hang" geplant. Hiermit will die Stadt Maing die  bisher erfolste
Gemeinwesenarbeit unterstiitzen und den Ubergang von den bisherigen Réinmlichkeiten in
migliche nene Réumlichkeiten vor Ort erleichtern.

Die Gebaundewirtschaft Maing, hat verschiedene Planvarianten fiir das Aufstellen der Container
erarbeitet. In Abstimmung mit weiteren stidfischen Amtern und den Nutzer:innen wurde eine
Variante ausgewiblt, die in die weitere Planung gebt. Im Awnschluss stehen noch die
Baugenebmigung sowie die Finanzierung der Interimslisung aus. Eine Fertigstellung ist fiir Ende
des Jabres 2021 vorgesehen.
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Die  Kostentriigerschaft  fiir ~diese  Interimsriume ist nicht Gegenstand des  lanfenden
Baunleitplanverfabrens und wird unabbdngig davon zwischen der Stadt Maing und den Trégern
der Gemeinbedarfseinrichtungen vereinbart.

Den Anregungen kann in o0.g. Umfang gefolgt werden.

10. Industde- und Handelskammer fiir Rheinhessen
- Email vom 06.05.2027 -

e Die Ausfﬁhrungen zur eigentiimerunabhingigen Sicherung der moglichen
Ansiedelung von Versorgungsinfrastruktur wird gefolgt. Fur die weitere
Nutzung sollten dariber hinaus die Bestandsunternchmen, die bereits
unmittelbar am Standort vertreten sind, angesprochen werden.

Abwigungsergebnis

Ein Angebot zur weiteren Nutzung der Rdumlichkeiten durch die  bisher anséssigen
Unternehmen in dem bestehenden bzp. einem maoglichen newen Gebdude ist nur durch den
Eigentiimer moglich. In bisher erfolgten Gespréchen wischen Stadt und Eigentiimer wurde dieser
Wunsch bereits an den Eigentiimer herangetragen, der dem Ansinnen wohlwollend gegensiberstand.
Eine weitergehende Einflussnabme der Stadt Maing, ist dariiber hinaus nicht maglich.

Den Anregungen kann in 0.g. Umfang gefolgt werden.

11. Mainzer Netze GmbH
- Email vom 07.05.2021 -

e Eswerden keine Finwinde gegen die Planung vorgebracht.

e Eine ErschlieBung mit Trinkwasser, Erdgas und Strom sei durch das
vorhandene Netz abgedeckt.

e Das Plangebiet grenze im Norden an den Schutzstreifen der 110 kV-
Freileitung der Mainzer Netze GmbH. Der Schutzstreifen dirfe nur mit
Zustimmung der MN bebaut werden. Der Einsatz von Baugeriten, die in den
Schutzstreifen hineinragen konnen, sei bei der Bebauung und spiteren
Instandhaltungsmalnahmen im Vorfeld mit MN abzustimmen und mit
Beschrankungen verbunden.

Abwigungsergebnis

Der Hinwets gum Vorhandensein des Schutgstretfens wird sur Kenntnis genommen. Die geplante
Bebanung tangiert diesen Schutzstreifen nicht. Magliche Einschrinkungen ergeben sich lediglich in
Bezug auf die Durchfiibrung der Baumaflabme. Zu beachten ist dabei, dass der Schutzstreifen anf
einem benachbarten privaten Grundstiick zum Liegen kommt. Eine Inanspruchnabme im Zuge
ezner maiglichen Bebanung des Plangebietes ist daber nicht zu erwarten. Auf die Aufnabme eines
gesonderten Hinweises wird daber verzichtet.

Den Anregungen kann in o.g. Umfang gefolgt werden.
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12, Ortsbeirat Mainz-Marienborn
- Sttzung am 14.04.2021 bzaw. Email vom 07.05.2021 -

e Hs werden Zweifel an der Durchfithrung des beschleunigten Vetfahrens nach
§ 132 BauGB gehegt. Der Verzicht auf eine Umweltprifung werde kritisch
gesehen.

Abwigungsergebnis

Bei dem beschlennigten Verfahren nach § 13a BanGB handelt es sich wm ein reguléires
Banuleitplanverfabren fiir das bestimmte V erfabrenserleichternngen bestehen. Beim "Ma 34" liegen
die formalen V oraussetzungen ur Anwendungen des beschleunigten Verfabrens vor.

Die zuldssige Grundfliche gemaff § 19 Abs. 2 BaulNV'O liggt unterhalb des "Grenzwertes” von
20.000 m?, bis zu dem ein beschlennigtes Verfahren obne Vorpriifung des Einzelfalls nach
Anlage 2 des Baugesetzbuches durchgefiibrt werden kann.

Eine  Ummweltvertriglichkeitspriifung  ist  gemdff  Anlage 1 zum  Gesety  iiber die
Urneltvertriglichkeitspriifung (UVPG) nicht erforderlich. Negative Auswirkungen anf die
Erbaltungsziele und Schutzzmvecke der Gebiete wvon gemeinschafilicher Bedentung wund der
Eurgpdischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes sind durch die
vorliegende Planung nicht gu befiirchten. Dariiber binaus ist die Erstellung eines Upnveltberichtes
gem. § 13a BanGB nicht erforderlich. Sémtliche ummweltrelevanten Aspekte werden im Rabmen
des Bebanungsplanverfahrens aber dennoch beriicksichtigt wnd in der Begriindung um
Bebanungsplan dargestellt.

Fiir das betroffene Grundstiick bestand bereits vor der Aufstellung des Bebauungsplans ein
umfassendes Baurecht auf Grundlage des § 34 BanGB. Durch die _Aufstellung  des
Bebauungsplanes wird kein usatzliches Baurecht geschaffen. Samtliche Eingriffe waren bereits
vorher uldssig. Negative Auswirkungen anf die Umwelt werden durch die Planung damit nicht
ausgelist. Eine umfassende Umwellpriifung eriibrigt sich vor diesem Hintergrund.

e Mit Blick auf die hohe Verkehrsbelastung der Autobahn sowie dem
Flugverkehr wird die Durchfilhrung einer permanenten Schadstoffmessung
gefordert. Die Schadstoffbelastung gefihrde die gesunden Wohnverhiltnisse.

Abwigungsergebnis

Die Forderung nach einer permanenten Schadstoffmessung ist nachvollziehbar, jedoch nicht
verhdaltnismafSig.

Der Stadtteil Maing-Marienborn ist an zwei Seiten von Bundesantobahnen mit vergleichsweise
hober Verkebrsbelastung umgeben. Eine Uberschreitung von Luftschadstoffsrenzaverten ist jedoch
im Geltungsbereich des "Ma 34" aufgrund des Abstandes zun den Schadstoffguellen und anfgrund
der Austauschverhdltnisse nicht gu erwarten. Das Plangebiet liegt in einem Abstand von rd. 80m
bzw. rd. 90m zur BAB A 60 (Fabhrbabnrand und Fabrbahnmitte). Der Abstand zur BAB
A 63 betrdigt mebr als 200 m. Bei austauschstarken Wetterlagen erfolst eine gute Durchmischung
der bodennahen Luftschichten. Sofern Grenzmwertiiberschreitungen aufireten, bleiben diese haufig
auf die unmitielbare Fabrbahn begrenzt. Bei austauscharmen Wetterlagen wird Marienborn mit
Frisch- und Kaltluft ans Siidwesten versorgt. Bodennahe Lufischadstoffe werden nach Nordosten
verdriftet, die Entfernung der Schadstoffe zum Plangebiet wird hierdurch erbibt. Diese Aussage ist
anch in Begug anf Feinstaube (PM 10 und PM 2,5) grundséitzlich giiltig.

In Begug auf Ultrafeinstinbe und ihre Wirkungen anf den Menschen laufen aktuell Forschungen
und Messungen. So werden im Aufirag der HLNUG im Nabbereich und im Umfeld des
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Frankfurter Flughafens Messungen durchgefiihrt, die Riickschliisse anf die Emissionsquellen
ermaglichen sollen. Eine abschlieffende Meinungsbildung und die Festlegung von Grenzwerten fiir
Ultrafeinstéinbe steben noch aus.

Nach den vorliegenden Erkenntnissen ist das Erreichen oder das Uberschreiten von bestehenden
Lufischadstoffgrensawerten im Plangebiet nicht zu erwarten. Die gesunden Wobnverhiltnisse sind
gewdhrleistet.

e Eine Einhausung der Autobahn werde als eine effektive SchutzmaBnahme
angeschen.

Abwigungsergebnis

Die vollstandige Einhausung der Autobabn im Umfeld des Stadtteils Mainzg-Marienborn wiirde
sicherlich u einer Verbesserung der Immissionssituation im unmittelbaren Umfeld fiihren. Diese
Mafnabme liegt jedoch nicht im Zustindigkeitsbereich der Stadt Maing. Die Planung der
Autobabn erfolgt durch die Antobabngesellschaft des Bundes. Die aktuellen Planungen um
Umiban der angrengenden Autobahn A 60 sehen eine vollstandige Einhausung nicht vor.
Gesunde  Wohnverhiltnisse  konnen  auch mit  den aktuell in  Planung  befindlichen
Rabmenbedingungen einer erhéhten Lérmschutzwand erreicht werden.

e Es solle gepriift werden, inwieweit durch die geplante Bebauung auch Folgen
fiir das Mikroklima zu erwarten sind.

Abwigungsergebnis

Auswirknngen auf das Quartiersklima sind durch die vorliegende Planung nicht 3u erwarten.
Beziiglich der Frischlufizufubr lisst sich auf Grundlage der vorliegenden Daten folgende
Bewertung abgeben:

Die Versorgung des Wobngebietes mit Frisch- und Kaltluft bei sop. autochthonen d.h.
austauscharmen, windschwachen (Strablungs-)Wetterlagen erfolgt auns Richtung Siidwesten. Im
Bereich des Ober-Olmer-Waldes gebildete Kaltluft fliefit sodann in den Abend- und Nachtstunden
dem Gefdlle folgend siidlich des Stadtteils Mainz-Lerchenberg Richtung Nordosten, d.h. nach
Mainz-Marienborn. Der Stadttei! wird sowobl iiberstromt, als anch am Nordrand umflossen. Die
Raltluft  hat ~ Siedlungsbesug und ist' planungsrelevant. Der newe Baukirper liegt in
Stromungsrichtung gesehen "hinter” dem Stadtterl, d.h. im Lee. Erhebliche Beeintrichtigungen der
Versorgung mit Frisch- und Kaltluft kinnen ausgeschlossen werden.

Bei allochthonen Wetterlagen mit hoben Windgeschwindigkeiten kinnen an Gebiudekanten
unangenebme Laufistromungen aufireten. Diese sind in den Obergeschossen stérker und in
Bodennébe aufgrund der dort hoheren Rauigkeit geringer, sie sind auf die unmittelbare
Gebdndekante beschrinkt und udem zeitlich begrenzt. Diese Lufistromungen und -wirbel sind
typisch fiir bebante Siedlungsbereiche. Greng- und Schwellenwerte, ab welcher Stirke oder
Hanfigkert diese Laufistrimungen als erhebliche Beeintrichtigung su bewerten wiren, existieren
nicht. Eine Gefiahrdung der gesunden Wobnverhéltnisse lisst sich hierans nicht ableiten.

e Es werde auf die Stellungnahme vom 21.12.2020 im Rahmen der frithzeitigen
Beteiligung der Offentlichkeit verwiesen.

Abwigungsergebnis

Die vorgebrachten Anregungen des Orisbeirates Marienborn in1 Rabmen der ﬁz}‘b{eit{gm
Beteilignng der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BanGB wurden bereits im Vermerk sur
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Jrithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit dargestellt und sind damit in das Bauleitplanverfabren
und die Abwdgung eingeflossen.

Lérm

©  Das Amt 67 weise in seiner Stellungnabme anf die ungeliste Lirmproblematik bhin und
emipfeble wegen der Lérmproblematik in den oberen Geschossen anf die Ausweisung eines
Allgemeinen Wobngebietes zu verzichten wund stattdessen nur ein Quartierszentrum
AUSTHIWELSEN.

o Das vorgesehene Banfeld liege zur Halfte in der Baubeschrinkungszone der Autobabn.

o Es werde besweifelt, dass die Uberschreitung der W.A-Lirmwerte allein durch die
Gebdudeform und die Ausrichtung der Anfenthaltsranme eingedammt werden kinne.

e Nach dem BlmSchG miissen rechtliche Vorschriffen so ausgestaltet sein, dass sie vor
ungumutbarer Iérmbeldstigung schiitzen und damit einer Gesundbeitsgefahr vorbengen.

©  Der gesamte Aufenthalisraum der Bevilkerung solle vorliegend geschiitzt werden. Es solle
eine schalltechnische Untersuchung erstellt werden und planerische MafSnabmen getroffen
werden, um die im Quartier lebenden Menschen zu schiitzen.

o Es werde empfoblen von der Ausweisung eines allgemeinen Wobngebietes abusehen und
stattdessen ein reines Quartierszentrum in 2-geschossiger Bauweise vorsusehen.

o  Es werde auf eine von Herrn Dr. Burkhard Renk erstellte " Analyse der Lérmbelastung
Am Sonnigen Hang 8/ Ma 34" hingewiesen, welcher der Anregung beigefiigt wurde.

Abwigungsergebnis

I Rabmen der frithzeitigen Amterkoordinierung sur Ermittlung der Rabmenbedingungen
wurde berets seitens des stadtischen 67-Griin- und Umweltamtes anf die  vorbandene
Lérmbelastung hingewiesen. Bis zur Lisung des Schallproblems wurde daber empfohlen,
gundchst keine larmempfindlichen Nutzungen im Geltungsbereich vorzuseben.

Auf dem Grundstiick existiert bereits vor Aunfstellung des Bebauungsplanes "Ma 34" ein
Baurecht nach § 34 BauGB, welches die Errichtung eines mebrgeschossigen Gebdudes mit einer
Wobnnutzung sulisst. Stadtebanlich gliedert sich eine mebrgeschossige Wobnbebanung in die
vorbandene Struktur der bestehenden Siedlung ein und fiihrt nicht zu stadtebanlichen
Spannungen. Die vorbandenen grofiziigigen Gebdndeabstinde lassen eine weitere Bebaunng zu,
ohne dass hieraus negative Answirkungen anf die vorbandene Wobhngualitdt resultieren.

- Unabbingig davon sind bei der Festsetzung einer Wobnnutzung die V oraussetzungen fiir die
Sicherung gesunder Wobnverhiltnisse su schaffen. Da der Geltungsbereich durch die genannten
Schallguellen  erheblich — durch  Verkebrslirm — vorbelastet  ist, wird im  Zuge des
Bebanungsplanverfabrens ein Schallgutachten erarbeitet, welches priifl, ob die bisher vorgesebene
Planung die Sicherung gesunder Wobnverhdltnisse gewdihrleisten kann. Auforund der
iiberschligigen Voruntersuchungen wird bislang davon ansgegangen, dass mit der geplanten 1-
[formigen Gebandeform eine ansreichende Abschirmung erveicht werden kann.

Sobald die Ergebnisse des Gutachtens vorliegen fliefien die Inbalte und ggf. notwendige
MafSnabmen zur Sicherung gesunder Wobnverhdltnisse in die weitere Planung ein.

Im Rabmen des geplanten Autobabnausbaus soll ein verbesserter Schallschuts entlang der
Autobabn vorgesehen werden, der die vorhandene Wobnbebanung vor den Lirmeinwirkungen
des Verkehrsldrms schiitzt. Dieser wird awch der zuldssigen Bebauung innerbalb des
Geltungsbereiches  des "Ma 34" zu Gute fkommen. Bei der Priifung der gesunden
Wobnuverhdltnisse wird zum gegenwdrtigen Zeitpunkt jedoch die lauteste Situation sn Grunde
gelegt, da der exakte Zeifpunkt des Autobabnausbans noch nicht bestimmt werden kann. Ziel
ist es, die geplante Nutzung anch unter den heutigen 1 oraussetzungen ermiglichen zu kinnen.
Durch die vorgesebene Larmschutgmafinabme entlang der Autobahn im Rabmen des Aushans
wiirde  sich dann  die  Lirmsitnation  weiter verbessern. Bei  der Ermitthung  der

Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG2\Groh\3-677.rg.docx Stand: 21.09.2021 24 von 31



Vermerk Behdrdenbeteiligung "Ma 34"

Schalleinwirkungen anf das Plangebiet werden dabei auch. die anfiretenden Reflektionen von den
bestebenden Gebduden gepriift.

Aunforund der Niéhe des Geltungsbereiches zur Autobahn A 60 befinden sich Teile des
betroffenen Grundstiickes in der Baubeschrinkungszone der Autobahn. Aus diesem Grund
wird im Rahmen des weiteren Bauleitplanverfabrens der Strafenbanlasttréiger der Autobabn,
der Landesbetrieb Mobilitat (LBM), im Zuge der Betetligung der Bebirden und sonstigen
Tréger offentlicher Belange beteiligt. Sofern sich hieraus Einschrinkungen ergeben, werden diese
in die Planung einfliefSen.

Von ezner Beschrinkung der Gebdndehohe anf zwei Geschosse wird abgeseben. Die Errichtung
einer Wohnnutzung fiigt sich in das vorhandene Umfeld ein, welches durch eine iiberwiegende
Wobnnutzung domintert wird. Eine Beschrinkung der Nutzungen in den Obergeschossen auf
eine rein gewerbliche Nutzung erscheint an diesem Standort unverhdltnismdffig. Die gewerblichen
Nutzungen dienen rein der Quartiersversorgung. Aufgrund der abgeschiedenen Lage handelt es
sich nicht nm einen klassischen Gewerbestandort. Auch die geplante Gebindehibe von fiinf
Geschossen fiigt sich in das stadlebanliche Umfeld ein, welches von G- bis 16-geschossigen
Gebdinden geprigt ist.

Der Einwendung liegt eine Ausarbeitung sum Verkehrsldrm von B. Renk vom 20.12.2020
bei. Diese Ausarbettung wurde mit einer Demoversion einer Schallausbreitungssoftware erstellf.
Gemdf§ der textlichen Beschreibung wurden 1 erkebrszablen des Straflenverkebrs verschiedener
Ouellen herangezogen, die Verkebrsmengen selbst werden jedoch nicht niber quantifiziers. Uber
das verwendete Gelindemodell werden keine Angaben gemacht. Auch um  verwendeten
Gebdndemodell werden keine Angaben gemacht. Es sind keine Angaben enthalten, ob bei der
Berechnung Abschirmungen und Reflexionen beriicksichtigt wurden.

Die Ausarbeitung ist nach Eindruck des 67-Griin und Umnweltamtes wiit einigem Sachverstand
ans  dem  Waunsch  heraus  entstanden,  eine  eigene  erste  _Abschatzung  der
Geriuschimmissionssituation mit uganglichen Mitteln u erstellen. In diesem Sinne eigt die
Ausarbeitung gualitativ die Ldrmbkonflikte sachgerecht auf.

Im Rabmen des weiteren Bauleitplanverfabrens und insbesondere in der Abwdignng wird jedoch
anf das im Rabmen des Bauleitplanverfabrens erarbeitete Sachverstindigengutachten des
Ingenienrbiiros Dr. Gruschka GmbH {ltﬂ?ﬂégegﬂﬁﬁ, da dieses mit der Vollversion des
Schallansbreitungsprogramms durch ein Sachverstindigenbiiro berechnet wurde, ein amtliches
Geldndentodell verwendet sowie anf seitens des LBM bereitgestellten Prognose-1"erkebrsmengen
berubt. Die Ergebnisse des Gutachtens sind belastbar, halten einer ﬂberpri'gfzm‘g stand und sind
ezne geeignete Grundlage fiir ggf- u formulierende textliche Festsetzungen.

Stidtebauliche Dichte
o  Das Quartier "Am Sonnigen Hang" weise bereits jetzt mit ca. 1.500- Einwobnern eine
* hobe bauliche Dichte auf. Die geplante Verdichtung um weitere 25 bis 30 Wobneinbeiten
fiibre zu einer Verscharfung der Situation. Die geplante Geschossigkeit und die
Gebdndekubatur sollten hinsichtlich der stadtebaulich vertriglichen Wobndichte gepriift
werden und nicht allein hinsichtlich des Einfiigungsgebotes nach § 34 BauGB.

©  Belange des Quartiersklimas finden in dem Planentwurf nur geringe Beachtung.
Abwigungsergebnis
Aufgrund der aktuellen Bebanungsstruktur weist das Quartier Am Sonnigen Hang eine hohere

Wobnungsdichte anf, als der iiberwiegende Siedlungsbereich Marienborns. Die nach dem
"Ma 34" zuldssige Bebauung ermiglicht aufgrund der Grifle des Plangebietes nur ein
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angemessenes Potenzdal an usiatzlichen Wobneinbeiten fiir das Quartier. Dardiber binaus ist gu
beachten, dass bereits suvor anf Grundlage des §34 BauGB ein Baurecht fiir die Ervichtung
weiterer Wohneinheiten bestand. Ein Weglall der bisher suldssigen Grundstiicksausnutung
wiirde einen erheblichen Eingriff in das Eigentum bedeuten, was einer Enteignung gleichzusetzen
ware.

Die geringfiigige Zunabme der Wobneinheiten im Quartier um lediglich 25-30 Wobneinbeiten
fiibrt  nicht g erbeblichen 1V erschlechterungen der  bisherigen Wobnumfeldsituation. Im
Gegenzug wird durch die vorliegende Planung die planungsrechtliche Grundlage ur Sichernng
der Quartiersversorgung geschaffen und ein Fortbestand des worbandenen Quartiersgentrums
langfristig deutlich attraktiver. Mit der Planung kann damit ein Beitrag sur Stabilisierung der
Wobngualitdt erreicht werden. '

Auwswirkungen anf das Quartiersklima sind durch die vorliegende Planung nicht zu erwarten.
Beziiglich der Fragestellung sur Frischluftzufubr lisst sich auf Grundlage der vorliegenden
Daten folgende Bewerfung abgeben:

Die Versorgung des Wobngebietes mut Frisch- und Kaltluft bei sog. antochthonen d.h.
austanscharmen, windschwachen (Strablungs-)Wetterlagen erfolgt ans Richtung Siidwesten. Im
Bereich des Qber-Olmer-Waldes gebildete Kaltiuft fliefit sodann in den Abend- und
Nachtstunden dem Gefille folgend siidlich des Stadtteils Mz.-Lerchenberg Richtung Nordosten,
d.b. nach Mg.-Marienborn. Der Stadtteil wird sowohl iiberstrimt, als auch am Nordrand
umflossen. Die Kaltluft hat Siedlungsbezug und ist planungsrelevant. Der newe Baukirper liegt
in  Stromungsrichtung ~ gesehen  "hinter”  dem  Stadtteil, dbh. im ILee. Erbebliche
Beeintréchtigungen der 1 ersorgung mit Frisch- und Kaltluft kinnen ansgeschlossen werden.

Bei allochthonen Wetterlagen mit hoben Windgeschwindigkeiten kinnen an Gebdudekanten
unangenehme Lufistromungen aufireten. Diese sind in den Obergeschossen stirker und in
Bodenndbe anfgrund der dort hoberen Ranigkeit geringer, sie sind auf die nnmittelbare
Gebdudekante beschrankt und Zudem Zeitlich begrengt. Diese Luftstromungen und -wirbel sind
typisch fiir bebaute Siedlungsbereiche. Greng- und Schwellemwerte, ab welcher Stirke oder
Hoinfigkeit diese Lufistromungen als erhebliche Beeintrachtigung u bewerten wiren, existieren
nicht. Eine Gefiabrdung der gesunden Wobnverhdltnisse lisst sich hieraus nicht ableiten.

" Soziales Umfeld Am Sonnigen Hang

o Mit der beabsichtigten Baumafinabme drobe ein massiver Verlust der Infrastruktur
(Gaststitten und Einkanfsmarkt, soziale Einrichtungen). Es sei unklar, wie in der Baugeit
Ersatzraumlichkeiten im Quartier zur Verfiigung gestellt werden konnen.

o Der Bebanungsplan kinne nicht sicherstellen, dass sich die vorhandenen Institutionen die
Mieten in einem Nenban leisten konnen. Der Ortsbeirat Marienborn fordere daber den
Erbalt des Einkaufsgentrums u vertretbaren Mieten fiir die sozialen Einrichtungen und
Einrichtungen des drtlichen Bedarfs. Zumindest bediirfe es einer verbindlichen Verpflichtung
entsprechende _Ausweichguartiere fiir die og. Institutionen wébrend der Bangeit zur
Veerfiigung zu stellen. -

Abwigungsergebnis

Die Stadt Mainzg beabsichtigt unabbdngig von der Aufstellung des Bebauungsplanes wibrend
ezner voraussichtlich anstehenden Bauzgeit Ausweichraumlichkeiten fiir die bestebenden sozialen
Einrichtungen anzubieten. Dergeit werden Mdglichkeiten gepriift, um Container im dffentlichen
Rawm zu errichten.  Diese _Ausweichrinme werden  allerdings "nur"  fiir die sozialen
Einrichtungen vorgehalten und nicht fiir Gewerbebetriebe.

Eine Einflussnahme der Stadt Maing anf die Mietbedingungen in einem privaten Gebaude ist
weder durch einen Bebauungsplan, noch auf anderem Wege midglich. Hierzu bedarf es einer
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[freiwilligen  Bereitschaft  des  Gebdndeeigentiimers. In  bereits  erfolgten  Gespréichen  der
Stadtverwaltung mit dem derzeitigen Grundstiickseigentiiner ist seinerseits ein grofies Interesse
an einer weiteren Nutzung durch die bestehenden Einrichtungen bekundet worden. Der
Abschluss von Mietvertriigen obliegt jedoch einzig den betroffenen Parteien (Mieter/ Vermieter).
Der Wunsch der Bewobner nach einem Erbalt aller ansdssigen Nutzungen (insbesondere anch
der jeweiligen Betreiber) ist jiber das Baurecht damit nicht stewerbar. Mit dem Bebanungsplan
kann lediglich gestenert werden, dass bestimmte Flichenanteile (3. B. die Erdgeschossiage) nicht
durch andere Nutzungen belegt werden konnen.

Nihe zu Hochspannungsleitungen

o  Die Ndbe der geplanten Bebauung su der vorhandenen Hochspannungsleitung wurde im
bisherigen  Verfahren nicht ausreichend  gewiirdigl. Eine entsprechende Analyse sei
erforderlich.

Abwigungsergebnis

In Bezug auf das Thema "Nihe 0 Hochspannungsleitungen” werden ur Beurteilung der
Abstandserlass NRW und die 1Al Himweise zur Durchfiihrung der Verordnung iiber
elektromagnetische Felder herangezogen. Unter Ziffer 2.5 des Abstandserlasses NRW wird auf
Hochspannungsfreileitungen eingegangen. Fiir diese soll die Beurteilung im Rabmen der
Bauleitplanung gemaff Anhang 4 vorgenommen werden. Bei der Hochspannungsfreileitung
handelt es sich nach Angaben der Mainzer Netze GmbH um eine 110 k17 Leitung.
Dementsprechend  betrdgt der erforderliche Schutzabstand nach Anbang 4 zwischen der
Trassenachse und dem Rand des Wobngebietes 10 .

Nach den LAI Hinweisen gur Durchfiibrung der Verordnung iiber elektromagnetische Felder
Ziffer 11.3.1 betrigt der Einwirkungsbereich einer 110V Leitung 10 m. Das geplante
Wobngebiet liggt weiter als 10 m vom dufSersten Leiter entfernt und somit anferbalb des
Einwirkungsbereiches der Hochspannungsfreileitung. Es ist daber nicht davon anszugeben, dass
von der Hochspannungsleitung negative Auswirkungen auf die geplante Wobhnbebanuung
entstehen.

Parkplitze
o Die Problematik der Parkplitze sei nicht ausrezchend gewiirdigt, insbesondere wibrend der
Banzert.

Abwigungsergebnis

Eine Stellplatzerhebung ither den hentigen Stand ist aktuell wegen der COVID-Pandemie bzw.
deren _Auswirkungen nicht sinnvoll. _Aunssagekriftige, belastbare Ergebnisse fiir den
"Normalfall” sind hierans nicht abzuleiten.

Den Abtetlungen Verkebrswesen und Straflenverkehrsbehorde liegen keine Informationen oder
Hinweise ither eine bisherige Stellplatzproblematik vor. Stellplitze im dffentlichen Raum sind
derzert in ausreichender Angabl vorbanden. Eine Nutzung der Stellplitze durch Anwobner
insbesondere in den Nachtstunden ist kein alleiniges Indiz fiir eine Konfliktsituation und einen
Mangel an Stellplitzen.

Die nachzuweisenden Stellplitze, welche durch die nen geplante Nutzung erforderlich werden,
stnd tm Zuge des Bauvorbabens gu erbringen. Im Rabmen der Banantragshearbeitung wird
seitens  der  Verkebrsverwaltung zudem ein  Hinweils anf die  Bereitstellung  von
Besucherstellplitzen anf dem privaten Grundstiick vorgebracht.
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Planerfordernis

©  Nachdem der bisherige Bawuwerber abgesprungen ist, sei fraglich, ob weiterhin ein
Planerfordernis bestebe.

o Die Art der baulichen Nufzung solle als Fliche fiir soziale, kulturelle oder
gemeinbedarfliche Nutzungen sowie einer V ersorgungsinfrastruketur festgelegt werden.

Abwigungsergebnis

Die Aunfstellung des Bebanuungsplanes dient der langfristigen Sicherung der Flichen im
Erdgeschoss des  bestehenden Quartiersgentrums. Unabbingig vom Bamwerber wund evtl.
privatrechtlichen  Regelungen besteht jederseit die Moaglichkeit, dass durch eine banuliche
Veeranderung die vorhandenen fiir das Alltagsleben und die Sozialstruktur wichtigen
Einrichtungen fiir das Wobnguartier durch eine Wobnnutzung ersetzt werden und damit anf
lange Sicht entfallen. Die Sicherung eines Angebotes an sozialen Einrichtungen wund
Dienstleistungen fiir das Wohnguartier durch aktive Banleitplanung ist daber ein wichtiger und
nachhaltiger Beitrag ur Aufrechterhaltung der Versorgungs- und Soialstruktur des
Wobnguartiers. Eine Verdringung bzw. Konkurrengsituation mit der Wobnbebanung ist nur
dann u vermeiden, wenn eine bauplanungsrechtliche Sicherung erfolgt. Das Erfordernis sur
Aufstellung eines Bebaunngsplanes ist auch bei einemr V'orhabentrigerwechsel uneingeschrinkt
Legeben.

Die Festsetzung einer Fliche fiir soiale und kulturelle Einrichtungen wiirde dem Charakter des
bentigen Quartiersgentrums nicht entsprechen, da hierin nur ein Teil der bisherigen Nutgung
sulissig ware. Der Bestand stellt sich als eine Mischung aus unterschiedlichen Nutzungen dar.
Hierbei handelt es sich um Anlagen fiir soiale Zwecke, Schank- und Speisewirtschaften sowie
Liéden, die der Versorgung des Gebiets dienen. Dariiber hinaus sollen noch erginzende
Nutzungen wie nicht storende Handwerksbetriebe oder Gewerbebetriebe ermiglicht werden (3.B.
Frisr, Reisebiiro 0.d.). Eine Nutgungskategorie, die ausschlieflich die geforderten Nutzungen
guldsst, existiert in der Baunutzungsverordnung (BaulNV'O) nicht. Daritber bhinaus ist das
Quartier durch eine Wobnnutzung geprigt. Die genannten Nutungen sind allesamt in einem
Algemeinen Wobngebiet (\W.A) nach § 4 BaulNV'O allgemein bzw. ansnabmsweise uldssig.
Mit der getroffenen Festsetzung und dem Ausschluss einer Wobnnutzung im Erdgeschoss ist das
Ziel zur Schaffung von Banrecht fiir die Ansiedlung von Gemeinbedarfseinrichtungen nnd
Nutzungen ur QOnartiersversorgung ausreichend gewabrt.

Den Anregungen kann in 0.g. Umfang gefolgt werden.

13. SGD Siid , Obere Landesplanungsbehorde
- Email vom 14.04.2021 [ landesplanerische Stellungnabme -

e Die Planung entspreche den Erfordernissen der Raumordnung. Es werden
keine Anregungen vorgebracht

Abwigungsergebnis
Die /and;ejplarzeri.mbe Stellungnabme wird zur Kenntnis genommen.

Den Anregungen kann gefolgt werden.
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14. SGD Siid, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz
- Schreiben vom 03.05.2021 -

Grundwasserschutz, Trinkwassetversorgung

e  Der Geltungsbereich befinde sich nicht in einem Trinkwasserschutzgebiet.

e  Es seien keine Grundwassernutzungen bekannt.

e  Fir eine Grundwasserhaltung wihrend der Bauphase sei eine wasserrechtliche
Erlaubnis einzuholen.

e Sofern die Sammlung von Niederschlagswasser zur Brauchwassernutzung
vorgesehen sei, sollten Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen werden.

e  Aufgrund der geplanten Geschossigkeit solle mit dem Wasserversorger gepriift
werden, ob ein ausreichender Druck zur Verfiigung steht.

e Fir die Nutzung von Erdwirme sei ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren
erforderlich.

Abwigungsergebnis

Die Himweise werden sur Kenntnis genommen. Fiir die Banleitplanung ergibt sich hierans kein
besonderer Regelungsbedarf.

In den Bebanungsplan wird ein Hinweis sum Umgang mit anfallendern Niederschlagswasser
aufgenonimen.

Auf die Aunfnabme eines Hinweises 3u Brauchwasseranlagen wird verichtet, da nicht explizit
vorgesehen ist eine solche Anlage su betretben. Entsprechende Vorgaben sind im Rabmen der
Banaunsfiibrung zu beachten und nicht Bebauungsplanrelevant.

Der susténdige Versorger fiir die Bereitstellung mit Trinkwasser wurde im Rabmen dieses
Abnbirverfabrens ebenfalls beteiligt. Die Versorgung mit Trinkwasser ist sichergestellt.

Bodenschutz
e Im Geittmgsbereich selen keine Verdachtsflichen, Altstandorte oder sonstige
schiadliche Bodenverinderungen bekannt.

Abwigungsergebnis

Die Himveise werden zur Kenntnis genommen. Fiir die Bauleitplanung ergibt sich hieraus kein

besonderer Regelungsbedary.

Den Anregungen kann gefolgt werden.

15, Telefonica Germany
- Email vom 23.04.2021 -

e Durch das Plangebiet filhren zwei Richtfunkverbindung in einem Korridor
zwischen 15 und 45 m tber Grund. Geplante Konstruktionen und Baukrine
diirfen nicht in diese Trasse ragen. BEs werde um Ubernahme der
Richtfunktrasse in die Planung bzw. den Flichennutzungsplan gebeten.

e Innerhalb der Trasse selen Bauhohenbeschrinkungen festzusetzen, um
Beeintrichtigungen zu vermeiden. Zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen sein
ein vertikaler Schutzabstand von mindestens 15 m bzw. ein horizontaler
Schutzabstand von mindestens 30 m einzuhalten.
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Abwigungsergebnis

Die angegebene Richtfunkirasse befindet sich nach dem mitgelieferten Planausschnitt nicht
- innerhalb des Geltungsbereiches, sondern in dessen Nachbarschaft.

Die vorhandene Antenne befindet sich auf dem Dach des benachbarten Gebdudes in einer Hobe
von 28,65m iiber dem Geldnde. Das geplante Gebiude im Geltungsbereich des "Ma 34" ist nur
bis u einer Hobe von maximal 17 m zuldssig und bleibt damit weit unterbalb der Hobe der
Antennenanlage. Storungen der Richtfunkyverbindungen durch die 3uldssige Bebauung kinnen vor
diesem Hintergrund ausgeschlossen werden.

Die Errichtung von Baukrénen ist durch die Festsetzungen im Bebauungsplan nicht stewerbar.
Auf die Aufnabme eines Hinweises zum Vorbandensein einer Richtfunkverbindung in der
Nachbarschaft wird verzichtet. Eine Beeintrachtigung ist durch die Bebanung im Geltungsbereich
nicht u envarten.

Den Anregungen kann in o. g. Umfang gefolst werden.

16. Vodafone Kabel Deutschland
- Email vom 04.05.20217 -

e Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien des Unternehmens.
Ein entsprechender Leitungsplan wurde tbersandt.

e Die vorhandenen Anlagen seien bei der Bauausfithrung zu schiitzen bzw. zu
sichern und diirfen nicht iberbaut werden.

e Sofern eine Umverlegung der Leitungen erforderlich wird, werde um eine
frithzeitige Abstimmung gebeten.

Abwigungsergebnis

Im Geltungsbereich des Bebanungsplanes "Ma 34" sind keine ErschliefSungsflichen festgesett, da
der Geltungsbereich nur eine geringe Grifie aufweist und die hierin enthaltenen Flichen itber die
umiliegenden Verkebrsflichen bereits vollstandig erschlossen sind.

Bei den  worhandenen Telekommunikationsleitungen handelt es sich lediglich wum  einen
Hansanschluss. Festsetzungen zur Sicherung dieser Lettungen sind nicht erforderlich. An der
vorhandenen Sttuation der Leitungstrassen wird durch die Aufstellung des Bebauungsplanes nichts
verdndert.

Den Anregungen kann in o0.9. Unifang gefolgt werden.

17. Wirtschaftsbetrieb Mainz A6R
- Schreiben vom 22.04.20217 -

e Entsprechend dem  aktuellen  Wasserhaushaltsgesetz  bzw.  dem
Landeswassergesetz gelte bei dem Umgang mit Niederschlagswasser der
Grundsatz: Versickerung vor Riickhalten vor Ableiten.

Es bestehe das Ziel, anfallendes Niederschlagswasser dezentral zu versickern.

e DBeziglich des "Ma 34" sei folgende entwisserungstechnische ErschlieBung

moglich:
o Die Entwisserung ist bis zum Ubergabeschacht im Trennsystem
vorzusehen.
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o Das anfallende Schmutzwasser kann mengenmilig an die bestehende
Kanalisation angeschlossen werden.

o Fir das anfallende Regenwasser seien die nach LWG geforderten
Versickerungsmoglichkeiten Zu prifen. Es sel ein
Regenwasserbewirtschaftungskonzept zu erstellen.

Abwigungsergebnis

Bei dem Bebauungsplan "Ma 34" handelt es sich um einen Angebotsbebaunngsplan. Ein
konkretes  Vorbaben liegt der Planung niwcht zu  Grunde. Die Erstellung  eines
Regenwasserbewirtschafiungskonzeptes ist erst anf Basis einer konkreten Objeketplanung sinnvoll
mdglich. Grundsétzlich besteht anf dem Grundstiick die Moglichkeit Niederschlagswasser vor Ort
g versickern. '

Der Hinwets sur Ableitung des Schmutzawassers wird ur Kenntnis genommen.

Den Anregungen kann gefolgt werden.

Mainz, 21.09.2021

oh
II.  Dem Amt 67, Umweltkoordination z. K. und z. w. V. hinsichtlich der Umweltpriifung )
III. Nach Fortschreibung der Verfahrensdaten durch 61.2.0.1 z. d. Ifd. A.

IV. Den tangierten Fachimtern (Amt 10, 12, 37, 50.03, 60.03, 70)z. K.

Mainz, 21.09.2021
61-Stadtplanungsamt

Strébach
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ToB 1

Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen I'rager offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemilB § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
grinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf Groh
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-12 3043
Zitadelle Bau B Fax: 06131-122671
Postfach 38 20 ’ E-Mail: ralf.groh@stadt.mainz.de
55028 Mainz Akiz.: 6126 Ma 34

Stadtverwaltung Main;
61 - Stadtplanungsam

L

Verfahren / Planung / Projekt:

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Eingang: 0 6. April 2021

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang{ | Antw. Daz. | z.d G A | wwi TR
spatestens bis 07.05.2021 Aot: | 0 1 [ 27T 3 3

8a: (o] 1]Z 314|567 8] 9
Erdrterungstermin: 2 88 Jolvl2l a4 5Ta]> 515
Datum: o
Uhrzeit: -
Ort: AL ;

/

Stellungnahme der Beh&rde oder des sonstigen Triigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

10-Frauenburo - Stadthaus, GroRRe Bleiche 46 / Léwenhofstrale 1
12 32 53 corinna.appelshaeuser@stadt.mainz.de

O Keine Stellungnahme erforderlich

O Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan berithren kénnen mit
Angabe des Sachstands:
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O Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

[z Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

Beziiglich Tiefgaragen sind die Sicherheitskriterien fiir Parkh&user und Tiefgaragen zu beachten. Nicht einsehbare sowie
dunkle und verschattete Bereiche sind zu vermeiden (Bitte fiir ausreichende Beleuchtung sorgen, auch im
Aulenbereich). Insbesondere ist.darauf zu achten, dass die Einstellplétze iiberschaubar gestaltet werden. Stellflachen
fiir Mobilitatseingeschrénkte sollen so angeordnet sein, dass diese Nutzerinnen und Nuizer selbsténdig auf kiirzestem
Weg einen Ausgang erreichen kénnen. Parkplatze fiir Frauen und Mutter-Kind-Parkplétze sind wiinschenswert.

Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut einsehbar und barrierefrei gestaltet werden.

Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels wére eine paritatische Auswahl von Unternehmern und Unternehmerinnen
wiinschenswert. .

O Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachidmtern auszufiillenl) .

D Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, 06.04.2021 10-Frauenbiiro N

Ort, Datum Dienststelle Uﬂtersc}u%ift, Dienstbezeichnung

A



T0B 2

% Landeshauptstadt
Mainz

Stadtverwaltung Mainz | Amt 12 | Postfach 3820 | 55028 Mainz 12-Amt fiir Stadtforschung und
nachhaltige Stadtentwicklung

61 - Stadtplanunesamt  j————= e Melanie Wehlisch
Y = Stadtverwraltung Mainz

61 - Stadtplanungsamt Postfach 3820
55028 Mainz

Standort Malakoff Passage
Zimmer 03

Eingangg 27 Apl‘il/ 2021 _ ; RheinstraBe 4 G

|
L | Tel. 06131 12-2082
Antw.Dez. | z.d A | wv. [ R ’\ Fax 0613112-2926
Abt.: 0o V1 -2 3 4 R elanie.wehlisch@stadt.mainz.de
sa [ofi1jla43l4js5i{6]7]8]9 4 www.mainz.de
sB: |ojl1f21314]5i6]7]18}9])/ [/ Aktz:1216 21 Ma 34

_ Mainz, 27.04.2021
Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"
Aktenzeichen: 61 26 Ma 34

Sehr geehrte Damen und Hetren,

zu den votliegenden Bebauungsplanunterlagen haben wir inhaltlich keine Anregungen. Unter dem
Punkt 11. Familienfreundlichkeit - Stichwort Nahversorgung miisste das Wort ,,Rheinhessencenter®
durch ,,Gutenbergcenter” ausgetauscht werden. Erginzend konnte auch erliutert werden, dass im
Stadtteil ein Supermarkt am Standort ,,Am Kirchenpfad® geplant ist, der zukiinftig die fullliufige
Nahversorgung fiir die Bewohner:innen in Marienborn sicherstellen wird

Mit freundlichen Griillen
In Vertretung
Rohtbacher

e 3 mikd YD }

DAL 3 |
61 el mu..q:wnmulm--:% LA, e T A Ry

Buslinien Sparkasse Mainz Information zur Verwendung
Holzturm/Malakoff-Passage: 60| 61| 63 | 90 IBAN: DE58 5505 0120 0000 0003 31 Ihrer Daten:

Stadtpark: 60| 61 | 63| 64]65]|66]90|93 Swift-Bic. MALADES 1MNZ www.mainz.de/dsgvo
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TOB 3

Landeshauptstadt
Mainz
Stadtverwaltung Mainz | Amt 37 | Pos#ach 382wéma%a!tul_'g Mai Feuerwehr Mainz
Nz Herr Moutty
61 - Stadtplanungsamt 61 - Stadtplanungsamt Vorbeugender Brandschutz
Postfach 3820

55028 Mainz
Feuerwache 2
Kaiser-Karl-Ring 38

Eingang: 12 April 2021

Antw.Dez. | z.d.ifd.A | Wi, |

Abt. | 0 21 3 Tel0 61 31-12 4551
. Fax06131-124502

:g B8 Sl4jsis|7 nicolas.moutty@stadt.mainz.de
c 10 1(2)3f4]5]6]7 _mainz.de

Mainz, 07.04.2021

Thr Zeichen 61 26 Ma 34 | Unser Zeichen 37.41.01/21-106

Bauvothaben: Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"
Baugrundstiick: Am Sonnigen Hang, Marienborn
Bauherr: Stadt Mainz

Sehr geehrte Damen und Herren,

entsprechend der Beteiligung als Triger 6ffentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB nehmen wir
zu o.g. Bebauungsplanverfahren wie folgt Stellung:

1. Flichen fiir die Feuerweht

1.1 GemaB § 15 (4) LBauO ,,Landesbauordnung Rheinland-Pfalz* mussen fiir jede nicht zur ebenen
Erde liegenden Nutzungseinheit mit mindestens einem Aufenthaltsraum in jedem Geschoss zwei
Rettungswege vorhanden sein. Falls der zweite Rettungsweg liber Leitern der Feuerwehr
sichergestellt werden muss, sind Zuginge, Zu- und Durchfahrten sowie Aufstell- und
Bewegungsflichen fiir die Feuerwehr anzuordnen.

1.2 Hierzu sind insbesondere der § 7 LBauO sowie das Merkblatt ,,Flachen fiir die Feuerwehr im
Stadtgebiet Mainz* zu beachten. Werden diese Vorgaben nicht eingehalten, ist die Sicherstellung
des zweiten Rettungswegs durch die Feuerwehr nicht méoglich und es wird eine bauliche Losung
etforderlich(zweiter notwendiger Treppenraum, Sicherheitstreppenraum etc.).

1.3 Auch bei ausschlieBlich baulichen Rettungswegen sind Zu- und Durchfahrten sowie
Bewegungsflichen auf Grundlage der LBauO und des Merkblatts anzuordnen, sofern Gebiude

A

il S° miht 43

E?Ham& 3¢l 1.

OPNV: Sparkasse Mainz Information zur Verwendung
Feuerwache 1: 51|53]|57 ! 74 IBAN: DE58 5505 0120 0000 0003 31 |hrer Daten:
Feuerwache 2: 55|76 Swift-Bic. MALADES 1MNZ www.mainz.de/dsgvo
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1.4

1.5

1.6

21

2.2

23

2.4

2.

oder Gebaudeteile mehr als 50 m von der 6ffentlichen Verkehrsfliche entfernt liegen und sie aus

'Grunden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. Dies gilt insbesondere auch fiir autofreie

Siedlungen, Wohnparks, ,,Gated-Communities®, etc.

Die Kennzeichnung der Zu- und Durchfahrten und Aufstell- und Bewegungsflichen fiir die
Feuerwehrt hat ausschlieBlich nach den MaBgaben der zustindigen StraBenverkehrsbehérde zu
erfolgen (Siehe diesbeziiglich o.g. Merkblatt).

Sollen die erfordetlichen Flachen fiir die Feuerwehr nicht auf Privatgrundstiicken sondern auf
offentlichen Verkehrsflichen sichergestellt werden, gelten o.g. Punkte analog.
Feuerwehrzufahrten, -aufstell und -bewegungsflichen miissen dann in der Freiraumplanung der
offentlichen Verkehtsflichen beriicksichtigt werden und schrinken diese entsprechend ein
(Standorte Biume, StraBenlaternen, Fahrradstinder, Kunstwerke u.v.m.). Die vorgesehenen
Flichen geben dann den einzelnen Bauherren wiederum vor, in welchem Rahmen in der
Hochbauplanung die Sicherstellung des zweiten Rettungswegs durch die Feuerwehr
berticksichtigt werden kann. Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die Hochbauplanung.

Fir die Feuerwehr und den Rettungsdienst ist ein schnelles Auffinden der Einsatzstelle sehr
wichtig. Daher ist die Hausnummernvergabe eindeutig und in logischer Reihenfolge
vorzunehmen. Die postalischen Anschriften miissen den Stralen iiber die der Zugang zum
Gebiude erfolgt entsprechen. Die Hausnummern sind an den Gebiuden augenfillig
anzubringen.

Loschwasserversorgung

Zur Sicherstellung der Loschwassetversorgung ist eine Wassermenge von 1600 1/min (96m?/h)
iiber einen Zeitraum von mindestens 2 Stunden, in einer Entfernung von 160 m zu jedem
Gebiude nachzuweisen. Bei der Entfernung gilt die tatsichliche Schlauchverlegelinge.
AuBerdem gilt diese nicht tiber uniiberwindbare Hindernisse hinweg. Diese sind z. B.
Bahntrassen oder mehrstreifige SchnellstraBBen etc.

Der Nachweis der austeichenden Loschwassetversorgung ist in Abstimmung mit dem Grtlich
zustandigen Wasserversorgungsunternechmen zu fithren und der Feuerwehr Mainz vor
Baubeginn vorzulegen.

Die Entnahmestellen fiir das Léschwasser (Hydranten im 6ffentlichen StraBenland) sind nach
den derzeit giiltigen technischen Regeln und Atrbeitsblittern der ,,Deutschen Vereinigung des
Gas- und Wassetfaches — DVGW* zu planen und auszufiihren. Sie sind so anzuordnen, dass sie
jederzeit fiir die Feuerwehr zuginglich sind. Der Abstand zwischen den Hydranten datf nicht
mehr als 120 Meter betragen. Der Anlage von Unterfluthydranten gema3 DIN 3222 ist der
Vorrang zu geben

Die Lage der Loschwasserentnahmestellen ist durch Schilder nach DIN 4066 - Hinweisschilder
fiir den Brandschutz - gut sichtbar zu kennzeichnen. Auf § 28 (2) LBKG RLP — ,,Landesgesetz
uber den Brandschutz, die allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz* wird hingewiesen.



o

2.5 Der Netzdruck von mindestens 1,5 bar im &ffentlichen Versorgungsnetz ist sicherzustellen.

Himweis:

Die Lischwasserversorgung durch die Mainzer Netze erfolgt ausschliefilich im

dffentlichen Straffenraum. Eine 1 erlegung von ausreichend dimensionierten W asserversorgungsleitungen Jur
Entnabme von Lischwasser iiber Hydranten auf privaten Grundstiicken findet nicht statf.

Sollte die v.g. Schlanchverlegeliinge von 160 Metern dann iiberschritten werden, muss der Vorbabentriger anf
eigene Kosten eine gleichwertige Lischwasserversorgung sicherstellen.

2.6 Ist dariiber hinaus eine Léschwasserversorgung fiir den Objektschutz erforderlich (z.B.
Wandhydranten) und der Hausanschluss liefert nicht die geforderte Loschwassermenge, so ist
auf Kosten des Vorhabentrigers eine Bevorratung auf dem Grundstiick mit entsprechender
Druckerhdhungsanlage vorzusehen.

Des Weiteren liegt die Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften in der Verantwortlichkeit des
jeweiligen Bauherrn.

Mit freundlichen Gq:iiltien Anlage:
keine

1i.A. Moutty



TOB 4

Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Tragern offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als T'riger 6ffentlicher Belange gemil} § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellung-
nahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informationen fiir
ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung von Text-
bausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu begriinden; die
Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwiigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemil} § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Benach-
richtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind, die Gemeinden nach Abschluss
des Bauleitverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfithrung des Bau-
leitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orlentie-
ren Sie sich auf jeden Hall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf.Groh
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-12 30 43
Zitadelle Bau B Fax: 06131-12 26 71
Postfach 38 20 E-Mail: ralf. groh@stadt.mainz.de
55028 Mainz : Az.: [61 26dla 34— .
'Waltung fdar

Verfahren/Planung/Projekt: 61 - Stadtp!anu?mghgz:g?

. T
Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Eingang 17 Kgoe

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang: | a7

spatestens bis 07.05.2021

Erérterungstermin: - nicht erforderlich -

Datum: Vi
Uhrzeit /. | 3
Ort: /! 1 g

Stellungnahme der Behdrde oder des sonstigen Tridgers ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift, Ansprechpartner, Tel./Fax/E-mail etc.)

Landeshauptstadt Mainz, Dezernat fiir Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit
Herr Acerenza; Tel.: 2576; Fax: 2219; Email: olimpio.acerenza@stadt.mainz.de

I:] Keine Stellungnahme erforderlich

Beabsichtigte cigene Planungen und Mallnahmen, die den o. g. Plan berithren kénnen mit
Angabe des Sachstands:

Wenn der Investor die privaten Kleinkinderspielplitze nicht auf seinem Grundstiick errichten kann, miisste ein Ab-
lésebetrag eingefordert werden, der zur Aufwertung des benachbarten Spielplatzes ,,Am Sonnigen Hang® verwendet
werden wiirde.

Wie mit Herrn Hansen besprochen, dndert das Stadtplanungsamt in der Textpassage auf Seite 20 der Begriindung
"ein Bedarf zusitzlicher 6ffentlicher Spielflichen aufgrund des vorliegenden Konzeptes nicht ausgeldst wird" den
Begriff , Konzeptes* in ,,Bebauungsplans® um. ‘

Die Neuregelung des B-Plan-Entwurfes ordnet lediglich die Bebaubarkeit und stellt somit keine NeuerschlieBung
von Bauland oder werteththende Umnutzung dar. Es liegt bereits Baurecht nach § 34 BauGB vor. Daher kann keine
Partnerschaftliche Baulandbereitstellung® in diesem Gebiet durchgefithrt werden,

Um den Belangen der sozialen innerstidtischen Wohnraumversorgung gerecht zu werden, wird daher darum gebe-
gyt

ten, die nachfolgende textliche Festsetzung in den B-Plan-Entwurf aufzunehmen: AR 5
' iniage

e el 13!
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Gefbrderter Wohnungsbau (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)
Beim Neubau von Gebiuden mit mehr als 10 Wohneinheiten sind 25% der neu entstehenden Wohnungen so zu
errichten, dass sie mit Mitteln der sozialen Wohnraumférderung gefordert werden kénnten.

Es ist davon auszugehen, dass der Bebauungsplan keine weitergehenden Auswirkungen auf die Planungen des Schul-
amtes haben wird.

D Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in
der Abwiigung nicht iiberwunden werden kénnen:

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen aus der eigenen Zustindigkeit zu dem o. g. Plan,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

Angabe der Kosten und-Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlagefihigen und
nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!)

Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz, A2 .05.2021 Dr. Eckart Lensch -
Beigeordneter



TOB 5

Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Triiger 6ffentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu cinem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfith-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Ihre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
teren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf Groh
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-123043
Zitadelle Bau B Fax: 06131-122671
Postfach 38 20 E-Mail: ralf.groh@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Ma 34

Verfahren / Planung / Projekt:

Stadtverwaltung Mainz

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)" 61 - Stadtplanungsamil

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Einggrg: | Eingang: 16, April 2021
spdtestens bis 07.05.2021

. Antw, Dez. | z d. Jid A

Erdrterungstermin: Abt.: 0I /J1 la/WL al H4

thrzug:t ; 8G: 0|9 le{3(4a]516]7018109
s oFe SB: |01

o § 21314|5|6|l7]gf9

Stellungnahme der Beho6rde oder des sonstigen Trigers offentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. /Fax/E-Mail)

/7 ﬁf:’?-‘s&*‘% f’,s: / eo- @@wamf/ AoA. "‘J(.‘f'“'w;.sd'-'n--“ o
&EO e Jaf'rha-f-r@me -7 7?.!‘-.'.-,-.. J&“:_:n

ozn

Tel. 707

O Keine Stellungnahme erforderlich

O Beabsichtigte eigene Planungen und MafBinahmen, die den o. g. Plan beriihren kénnen mit
Angabe des Sachstands:

C e b BN 8 it 1 R E A iy ! n..-u“d

donp A wiea LD

e

LG |34

e T
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O

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht Gberwunden werden konnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,

7

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:
s
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Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stiddtischen Fachimtern auszufiillen!)

O
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Bebauungsplan ,,Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)“,
hier: Beteiligung der Triger 6ffentlicher Belange (Thr Zeichen 61 26 — Ma 34)
Aktenzeichen: 670516 Ma 34

e

, /
51718191/ Mainz, 06(05/2021

\/

Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen des o.g. Verfahrensschrittes teilen wir unseren Aufgabenbereich betreffend folgendes mit:

1. Immissionsschutz, Schallschutz

Wir bitten um eine Anpassung zum Lirmschutz in der Begrindung Seite 18, vierter Absatz, Satz 2,
neu: ,,Zur Lirmquelle ist hierzu eine abgeschirmte Bebauung mit MaBnahmen zur Ausbildung einer
schallmindernden Sekundairfassade vor den Liiftungsfenstern notwendig.*

2. Naturschutz und Artenschutz,

Dachbegriinungen sind eine bedeutende und wirksame MaBinahme zur Verbesserung der 6kologi-
schen und klimatischen Verhiltnisse und fir die Riickhaltung von Niederschlagswasser insbesondere
in Baugebieten mit eingeschrinkten Bodenstandorten und hoher baulicher Dichte. Die Festsetzungen
des Bebauungsplanes etlauben eine Ausnutzung des Grundstiickes, die Giber den in § 17 BaulNVO
festgelegten Obergrenzen fiir die Bestimmung des MaBes der baulichen Nutzung liegt. Vor diesem
Hintergrund und zur Sicherstellung eines Mindestanteils an begriinter Dachfliche, regen wir an neben
dem Anteil fiir technische Dachein- und -aufbauten auch den Anteil an nutzbaren Dachflichen (z.B.
Dachterrassen) und verglasten Dachteilen an der Gesamtdachfliche festzusetzen. Die Dachbegrii-
nung unterstitzt die Einbindung des Gebzudes in die Umgebung, da die Dachflichen im Plangebiet
von den umgebenden Gebauden aus einsehbar sind. Aus unserer Sicht sollte daher der Anteil an
technischen Dachaufbauten, Dachterrassen, verglasten Dachteilen etc. insgesamt ein Drittel der Ge-
samtdachfliche nicht Giberschreiten. Aufgrund der &rtlichen Situation (Zuldssigkeit von AuBenwohn-
bereiche nur auf der schallabgewandten Seite) bitten wir um Priifung und Abstimmung im weiteren
Verfahren.
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Im Plangebiet befinden sich zwei Einzelbiaume, von denen ein Baum (Silberahorn, Stammumgang >
175 cm) der Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der Stadt Mainz unterliegt.
Fir diesen Baum wurde vom Griin- und Umweltamt am 21.02.2019 eine Fallgenehmigung befristet
bis zum 15.03.2019 erteilt. Der Baum wurde nicht gefillt. Somit liegt keine Genehmigung mehr vor.
Die Erhaltensfahigkeit des Baumes war zum Zeitpunkt der Erteilung der Fillgenehmigung bereits
deutlich eingeschrankt. Die Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes ist aber weiterhin zu
beachten. Wir bitten um Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den Bebauungsplan sowie in
der Begriindung.

Aufgrund der geplanten Ausnutzung des Grundstiickes mit einer groBflichigen Unterbauung und die
dazu im Verhiltnis stehende geringe Grundstiicksgrofle sowie unter Berticksichtigung notwendiger
Baustellenflichen konnen diese Bestandsbaume voraussichtlich nicht sinnvoll erhalten werden. Mit
den Festsetzungen von Baumpflanzungen innerhalb von Stellplatzflichen sowie der Festsetzung zur
Pflanzung von Biaumen auf den begriinten Grundstiicksflichen sind im Plangebiet neue Baume zu
pflanzen. Rechnerisch bedeutet dies bei vollstindiger Begriinung der nicht iiber- und unterbauten
sowie mit Nebenanlagen bebauten Flichen die Pflanzung von mindestens 4 Baumen (20% nicht be
und unterbaute Fliche = 450 m?). Der Verlust der Baume kann damit kompensiert werden.

Grundsitzlich werden die Festsetzungen zur Minimierung der Versiegelung und zur Begriinung des
Gebietes (Anpflanzfestsetzungen) begriit. Im Vergleich zum Bestand kann damit eine Verbesserung
der Umweltsituation erreicht werden. Wir bitten zur redaktionellen Anpassung der Festsetzungen,
Hinweise und der Begriindung um Detailabstimmung im weiteren Verfahren.

Die Festsetzungen zum Schallschutz (verglaste Loggien und Wintergirten, hinterliiftete Glasfassaden
etc.) lassen einen hohen Glasanteil in Bezug auf die Fassaden- und AuBenwandlinge erwarten. Imi
Nahbereich befinden sich grofe Biume, in denen Fortpflanzungsstitten festgestellt wurden (siche
Artenschutzgutachten). Unter Berticksichtigung der Hohe der geplanten Bebauung kénnen hohe und
unmarkierte Glasanteile das Kollisionsrisiko deutlich steigern. Gemil § 44 BNatSchG ist das Risiko
einer signifikanten Erhéhung von Vogelschlag an Glas zu vermeiden. Im Rahmen des nachgeordne-
ten Genehmigungsverfahrens ist daher bereits friihzeitig in der Planung die Vermeidung von Vogel-
schlag an Glas zu beriicksichtigen, damit risikoerhhende Glasbauteile erkannt und risikodrmere Al-
ternativen geprift und Mallnahmen zur Vermeidung integriert werden kénnen. Neben dem Hinweis
in den textlichen Festsetzungen bitten wir diesen Sachverhalt auch in die Begriindung aufzunehmen.

Wir empfehlen die Aufnahme einer Pflanzvorschlagsliste, die wir Thnen im weiteren Verfahren mit
gesondertem Schreiben zur Verfiigung stellen konnen.

3. Altlasten und Bodenschutz
Die ﬁberprﬁfung der von der Planung betroffenen Grundstiicke ergab keine Hinweise auf Altlasten-
verdacht, schidliche Bodenverinderungen oder Grundwasserverunreinigungen.

4. Wasserwirtschaft, Niederschlagswasserversickerung

Wir bitten, die Hinweise zur Niederschlagswasserversickerung an die aktuelle Gesetzeslage anzupas-
sen (§ 55 WHG). Im Ubrigen bestehen keine Bedenken gegen die Planung. Die Aspekte Begrenzung
der Versiegelung und Retention von Niederschlagswasser sind tiber die jeweiligen Festsetzungen aus-
reichend berticksichtigt.
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5. Radonvorsorge

Untersuchungen des Bundesamts fiir Strahlenschutz sowie von den Landesbeh6rden in RLP beauf-

tragte Messungen 1m Boden haben gezeigt, dass in Rheinland-Pfalz in keinem Landkreis ein Vorsor-
gegebiet ausgewiesen werden muss. Dies wird auch durch die Radonmessungen in der Raumluft von
Hiusern bestitigt, die seit 2003 im Auftrag des MUEEF durchgefihrt wurden. (Quelle: mueef.rlp.de
bzw. lfu.rlp.de, Januar 2021)

Somit sind im Bebauungsplahgebiet Ma 34, da es aullerhalb eines Radonvorsorgegebietes liegt, keine
konkreten Radonmessungen erfordetlich.

Nach § 123 Abs. 1 StrlSchG sind jedoch auch auBerhalb von Radonvorsorgegebieten geeignete Maf3-
nahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu et-
schweren. Diese Pflicht gilt als erfiillt, wenn die nach den allgemein anerkannten Regeln det Technik
erforderlichen MaBnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden. Diese sind insbesondere erfillt,
wenn die Vorgaben der DIN 18195 , Bauwerksabdichtungen beachtet wurden. Die DIN 18195 ist
eine Planungs- und Ausfithrungsnorm fiir die Abdichtung von Bauwerken und Bauteilen, die fiir den
Neubau konzipiert wurde. Unter anderem werden in dieser Norm Anforderungen fiir Durchdringun-
gen, Uberginge sowie An- und Abschliisse aufgestellt.

Wir bitten einen entsprechenden Hinweis in die Festsetzungen aufzunehmen.

6. Klima, Klimaschutz, Klimawandel

Das Plangebiet ist nicht durch linien- und flichenhafte Kaltluftabfliisse gekennzeichnet, auch eine
planungsrelevante Kaltluftentstehung mit externem Siedlungsbezug erfolgt nicht. Bei austauschstat-
ken Wetterlagen vermeidet eine gute Durchliftung aus siidwestlicher Richtung das Auftreten von
klimatischen und lufthygienischen Extremen im Plangebiet. Wihrend austauscharmer sog. autoch-
thoner Strahlungswetterlagen ist eine intensive Durchgriinung des Quartiers fiir ein gutes Mikroklima
wichtig. Diese ist auch vor dem Hintergrund des zu erwartenden Klimawandels von Bedeutung und
besteht aus einer Begriinung der Dicher, der Fassaden, der unterbauten Grundstiicksflichen und det
nicht unterbauten Grundstiicksflichen. Die im Entwurf vorgesehenen Festsetzungen zur Begrinung
erfiillen diese Anforderungen. Insbesondere die Verpflichtung zur Anpflanzung von Baumen ist posi-
tiv, da hierdurch auch eine Verschattung von versiegelten Flichen erfolgen kann.

7. Energie und Wirmeversorgung

Hinsichtlich der energetischen Belange sind im weiteren Verfahren die Ergebnisse der verwaltungsin-
ternen Checkliste-Klimaschutz (siehe Anlage) zu beriicksichtigen, die Vorgaben der Klimaschutzklau-
sel sind zu beachten. Dies bedeutet im vorliegenden Fall, dass Neubauten so zu planen sind, dass die
Gebaudekubatur zur Wirmeverlustsenkung optimiert wird und dass die Gebaudeausrichtung zur pas-
siven Nutzung solarer Wirmeenergie optimiert wird.

Die Stadt Mainz hat sich als ,,Masterplankommune 100% Klimaschutz* verpflichtet die CO,-
Emissionen zur Referenz 1990 bis zum Jahre 2050 um 95 % zu reduzieren und den Endenergiever-
brauch um 50 % zu reduzieren. Mit dem Beschluss zum "Klimanotstand" soll dieses Ziel deutlich
frither, bestenfalls bereits bis zum Jahr 2035 erreicht werden. Bei dem Vorhaben handelt es sich um
die Uberplanung eines Einzelgebiudes in einer Bestandssituation. Der Standort liegt auBerhalb des
aktuellen HKW Fernwirme-Versorgungsgebietes (Abstand ca. 1km), eine Erweiterung in diesem Be-
reich ist nicht geplant. Auf die Erstellung eines Fachgutachtens zur Warme- und Energieversorgung
wird aus Grinden der VerhiltnismiBigkeit verzichtet. Der Finsatz regenerativer Energien und die Et-
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richtung eines Gebaudes mit sehr guter Gebaudehiille sind vollumfinglich méglich und werden durch
die Vorgaben des Bebauungsplanes weder eingeschrinkt noch erschwert.

Mit frenndlichen GriilRen

Nehrbal$

Anlagen
Checkliste ,,Klimaschutz in der verbindlichen Bauleitplanung*
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Stadt Mainz: Klimaschutz in der verbindlichen Bauleitplanung

Mit der Novellierung des Baugesetzbuches zum 22.07.2011 hat der Klimaschutz ein verstarktes Ge-
wicht im Baugesetzbuch erhalten. Die Klimaschutzklausel wurde in § 1a (5) BauGB eingefilhrt und ist
in der Abwagung zu beriicksichtigen. Der Katalog méglicher Inhalte des Bebauungsplanes in § 9 BauGB
wurde um Erfordernisse des Klimaschutzes erweitert. Hierbei handelt es sich um MaRnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken und um MaBnahmen, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.
Die Verwaltung hat somit die Aufgabe, neben den stadtdkologischen Belangen des Klimaschutzes die
energetischen Belange des Klimaschutzes verstérkt zu wirdigen. Verwaltungsintern wurde festgelegt,
sich hierzu einer Checkliste zu bedienen. Diese Checkliste beinhaltet Angaben zur Nutzung erneuerba-
rer Energien sowie zur sparsamen und effizienten Nutzung von Energie. Die Checkliste dient gleichzei-
tig als Dokumentation und wird Bestandteil der Begriindung. Die Checkliste stellt eine Sammilung der
MaRnahmen dar, die im Bauleitplanverfahren geregelt werden kénnen. Sofern MaRnahmen im Einzelfall
nicht angewendet werden kdnnen oder sollen, ist dies zu begriinden.

Die Checkliste ist bis zum Termin der Behérdenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB vom-17 — Umweltamt
auszufilllen und nimmt sodann am weiteren Verfahren teil.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Bernd Winkler
67 - Griin- und Umweltamt Tel.: 06131/12-22 85
Fax:
Postfach 38 20 E-Mail: bernd.winkler@stadt.mainz.de
55028 Mainz Az.:

Verfahren / Planung / Projekt:
Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)

Frist: Eingang:
spatestens zur Behérdenbeteiligung gem. § 4 (2)
BauGB am

Checkliste zum Klimaschutz (energetische Belange)

Ja Nein
1. Ist damit zu rechnen, dass mit der Realisierung der Planung Energie im be- X O
troffenen Gebiet verbraucht wird?

- wenn Nein — weiter mit Punkt 10.

2. Sind die baulichen Anlagen im Planungsgebiet gem. § 1 EnEV Gegenstand der  x O
Energieeinsparverordnung?

- wenn Nein — weiter mit Punkt 10.

3 Ist die Gebdudekubatur zur Warmeverlustsenkung optimiert? . O X

- wenn Nein, Begriindung: (z.B. Vorgaben durch bestehende Bebauung)

Das Gebiet ist bereits bebaut. Neubauten sind so zu planen, dass die Gebaude-
kubatur zur Warmeverlustsenkung optimiert wird.

4. Ist die Geb#iudeausrichtung zur passiven Nutzung solarer Warmeenergie opti- O X
miert?

- wenn Nein, Begriindung: (z.B. Vorgaben durch bestehende Bebauung)

Das Gebiet ist bereits bebaut. Neubauten sind so zu planen, dass die Gebau-
deausrichtung zur passiven Nutzung solarer Warmeenergie optimiert wird.

5. Ist der Abstand benachbarter Baukérper zur Vermeidung gegenseitiger Ver- X 0O
schattung optimiert?

- wenn Nein, Begriindung: (z.B. Verschattung durch bestehende Bebauung).




Ja Nein

6.  Wourde bei den baulichen Anlagen Matnahmen zur Erzeugung, Nutzung oder [ O
Speicherung von Strom, Warme oder Kilte aus erneuerbaren Energien o-
der Kraft-Warme-Kopplung getroffen?

- wenn Ja, welche?

- wenn Nein, Begriindung:

7.  Gibt es Vorgaben fur die Warmeversorgung des Gebietes? O X
Nein, kein Anschluss- und Benutzungszwang

- wenn Ja, welche? (z.B. Anschluss- und Benutzungszwang)

8. Liegt ein Warmeversorgungskonzept filr das Planungsgebiet vor? O X
- wenn Ja, Erstellungsjahr: ...............
- wenn Ja, ist das (bestehende) Warmeversorgungskonzept optimiert? O O

- wenn Nein, Begriindung:
Das Gebiet ist im Wesentlichen bereits bebaut.

9.  Wourden weitere Einflussméglichkeiten auf die sparsame, effiziente Nutzung O X
von Energie sowie den Einsatz erneuerbarer Energien ausgeschépft?

- Vertragliche Regelungen (z.B. gem. § 11 BauGB) werden angestrebt. O O

- Regelungsbedarf besteht insbesondere zu nachstehenden Punkten

10. Gibt es sonstige Aspekte, die zu dem Ergebnis fithren, dass Untersuchungen O X
erforderlich sind?

- wenn Ja, welche?

Mainz, 04.03.2021 67/02 gez. Winkler

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung
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| = Stellungnahme Ma 34 Quartierszentrum Am Sonnigen Hang
—MBed  Dieter Dexheimer An: Ralf Groh 13.04.2021 11:40
Von: Dieter Dexheimer/EB/Mainz

An: Ralf Groh/Amt61/Mainz@Mainz

Hallo Herr Groh,

anbei wie gehabt unsere Stellungnahme. Wir bitten um Beachtung das wir wahrend der
BaumaRnahme durch die Stellung der Baucontainer die Erreichbarkeit der Hauser 9-17 weiterhin
gewahrleistet ist.

Mit freundlichen GriiRen
im Auftrag
D. Dexheimer

Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz Dieter Dexheimer
Zwerchallee 24 Sachbearbeiter
55120 Mainz Planung -
URL: http://www.eb-mainz.de Abfallwirtschaft -
Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz Tel.06131/12 -
2212

Fax. 061 31/12 -

Sparkasse Mainz, IBAN: DE29 5505 0120 0000 038877, Swift-Bic. MALADES1MNZ,

Glaubiger-ID:DE70ZZZ00000004917 38 01

. Stellungnahme Ma 34 Quartierszentrum Am Sonnigen Hang.docx
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Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz | Postfach 3820 | 55028 Mainz Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz

55120 Mainz

Zwerchallee 24

61 - Stadtplanungsamt Tel 06131122212
H Ralf Gtoh Fax 06131 -133801

err ha 1O Dieter.dexheimer@stadt.mainz.de
www.eb-mainz.de

Mainz, 14.04.2021

Bebauungsplan Ma 34 Quartierszentrum Am Sonnigen Hang

Sehr geehrte Herr Groh,

aus Sicht des Entsorgungsbetriebes gibt es zu dem B-Planentwurf in diesem Entwicklungsstadi-
um keine Einwinde, da das Plangebiet inklusive der schon bestehenden Grundstiicke bereits an
die Abfallsammlung angeschlossen ist.

Fiir den Bebauungsplan selbst gelten die iiblichen Bestimmungen wie RASt 06 Anlage von Stadt-
straBen und wie immer die Abfallsatzung der Stadt Mainz. Die duBere ErschlieBung erfolgt iiber
die StraBe ,,Am Sonnigen Hang*

Da es aus Sicht des Entsorgungsbetriebes um eine Nachverdichtung bzw. nach Abriss und ein
Neubau handelt, besteht fiir den Entsorgungsbetrieb aktuell kein Handlungsbedarf.

€

‘Bitte um Beachtung*
Erreichbarkeit der Hauser Am Sonnigen Hang 9-17 bzw. den Miilltonnenstandplatz bei Haus

Nr.11 wahrend der BaumaBnahme. Bei der Stellung der Baucontainer hatten wir uns am
19.09.2020 per Mail auf die Variante 2 geeinigt, wir bitten dies zu beachten.

Die Anlage der Miilltonnenstandplatze wird tiber die Objektplanung, dem Standplatzgenehmi-
gungsvetfahren geregelt. Da uns derzeit kein Antrag vorliegt, miissen wir auf die offiziellen Stan-
dards verweisen.

Bei der Erweiterung des an die Abfallbeseitigung anzuschlieBenden Gebietes ist fiir den Entsor-
gungsbetrieb immer von Bedeutung, dass die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von Abfall-
behiltnissen und der-Ausgestaltung, sowie der Andienbarkeit der MiillgefiBstandplitze gemif
der §§12 ff der Satzung tiber die Vermeidung, Verwertung und sonstige Entsorgung von Abfillen
in der Stadt Mainz (Abfallsatzung) entsprechen. ’

Demnach sind u.a. die Standplitze an der anfahrbaren StraBenseite nicht mehr als 15 Meter von
der StraBe entfernt einzurichten. Die Anfahrt mit einem Dreiachser-Millfahrzeug muss fahrtech-

Sparkasse Mainz

IBAN: DE29 5505 0120 0000 0388 77

Swift-Bic. MALADE51MNZ
Straenbahn-, Buslinien: 50|51 |60|61]|62|63|76|78|620]58 Gldubiger-ID: DE70ZZZ00000004917



_2-
nisch méglich sein (Durchfahrtméglichkeit und Gewichtsbelastung), wobei wir diesbeziiglich auf
die Richtlinien fiir die Anlage von StadtstraBen RASt 06 (der ehemaligen EAE 85) hinweisen.

Einsammlung und Transport von Abfillen unter Beriicksichtigung Gesetzlicher Vorga-
ben. Die Nachfolgend genannten Anweisungen bediirfen besonderer Beachtung:

BG Verkehr Berufsgenossenschaft fiir Transport und Verkehrswirtschaft
Sicherheitstechnische Anforderungen an StraBen und Fahrwege fiir die Sammlung von Abfillen.

2.2 Mindestbreiten ohne Begegnungsverkehr

Fahrbahnen miissen als AnliegerstraBBe oder ~Wege ohne Begegnungsverkehr bei geradem Stra-
Benverlauf grundsitzlich eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen. Die Zahl ergibt sich aus
der nach StVZO zulissigen Fahrzeugbreite von 2,55 m und einem seitlichen Sicherheitsabstand
von je 0,5 m. Dieser Abstand wird sowohl in der Sicherheitstechnik als auch im Verkehrsrecht als
Mindestmal angesehen.

2.3 Mindestbreiten mit Begegnungsverkehr
Fahrbahnen miissen als AnliegerstralBe oder ~-Wege mit Begegnungsverkehr grundsatzlich eine
Breite von mindestens 4,75 m aufweisen.

GUV-V C27 Unfallverhiitungsvorschrift Miillbeseitigung
- Insbesondere § 16 Miillbehalterstandplitze
Miill darf nur abgeholt werden wenn:
die Zufahrt zu Millbehilterstandplatzen so angelegt ist, dass ein Riickwirtsfahren
nicht erforderlich ist. Neubaugebiete sind so zu planen, dass bei der Abfallsammlung
nicht riickwirts gefahren werden muss.

Zu § 16 Nr.1 Bei Sackgassen muss die Moglichkeit bestehen, am Ende der Stralle zu wenden.
Weitere Informationen zu den Anforderungen an Miilltonnenstandplitze entnehmen sie dem § 16

Privatstrallen
Sollte es sich bei dem Neubaugebiet um eine Privatstralle handeln bitten wir um Beachtung nach-
folgender Bedingungen.

Eine beschrinkte persénliche Dienstbarkeit nach § 1090 des Biitgetlichen Gesetzbuchs ist im
Grundbuch einzutragen und ein entsprechender Auszug ist uns vorzulegen.

Winterdienstliche Pflichten sind bei Privatstralen von den Eigentiimern durchzufiihren. Sollte
am Abfuhrtag der Streu- und Raumungspflicht nicht nachgekommen worden sein oder eine An-
fahrt wegen parkenden Fahrzeugen unméglich sein, wird keine Entsorgung etfolgen. Dann
kommt nur eine kostenpﬂichﬁge Nachentsorgung in Betracht, die gesondert zu beauftragen ist.

Sollte eine Benutzung der Privatstralle nicht moglich und / oder nicht erlaubt werden, miissen
alle Gefille aller Hiuser an der nichsten anfahrbaren offentlichen StraBe bereitgestellt werden.

Anmerkungen

Die MiillgefiBBe miissen frei zuganglich sein, jedoch nicht im 6ffentlichen Verkehrsraum stehen.
Beziiglich einer Tiefgarage muss darauf geachtet werden, dass bei einer erforderlichen Uberque-
rung zur ErschlieBung der Gebidude durch Einsatzkrifte, Feuerwehr und Miillabfuhr fiir Schwet-

lastverkehr eine Traglast von 26,0 Tonnen gewihrleistet wird.

Sollte eine Durchfahrt des Wohnquartiers nicht méglich sein, muss fiir die Mullfahrzeuge eine
Wendevorrichtung geschaffen werden. Sofern dies aus planerischen Griinden nicht gewtinscht



=%
ist, sind die Miilltonnenstandplitze im Bereich der anfahrbaren StraBenseitigen Grundstiicks-
grenze zu errichteq. :

Bei Riickfragen stehen wir Thnen selbstverstandlich gerne zur Verfugung.

Mit freundlichen Griflen
Im Auftrag

Dieter Dexheimer
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DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Wallstr.88 55122 Mainz

Stadtverwaltung Mainz - 0@’ Z. d. ltd. A.

Amt 61 [ Z. d. Handakten
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Dieter Mayer (dieter.mayer@telekom.de)

06131/ 1496494

28.04.2021

Bebauungsplan-Entwurf ,Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (MA 34)

Sehr geehrie Damen und Herren,

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentiimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollméachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.
Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die aktuellen Plane sind unter
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html ersichtlich und jederzeit einsehbar.

Die Aufwendungen der Telekom miissen bei der Verwirklichung des Bebauungsplans so gering wie mdglich
gehalten werden.

Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt zu berlicksichtigen:
Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen:

In allen Strafien bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer
Breite von ca. 0,3 m fiir die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt (iber Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft fiir Straen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau,
die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden.

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH

Hausanschrift: Wallstrale 88, 55122 Mainz | Besucheradresse: Wallstrafle 88, 55122 Mainz
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III! L ERLEBEN, WAS VERBINDET.

Zur Versorgung mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verlegung neuer
Telekommunikationslinien im Plangebiet und aufierhalb des Plangebiets erforderlich.

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten Mafinahmen
Dritter im Bereich folgender Strafien stattfinden werden.

Fiir den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straenbau
und den Baumafinahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der
ErschlieBungsmafinahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH unter dem im
Briefkopf genannten Adresse so friih wie mdglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt
werden.

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Griinden eine Versorgung des Neubaugebietes
mit Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer
koordinierten Erschlieung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit méglich ist.

Wir bitten daher sicherzustellen, dass

e flrden Ausbau des Telekommunikationsnetzes im ErschlieBungsgebiet die ungehinderte,
unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der kiinftig gewidmeten Verkehrswege mdglich ist,

e entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB folgende Flachen als mit einem Leitungsrecht zu belasten
festgesetzt werden und im zweiten Schritt eine beschrankte personliche Dienstbarkeit im Grundbuch
zugunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit folgendem Wortlaut eingetragen wird:
"Beschrankte persénliche Dienstbarkeit fiir die Telekom Deutschland GmbH, Bonn, bestehend in
dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien,
verbunden mit einer Nutzungsbeschrankung."

e der Erschlieflungstrager verpflichtet wird, in Abstimmung mit uns im erforderlichen Umfang Flachen
fur die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehéusen auf privaten Grundstlicken zur Verfligung zu
stellen und diese durch Eintrag einer beschrankten persénlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der
Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im Grundbuch kostenlos zu sichern,

e eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der
Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumafinahmen fiir Strafenbau

und Leitungsbau durch den ErschlieBungstrager erfolgt,

e die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der TK-Infrastruktur in Lage und Verlauf nicht mehr
verandert werden.

Mit freundlichen Griiflen

i.A. Dieter Mayer



Stellungnahme fiir den Bebauungsplan-Entwurf ,Quartierszentrum Am
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“ g Sonnigen Hang (MA 34)“
Dieter.Mayer An: ralf.groh

Von: <Dieter.Mayer@telekom.de>
An: <ralf.groh@stadt.mainz.de>

Sehr geehrte Damen und Herren,

28.04.2021 11:33

anbei Gibersende ich Ihnen die Stellungnahme fiir den Bebauungsplan-Entwurf

»Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (MA 34)“
" Mit freundlichen GriiRen

Dieter Mayer

Deutsche Telekom Technik GmbH
Fiber Factory

Technik Niederlassung Siidwest
PTI 12 SB

Dieter Mayer

Wallstr. 88, 55122 Mainz

Tel: 06131-1496494

Mail:dieter. mayer@telekom.de

Erleben, was verbindet.
Die gesetzlichen Pflichtangaben finden Sie unter:

www.telekom.de/pflichtangaben-dttechnik
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’ Bauprojekt Quartierszentrum "Am Sonnigen Hang"
L gy Mario.Leiner An ralf.groh

Van: <Mario.Leiner@telekom.de>
An: <ralf.groh@stadt.mainz.de>

Sehr geehrter Herr Gro‘h,

ich kiimmere mich um den Beschluss zur Versorgung von
Neubaugebieten/Neubauprojekten.

07.05.2021 10:21

Meine oberste Maxime ist es, dass die Anschliisse zur Zufriedenheit unserer Kunden

‘eingerichtet werden.

Von daher wiirde ich mich freuen, wenn wir uns zu lhrem Bauprojekt moglichst zeitnah

austauschen.
Fir Ihre Fragen und Wiinsche stehe ich lhnen gerne zur Verfligung.

i J'I‘l

Mit freundlichen GriiRen
Mario Leiner

{

Deutsche Telekom Privatkunden-Vertrieb GmbH
Infrastrukturvertrieb Region Mitte

Raimundstr. 48-54, 60431 Frankfurt am Main

+49 170 5574476 (Mobil)

E-Mail: Mario.Leiner@telekom.de

www.telekom.de

Erleben, was verbindet.

Die gesetzlichen Pflichtangaben finden Sie unter: www.telekom.de/pflichtangaben-pvg
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i:, EVANGELISCHE KIRCHENGEMEINDE MAINZ-MARIENBORN
s MercatorstraRe 18, 55127 Mainz ,Tel. 06131-363633
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E www.evkirche-marienborn.de

Mainz, 07.06.2021

Landeshauptstadt Mainz
- Stadtplanungsamt, Abteilung Stadtplanung -
z.Hd. Herrn Ralf Groh, Leiter SG Verbindliche Bauleitplanung / AuBenbezirke

Postfach 38 20 / Zitadelle Bau B

55028 / 55131 Mainz

Betrifft: Bebauung im Quartier ,Am Sonnigen Hang"

hier: Stellungnahme der evangelischen Kirchengemeinde Mainz-Marienborn
als Tragerin &6ffentlicher Belange zu der Absicht, fiir das Grundstiick Am
Sonnigen Hang 8-12 einen Bebauungsplan ,Quartierszentrum Am
Sonnigen Hang (Ma 34)“ aufzustellen

Aktenzeichen: 61 26 Ma 34 '

Anlagen: 1. Diesseitiges Schreiben an den Oberbiirgermeister und funf

Dezernate vom 08.10.2019

2. Analyse der Larmbelastung von Dr. B. Renk vom 20.12.2020

Sehr geehrter Herr Groh,

fur die evangelische Kirchengemeinde Mainz-Marienborn nehme ich zu dem
oben genannten Bauvorhaben wie folgt Stellung:

Vorweg nehme ich Bezug auf das Schreiben der evangelischen Kirchengemeinde
Mainz-Marienborn an den Oberbiirgermeister und fiinf Dezernate vom 08.10.2019
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und mache die dortigen Ausfuhrungen auch zum Gegenstand der hiesigen Stel-
lungnahme. Eine Kopie des Schreibens vom 08.10.2019 ist beigefugt.

Die Stadt Mainz beabsichtigt, fur das im Marienborner Wohngebiet ,Am Sonnigen
Hang“ gelegene Grundstiick Am Sonnigen Hang 8-12 einen Bebauungsplan auf-
zustellen. Auslser ist die Bauvoranfrage eines Investors, der beabsichtigt, das be-
stehende eingeschossige Gebaude, welches Sozialrdume, einen ,Nachbarschafts-
laden” und eine Gaststatte beherbergt, abzureilten und stattdessen ein siebenge-
schossiges reines Wohngebaude mit ca. 50 Wohneinheiten (auch im Erdgeschoss)
zu errichten. Nach den bisherigen Planungen soll der Bebauungsplan die Errich-
tung eines finfgeschossigen Gebdudes mit multifunktionaler Nutzung im Erdge-
schoss und reiner Wohnnutzung in den dariiber liegenden Etagen vorsehen.
Dieses Planvorhaben der Stadt Mainz ist aus Sicht der evangelischen Kirchenge-
meinde Mainz-Marienborn ' -

— unter stadtebaulichen Gesichtspunkten,

— unter sozialen Gesichtspunkten,

— unter Gesichtspunkten des Umwelt-, insbesondere des Larmschutzes und

— unter Berilicksichtigung des grundgesetzlich garantierten Rechts auf unge-
storte Religionsausiibung

abzulehnen.

| Stadtebauliche Gesichtspunkte

Die bauliche Struktur des Ortsteils Marienborn ist gepragt durch das Nebeneinan-
der von Hochhausern (,Quartier Am Sonnigen Hang®), in denen ca. 1500 Men-
schen (bei einer Gesamteinwohnerzahl von ca. 4000) wohnen, und Ein-, Zwei- so-
wie kleineren Mehrfamilienhdusern. Das Quartier Am Sonnigen Hang seinerseits
ist gepragt durch mehrere Hochhauser und das im Zentrum gelegene eingeschos-
sige Gebaude, in dem sich ein Geschaft fur Lebensmittel und Alltagsbedarf, gas-
tronomische Raume und Raume flr soziale Begegnungen befinden. Sowohl der
Ortsteil insgesamt als auch das Wohngebiet Am Sonnigen Hang selbst beziehen
ihren Charakter durch das Spannungsverhéltnis zwischen dieser unterschiedlichen
Bebauung, wodurch es bisher im Zusammenspiel mit jahrelanger mihevollen So-
zialarbeit erreicht wurde, dass die fiir anderweitige Hochhaussiedlungen kenn-
zeichnenden negativen Erscheinungen wie wohngebietsbedingte Abgrenzungen,
Ghettos und soziale Spannungen eingeddmmt wurden und sogar so etwas wie ein
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Gemeinschaftsgefiihl der Bewohner des ,Quartiers” untereinander und ein Zuge-
hérigkeitsgefiihl zur Einwohnerschaft des Gesamtortes geschaffen werden konn-
ten. Diese fiur das Zusammenleben im Oristeil eminent wichtige Atmosphére wirde
durch das Hineinsetzen eines weiteren Hochhauses mitten in das ,Quartier” zer-
schlagen, es wiirde sowohl das soziale Klima geschadigt als auch das typische
physikalische Hochhausklima verstarkt und die Gefahr eines Trends zur Ghettoi-
sierung mit einem Ruckfall in die Zeiten von hoher Kriminalitat, Prostitution und
Gefahrdung von Kindern heraufbeschworen.

Die Einschatzung des Wohngebiets als prekar und die damit verbundene Stigma-
tisierung sind bis heute nicht génzlich aufgebrochen und wiirden durch das Bau-
vorhaben wieder verstarkt bzw. befeuert.

Ebenso wird, wenn die im Rahmen des Ausbaus der A 60 geplante Einfriedung
des Wohngebietes mit einer Gber 9 m hohen Larmschutzwand zum Tragen kommit,
dieses den genannten Trend zusétzlich verstarken.

Ca. 50 neue Wohnungen bedeuten ca. 125 neue Bewohner und 50 bis 75 zusatz-
liche PKW. Schon jetzt stehen fiir die Bewohner des Wohngebiets Am Sonnigen
Hang viel zu wenige autofreie Freiflachen zur Verfigung. Der Spielplatz ist schon
fur die jetzige Bewohnerzahl viel zu klein; der Bolzplatz ist, wenn auch vor 2 Jahren
saniert, vernachlassigt und wird wegen der unmittelbaren Nachbarschaft zur Auto-
bahn A 60 kaum genutzt. Er liegt mitten im Larm, stért die Nachbarn und ist insbe-
sondere fir die kleinen Kinder zu weit weg. Der kurze FuBweg fuhrt an den Hau-
sern 2+4 vorbei, ist Privatweg und nicht zuganglich, besonders nicht fur Kinder.
Durch den zu erwartenden Ausbau der A 60, fiir den die genehmigte Vorplanung
eine Erweiterung auf sechs Fahrspuren mit nahezu einer Verdoppelung der Stra-
Renbreite und einer mehr als 9 m hohen ,Larmschutzwand” vorsieht, werden die
wenigen Freiflachen, insbesondere auch der Bolzplatz, zusétzlich beschnitten.

In diesen verengten Raum sollen also durch ein zuséatzliches Hochhaus weitere
Bewohner hineingesetzt werden. Dies ist unverantwortlich.

Einen substantiierten Nachweis der erforderlichen Grunflachen, Spielplatze und
Freizeitflachen im Verhaltnis zur Einwohnerzahl enthalt der Entwurf nicht.

Die bisher auf dem Grundstiick Am Sonnigen Hang 8-12 vorhandenen Einrichtun-
gen (sowohl das Lebensmittelgeschaft als auch die Gaststatte und die Sozialein-
richtungen) dienten der Versorgung und als Treffpunkt nicht nur fir die Bewohner
des ,Quartiers”, sondern auch fur die Bewohner des restlichen Stadtteils. Wiin-
schenswert fiir das soziale Klima des gesamten Stadtteils ware es, diese Funktio-
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nen auszubauen. Dem [&uft der geplante Bebauungsplan diametral zuwider, indem
solche Einrichtungen nur zur ,Versorgung des Quartiers” vorgeséhen sind.
Andere soziale Einrichtungen in Marienborn existieren nicht; auRer dem Ladenge-
schaft im ,Quartier” gibt es nur noch einen kleinen Nahversorger und ein einziges
Restaurant im Ort. Fir viele Bewohner ist das Einkaufszentrum im ,Quartier” der
einzige Treffpunkt aulRerhalb ihrer éigenen Wohnung.

Der Bebauungsplanentwurf trifft keine Aussage dariiber, wo die Tiefgaragen mit
den erforderlichen 75 Stellplatzen fur PKW geschaffen werden sollen, von der zu-
satzlichen Larm- und Abgasbelastung fur die Anwohner ganz zu schweigen.

Das Gebaude in seiner jetzigen Struktur und Funktion dient, wenn auch noch un-
vollkommen, der Integration des gesamten Stadtteils. Sinnvoll wére eine - auch
bauliche - Weiterentwicklung zu einem echten Zentrum fir Einkauf, Deckung des
taglichen Bedarfs, Gastronomie, Begegnung und Kultur fir alle Marienborner Ein-
wohner, nicht aber die Errichtung eines weiteren Wohnhochhauses mit unterge-
ordneten ,Sozialrdumen® im Erdgeschoss fur das ,Quartier”. Die bisherige ver-
mischte Infrastruktur in der Ladenpassage erméglicht einfachen und nied-
rigschwelligen Kontakt zur Nachbarschaft. Der Kontakt zu den Einrichtungen kann
im ,Vorbeigehen® getatigt werden und ist so Pravention. Es wird nicht sofort gese-
hen, ob die Infrastruktur der Laden oder der sozialen Einrichtungen benétigt wird.
Dies wird bei Umsetzung des geplanten Vorhabens verlorengehen.

In der vorgesehenen Begrindung des Bebauungsplans wird die Umgebung der
Hochhduser am Sonnigen Hang schéngeredet; man kénnte den Eirdruck gewin-
nen, dass es sich um ein Naherholungsgebiet handelt. In Wirklichkeit ist das Ge-
biet, wie bereits in der diesseitigen Stellungnahme vom 08.10.2019 ausgefihrt,
gepragt durch graue Odnis und Beton.

Wahrend der voraussichtlich zweijahrigen Abriss- und Bauzeit wiirden Baustellen-
larm, Dreck und Verkehr hinzukommen. Die jetzt schon bestehende Enge fiir Ret-
tungsdienste wiirde verschérft.

Nutzbare Grunflachen im Verhaltnis zur Einwohnerzahl des Quartiers fehlen. Das
,Gran der Umgebung“ besteht in unangelegten Fldchen an der Autobahn bzw.
landwirtschaftlichen Wegen, die, wenn tberhaupt, durch die Landwirte gepflegt
werden. Grunflachen um die Hochh&user gehéren zu diesen, werden durch WEGs
gepflegt und verwaltet und sind kein Gelande fir Kinder oder Familien. Eine ,Hun-
dewiese” wurde fiir den Frieden in der Nachbarschaft auf einer Grinflache (Haus
2+4) errichtet; hier treffen sich die Menschen aus dem Wohngebiet, und die Hin-
terlassenschaften der Tiere sind damit ,zentralisiert®.
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Eine ,Familienfreundlichkeit® sucht man vergebens: Der Spielplatz wird von allen
Generationen genutzt, ist ein einziger Platz und liegt schon jetzt mitten im Ver-
kehrslarm. Der Bolzplatz ist fiir Kleinkinder zu weit weg, wird, wenn Gberhaupt, von
groBeren Kinder genutzt; auch er liegt mitten im Verkehrslarm und wird zudem
noch von der Nachbarschaft als stérend empfunden.

In dem geplanten Gebaude sind keine R&dume fur Feiern und Veranstaltungen vor-
gesehen. Diesen Bedarf hat bisher das CdB mit abgedeckt. Wahrend alle bisheri-
gen Partykeller des Wohngebiets wegen des Larms wieder aufgelést wurden, wird
das CdB gerne fiir Familienfeiern genutzt, vom (Kinder)geburtstag bis zur Beerdi-
gung und zu religiésen Feiern. Ob dies nach Umsetzung des Bauvorhabens wieder
der Fall sein kénnte, ist héchst fraglich.

Il Soziale Gesichtspunkte

In dem bestehenden Gebdude befinden sich Raumlichkeiten, die fir die Sozial-
und insbesondere Jugendarbeit des Stadtteils Marienborn von gréf3ter Bedeutung
sind. Der gegenwértig erreichte Zustand ist das Ergebnis jahrelanger intensiver
Zusammenarbeit der evangelischen Kirchengemeinde mit der katholischen
Schwestergemeinde, der Stadt Mainz und weiteren privaten Vereinigungen und
Initiativen. Das Bauvorhaben ist nicht nur wegen der zu erwartenden Bauzeit und
der véllig unzureichenden Vorstellungen Uber eine Interimslésung, sondern auch
der sich abzeichnenden Verhaltnisse nach Durchfiihrung geeignet, dieses Ergeb-
nis nicht nur zu schadigen, sondern zu zerschlagen. Die vorgesehene Interimslé-
sung besteht aus weniger Raum und besteht aus Containern. Zwei Jahre Bauzeit
sind eine lange Zeit, besonders nach Corona. Noch véllig unklar ist die etwaige
Finanzierung der Containerlésung. Andere Lésungen nicht ersichtlich.

Die evangelische Kirchengemeinde Mainz-Marienborn ist Mieterin der Raume, in
denen unter dem Namen ,Centrum der Begegnung® (CdB) Jugend- und Sozialar-
beit stattfindet. Sie ist seit vielen Jahren mit mehreren Vertragen Kooperationspart-
nerin der Stadt Mainz, seit den 80er Jahren in der offenen Kinder- und Jugendar-
beit in Marienborn und seit 2007 mit der sozialen Arbeit der Okumenischen Initia-
tive in Mainz-Marienborn ,Am Sonnigen Hang". Im Juni 2019 wurde der Vertrag mit
der Stadt Mainz Uber die Kooperation in der Gemeinwesenarbeit unterzeichnet.

Die Raume ,Am Sonnigen Hang 8-12“ sind wichtiger und essentieller Bestandteil
der sozialen Arbeit der Kirchengemeinde und ihrer Partner — standortnah und nied-
rigschwellig. Die Evangelische Kirchengemeinde ist der juristische Trager, arbeitet
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aber eng zusammen mit der katholischen Schwestergemeinde St. Stephan im glei-
chen Stadtteil sowie dem Treffpunkt Marienborn e.V., der in unmittelbarer Nach-
barschaft zum Centrum der Begegnung ebenfalls Rdume angemietet hat. Die Kir-
chengemeinde ist vernetzt in verschiedene stadtische Arbeitskreise und Gremien,
vernetzt im kirchlichen Kontext zu Diakonie und Caritas, ferner mit den Rheinland-
Pfalzischen Hausern der Familie, Mehrgenerationenhdusern und anderen bundes-
weiten Netzwerken. : |

Nachdem die Sozialraumanalyse 2005 allerhéchsten sozialpolitischen Handlungs-
bedarf (héchster Einsatz der 6ffentlichen Familienhilfe, Polizeieinséatze etc.) signa-
lisiert und die Forderung nach Ausbau standortnaher Angebote erhoben hatte, war
die Grindung der Okumenischen Initiative 2006 und die Eréffnung 2007 des CdB
der evangelischen Kirchengemeinde als Tragerin und der Kooperationspartner die
Antwort auf diese Herausforderung. Als Tragerin war (und ist) die Kirchenge-
meinde verpflichtet, die soziale Arbeit mit Jugendarbeit [KIJU], Gemeinwesenar-
beit [GWA], auch als Haus der Familie [HdF] im CdB als zentralem Kommunikati-
ons- und Anlaufpunkt mit Komm- und Gehstrukturen standortnah auszubauen,
auch in Kooperation und lebendiger Nachbarschaft mit den Angeboten der angren-
zenden Geschafte und der Gastronomie sowie der Vereine in Marienborn. 2017
ergab die Auswertung der Sozialraumanalyse eine deutliche Stabilisierung der So-
zialstruktur im Wohngebiet Sonniger Hang. Entsprechend der Empfehlung, alle
Statdtteile mit Handlungsbedarf zu férdern und in die Gemeinwesenstandorte auf-
zunehmen, reagierte die Stadt 2019 mit dem Vertrag zur Gemeinwesensarbeit fiir
das CdB und den Treffpunkt, zuerst mit halber Férderung. Das Centrum ibernimmt
die Aufgabe der sozialrdumlichen Koordination aller Angebote im Stadtteil. Der
Vertrag ist an die Sozialraumanalyse gebunden und befindet sich 2021 im ersten
Jahr der Vollférderung.

Die vertraglichen KIJU- und GWA-Kernaufgaben des Tragers werden im Centrum
der Begegnung / Haus der Familie gebiuindelt. Diese Aufgaben der Koordination
von Angeboten kommen dem Sozialraum insgesamt zugute, viele der sozialen An-
gebote sind zur Zeit auf anerkannt positive wirkungsvolle Weise standortnah im
Centrum der Begegnung (und beim Treffpunkt e.V.) lokalisiert.

Die erfolgreiche Arbeit des CdB ist verstehbar nur in ihrer lokalen Verankerung in
kooperativer Zusammenarbeit und lebendiger Nachbarschaft mit allen nied-
rigschwelligen Angeboten der Ladenzeile, die Uber viele Jahre vertrauensvoll ge-
wachsen ist. Fir jedermann/jedefrau wie fiir eine Vielzahl von Kindern, Jugendli-
chen und unterstitzungsbedirftigen Menschen mit oft wenig Wohnraum haben
diese 6ffentlichen Raume eine enorme kommunikative Bedeutung. Hier ist Marien-
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born erstmals zusammengewachsen, ganz Marienborn hat mit einer Unterschrif-
tenaktion seinen Standpunkt zur Errichtung eines neuen Hochhauses deutlich ge-
macht. Die Fortsetzung der Arbeit der Kirchengemeinde und der Partner ist sub-
stantiell auf die niedrigschwellige Zuganglichkeit fur alle Menschen sowie die kon-
krete Kooperation mit der Nachbarschaft angewiesen.

Die gemischte Infrastruktur in der Ladenpassage ermdéglicht einfachen und nied-
rigschwelligen Kontakt zur Nachbarschaft. Der Kontakt zu den Einrichtungen kann
bisher im ,Vorbeigehen* getétigt werden, dies ist zugleich soziale Pravention. Ob
die Infrastruktur der Laden oder der sozialen Einrichtungen in erster Linie bendtigt
wird, ist fiir den niedrigschwelligen Zugang unerheblich.

Welche Bedeutung der soziale Mittelpunkt um das Centrum der Begegnung hat,
wurde deutlich in der starken und aktiven Beteiligung der Bewohner des Sonnigen
Hangs und der Nachbarschaft beim Besuch des Oberbirgermeisters zusammen
mit der Baudezernentin und dem Sozialdezernenten nach Bekanntgabe der Pla-
nung zu Ma 34 im Jahre 2019. Es wurde die wiederkehrende Beflrchtung formu-
liert, dass das neue Hochhaus die mit Unterstiitzung der Trager erfolgreich aufge-
bauten Sozialstrukturen zerstéren wird.

Diese gemeinsame und breite Willensduf3erung ist ein substantieller Hinweis auf
den erfolgreichen Aufbau tragfahiger Sozialstrukturen im Hochhausgebiet.

Das Centrum der Begegnung, in dem sich die Kernaufgaben der drei Vertrage
(KIJU; GWA und HdF) laut der bindenden Vereinbarungen mit der Stadt Mainz
lokalisieren sollen (Koordination), soll nun laut Planungsmodell Ma 34 abgerissen
werden und mit ihm die Lokalitat der sozialen Einrichtung (Treffpunkt, das Ladchen
einschlielich gesamter Uberdachter Ladenzeile plus Pizzeria).

Insbesondere die niedrigschwellige Angebotsstruktur im CdB und die offene Be-
gegnungsstruktur in der 6ffentlichen Ladenzeile sowie der nahen Umgebung wir-
den durch das Bauvorhaben verschwinden, und durch den Abriss der Flachbaus
wirde einer grof3en Vielzahl von Menschen in prekaren Lebensbedingungen mit
wenig Bewegungsrum ein fir sie zentraler Ort der offenen Begegnung geraubt.

Eine Lésung fur neue Raume ist aktuell nicht in Sicht. Die ersatzweise angespro-
chene Containerlésung kann allenfalls bestimmte definierte Aufgaben (Beratungs-
angebote, gewisse Angebote fiir Kinder) erfiillen, nicht aber den enormen Bedarf
nach offener Kommunikation in diesem verdichteten Wohngebiet. Daher befilirch-
ten wir, dass wir nach diese Ubergangszeit wieder ganz neu anfangen miissen,
Vertrauen aufzubauen und die niedrigschwelligen Wege neu zu etablieren.
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Selbst wenn — was nicht der Fall ist — nach der Bauzeit eine angemessene raumli-
che Folgelésung in Sicht wére, droht in der Zwischenzeit das bisher Erreichte ver-
loren zu gehen, und es musste bei null angefangen sowie eine neue Infrastruktur
aufgebaut werden.

Im Falle der Umsetzung des Bauvorhabens wiirden, falls die Zusage der Sicherung
des derzeitigen Angebots im Erdgeschoss eingelést wird, die Nutzung mit Laden
und Restaurant im Erdgeschoss (auch im Auenbereich) sowie der Gelegenheit
fur Mieter, die Raume auch fur Feiern und Feste zu nutzen, einerseits und die dar-
uber liegende Wohnnutzung andererseits voraussichtlich zu Konflikten fithren, die
auch die Kontinuitat der Jugend- und Sozialarbeit gefahrden kénnten.

lll Umwelt- insbesondere Larmschutzgesichtspunkte

Laut Begrundungsentwurf (Seite 8) soll ,hinsichtlich der Ausweisung einer larm-
empfindlichen Wohnnutzung die unmittelbare Nachbarschaft der A 60 und A 63 zu
beriicksichtigen® sein und beachtet werden, dass es sich ,um einen ldrmvorbelas-
teten Standort” handelt. Diese edel klingenden Obersétze sind in den folgenden
Ausfiihrungen des Entwurfs absolut unzureichend umgesetzt.

Das beabsichtigte Hochhaus soll an einem Standort errichtet werden, der infolge
mehrseitiger Ldrmbeldstigung aufs schwerste belastet und fir Wohnbebauung un-
geeignet ist.

Das Wohngebiet Am Sonnigen Hang liegt in unmittelbarer Nachbarschaft zum Au-
tobahnkreuz Mainz-Siid eingekeilt zwischen den Autobahnen A 60 und A 63; es
wird in einer Soll-Flughéhe von ca. 1200 m von auf dem Flughafen Rhein-Main
landenden Flugzeugen — bei Hochbetrieb im Takt von 50 Sekunden — Gberflogen.
Sowohl das schalltechnische Gutachten vom 19.11.2020 als auch die als Anlage
beigefiigte Analyse der Larmbelastung Dr. Renk vom 20.12.2020 belegen, dass
an dem Ort, an dem das Bauvorhaben errichtet werden soll, hinsichtlich der Larm-
belastung die geltenden Grenzwerte der Larmsanierung (tagsiiber 67 dB(A),
nachts 57 dB(A)) und der Larmvorsorge (tagstiber 59 dB(A), nachts 49 dB(A)) zum
Teil deutlich und sogar auf der ,|la&rmabgewandten” Seite des projektierten Gebau-
des Uberschritten werden. Bei Uberschreitung der Werte von 67 dB(A) tagsiiber
und 57 dB(A) nachts wird in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
eine Verletzung des Rechts der Betroffenen auf Leben und kérperliche Unversehrt-
heit nach Art. 2 Abs. 2 GG angenommen. Empfehlungen der Weltgesundheitsor-
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ganisation sehen vor, dass die durchschnittliche Larmbelastung durch StraRenverkehr
tagsiiber nicht mehr als 53 Dezibel und nachts nicht mehr als 45 Dezibel sowie fir Flug-
verkehr nicht mehr als 45 Dezibel tagsiiber und 40 Dezibel nachts betragen soll. Nach
den Empfehlungen des Umweltbundesamtes wie auch anderer namhafter Fachgremien
und -organisationen sollte, um die Gesundheit zu schiitzen, ein Mittelungspegel von 65
dB(A) am Tage und 55 dB(A) in der Nacht nicht tiberschritten werden. Medizinische Sach-
versténdige, so Prof. Dr. Miinzel, Mainz, haben fiir LArmbelastungen jenseits der Emp-
fehlungen der Weltgesundheitsorganisation die erhebliche Gefahr von Herz-, Kreislauf-
und &hnlichen Erkrankungen nachgewiesen.

Die schalltechnische Untersuchung Dr. Schaffner vom 19.11.2020, die die objektiv vor-

handene gesundheitsgefahrdende Larmbelastung fiir durch passive LarmschutzmaRnah-

men teilweise einddmmbar halt, krankt an vier Fehlern: .

1. Die Berechnung der Larmimmissionswerte basiert auf der aus dem Jahre 1990 stam-
menden Berechnungsmethode RLS-90. Diese ist nicht mehr giiltig. Sie wurde auf-
grund der Neufassung der 16. BlmschV vom 04.11.2020 durch die neuen RLS-19 ab-
geldst, deren Anwendung laut Begriindung der Bundesregierung bei Bundesautobah-
nen in der Regel zu um 2 dB(A) héheren Werten fiihrt (s. BT-Drucksache 19/18471,
Seite 12).

2. Zwar wird die Belastung durch Flugléarm erwéhnt. Entgegen den Vorschriften in §§ 47a
bis f BImSchG wird jedoch keine qualifizierte Betrachtung des gesamten Umgebungs-
larms, der im Gesetz als Gesamtlarm definiert ist, vorgenommen. Selbstverstindlich
erhéht der Fluglarm die schon durch den StraRenverkehrsldrm gegebenen gesund-
heitsschadigenden Larmimmissionen zuséatzlich und ist deswegen eine Gesamtschau
notwendig.

3. Die schalltechnische Untersuchung geht von dem Fall des Ausbaus der A 60 entspre-
chend der von der Stralenverwaltung favorisierten Vorplanung mit einer tiber 9 m ho-
hen Larmschutzwand aus. Zum einen ist dieser Fall nicht gesichert. Der Ortsbeirat
Marienborn, der Stadtrat Mainz und &rtliche Initiativen haben sich seit Jahren gegen
diese Planungsvariante ausgesprochen und bekdmpfen sie. Die beteiligten Ministerien
und Behérden Gberbieten sich in der (nicht glaubhaften) Zusicherung, dass der gegen-
wartig stattfindende Ausbau des Autobahnkreuzes Mainz-Sid keine Vorfestlegung im
Sinne der Verwaltungsvariante darstellt. Zum anderen miissen in die schalltechnische
Beurteilung des Bauvorhabens in jedem Fall auch die anderen denkbaren Ausbauva-
rianten oder auch ein ganzliches Unterbleiben des Ausbaus einbezogen werden.

4. Die Verkehrszahlen auf der A 63 steigen, wie die amtlichen Statistiken der Bundesan-
stalt fur das Strallenwesen ausweisen, seit Jahren stetig an, was selbstverstandlich
die Larmimmissionen verstérkt. Dieser Gesichtspunkt ist vollig unbeachtet geblieben.

Die anliegende Analyse Dr. Renk vom 20.12.2020 kommt — ebenfalls noch unter Anwen-
dung der RLS-90 — zu dem Ergebnis, dass allenfalls ein Teil der nach Stiden gerichteten



-10 -

Flache des Bauvorhabens bis maximal zum 2. Obergeschoss fir Wohnraume geeignet
sein kénnte.

Unter dem Gesichtspunkt der Larmbelastung ist also das Gebiet, in dem das Wohnge-
baude geplant werden soll, unbewohnbar.

Es ist unverantwortlich, bei den heute herrschenden Baupreisen an diesem Standort ein
Wohngebaude zu errichten und die Wohnungen Menschen anzubieten, die dafiir hohe
Geldbetrage aufbringen missten. Bei ca. 50 Wohneinheiten wére mit kleinen Wohnungen
zu rechnen. In dem sozial und umweltmaRig belasteten Gebiet wiirde dies zu haufigen
Wechseln in der Bewohnerschaft filhren und die Fluktuation férdern, was wiederum zur
Erhéhung der sozialen Belastung beitragen wirde. Schon jetzt gilt der Sonnige Hang als
~windiger Hang" und als ein Wohngebiet mit schlechtem Ruf in Mainz. Familien suchen in
Marienborn bezahlbaren grofden Wohnraum, diesem Bedarf wird das Bauvorhaben in kei-
ner Weise gerecht.

Die Beschreibung der Frischluftsituation in der Entwurfsbegriindung widerspricht
der Klimafunktionskarte der Stadt Mainz. Danach wird die zwischen Ober-Olm und
Mainz-Lerchenberg sowie vom Ober-Olmer Wald her einstrémende Frischluft be-
~ reits durch die gegenlber dem natirlichen Gelandeverlauf teilweise erhéhte
Trasse der Bahnlinie Mainz-Alzey gebremst, wodurch'am Ortsrand von Marienborn
ein Kaltluftstau entsteht. Sie flie3t dann in geschwé&chter Form parallel zur StralRe
,Hinter den Wiesen" bzw. zum Verlauf der Mainzelbahn weiter in Richtung A 60
und wird dort durch den Autobahnwall erneut abgebremst. Es entsteht ein weiterer
Kaltluftstau. Der verbleibende Restluftstrom wird nach rechts (Osten) abgelenkt,
berquert die A 60 dort, wo sie ebenerdig verlauft, und setzt sich in Richtung Wild-
grabental fort. Die Uberquerung der A 60 erfolgt also auch tber das Gelénde des
Wohngebiets Am Sonnigen Hang. Durch ein weiteres Hochhaus inmitten dieses
Gebiets wird die Frischluftzufuhr in Richtung Innenstadt weiter abgebremst. Hierzu
schrieben wir bereits in unserer Stellungnahme vom 08.10.2019: ,Die Innenstadt
braucht frische Luft, bisher wurde dies mit dem Marienborner Korridor ermdéglicht,
diesen wollen Sie nun zusatzlich bebauen und der Innenstadt die Luft nehmen?*

IV Ungestérte Religionsausiibung

Die in Art. 4 Abs. 2 des Grundgesetzes garantierte ungestérte Religionsausiibung
und umfasst dabei alle Ausdrucksformen der Tatigkeit anerkannter Religionsge-
meinschaften, so auch die kirchlich getragene Jugend- und Gemeinwesenarbeit.
Dadurch, dass im Falle der Verwirklichung des geplanten Bauvorhabens die bisher
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erreichten Erfolge auf diesem Gebiet zunichte gemacht werden, eine nur absolut
unzuldngliche Interimslésung angedeutet und keinerlei zuverlassige Perspektive
fur die Zeit nach Errichtung des Bauvorhabens geboten wird, wird dieses Grund-
recht ignoriert und beschadigt.

V Ubergangslésung und Perspektive

Wie oben ausgefuhrt ist das fur die Jugend- und Gemeinwesenarbeit unerlassliche, in
Jahren erarbeitete Vertrauen der Bewohner an den vorhandenen Standort und dessen
gegenwartige Struktur gebunden. Bei Umsetzung der Idee, fir die auf zwei Jahre veran-
schlagte Bauzeit Container aufzustellen, und angesichts dessen, dass fur die Zeit danach
jede verlassliche Perspektive fehlt, wird dieses Vertrauenskapital verloren gehen. Andere
Vorstellungen fiir eine Interimslésung mussten verworfen werden. Die abschliefende Kia-
rung, wer die Kosten der Ubergangslosung tragen soll, ist bisher nicht erfolgt. Ebenso
fehlen jegliche konkreten Vorstellungen dariiber, welche Rdume im Einzelnen nach Fer-
tigstellung des Bauvorhabens fiir die Fortfilhrung der Jugend- und Gemeinwesenarbeit
zur Verfigung stehen sollen, wie dies rechtlich gesichert werden und auch, wie es finan-
ziert werden soll. Es fehlt fiir die gesellschaftlich aulerst wichtige und anerkannte Arbeit
der evangelischen Kirchengemeinde Mainz-Marienborn an jeglicher Ubergangs- und Wei-
terfihrungsperspektive. |

Aus all diesen Grunden ist der geplante Bebauungsplan abzulehnen.
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55028 Mainz

Mainz, 8.10.2019

Nachgang zu den Presseberichten rund um den Abriss und Neubau in Mainz Marienborn, Am Sonnigen
Hang 8-12, derzeit Gewerbeflache mit sozialen Einrichtungen (Trigern der GWA) und dem Besuch von OB
Ebling, Baudezernentin Grosse und Sozialdezernent Lensch am 16.9.2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Evangelische Kirchengemeinde Mainz-Marienborn ist seit vielen Jahren Kooperationspartnerin der
Stadt Mainz, seit den 80-er Jahren in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit in Marienborn und seit 2007
mit der Sozialen Arbeit der Okumenischen Initiative in Mainz-Marienborn »~Am Sonnigen Hang". Im Juni
dieses Jahres ist der Start der Kooperation in der Gemeinwesenarbeit unterzeichnet worden.

Die Evangelische Kirchengemeinde Mainz-Marienborn ist juristischer Tréger, arbeitet aber eng zusammen
mit der katholischen Schwestergemeinde St. Stephan im gleichen Stadtteil sowie dem Treffpunkt
Marienborn e.V., der in unmittelbarer Nachbarschaft zum Centrum der Begegnung seine angemieteten
Ré&ume hat. Wir sind vernetzt in verschiedene stidtische Arbeitskreise und Gremien, vernetzt im
kirchlichen Kontext zu Diakonie und Caritas, sowie mit den Rheinland-Pfilzischen Hiusern der Familie,
Mehrgenerationenhdusern und in andere bundesweite Netzwerke.

Die von uns gemieteten Rdume ,,Am Sonnigen Hang 8-12" sind wichtiger und essentieller Bestandteil
unserer sozialen Arbeit - standortnah und niedrigschwellig. So gelingt es uns seit vielen Jahren, das fiir die
Arbeit unerléssliche Vertrauen zu bilden, Beziehungen zu kniipfen und zu erhalten und als Anlaufstelle bei
der Bewohnerschaft anerkannt zu sein. Die Riume im Quartier sind ein wichtiger Baustein fiir die friihe
und schnelle Hilfe und tragen so mafigeblich zum Frieden vor Ort bei.

Mit der vom Investor geplanten Neubebauung erwarten wir eine starke Veridnderung dieser Arbeit. Wir
mochten die Gelegenheit nutzen, unsere Anregungen und Fragen zu stellen - auch im Hinblick auf einen
noch zu erstellenden Bebauungsplan, den wir zur Sicherung des Standorts fiir unerlasslich halten - auch
bei méglicher zugesagter Kooperation des Bautrigers, der aber nach Verkauf der Wohnungen auch nicht
mehr ansprechbar ist.



- Dieses ,Gewerbegebiet” Am Sonnigen Hang 8-12 ist das letzte in Marienborn. Hier gibt es neben
den sozialen Einrichtungen noch einen kleinen Nahversorger und das letzte Restaurant im Ort.
Fiir viele Bewohner ist das Einkaufszentrum der einzige Treffpunkt auferhalb ihrer eigenen
Wohnung, und der soll nun entfallen?

- Das Hochhausgebiet am Sonnigen Hang ist schon jetzt stark ,verdichtet": Gut 1/3 bis % der ca.
4000 Marienborner Biirger wohnen hier. Es ist schon jetzt eng, laut, und das Gebiet gilt als
benachteiligtes Wohngebiet — nun soll es noch dichter werden?

- Sie sagen, das Gesetz sagt, die 7-geschossige Bebauung passe in die Umgebung: Warum gilt dies
nicht fiir den vorhandenen Flachbau?

- Esgibtin Marienborn keine stidtischen Grundstiicke - bisher immer wieder ein grofes Thema,
was Stadtentwicklung verhinderte. Soziales oder altengerechtes Wohnen war mit einem
Bautréger bisher nie moglich, da es im Stadtteil nur Eigentiimergesellschaften gibt. Auch sozialen
Wohnungsbau gibt es in Marienborn nicht. Nun soll dort erneut ein privater Trager
Eigentumswohnungen bauen? Was ist mit Sozialwohnungen?

Die geplante Mischbebauung mit Laden und Restaurant — auch im AufRenbereich, wird fiir
mogliche Mieter der Gewerberdume und auch fiir die Mieter der sozialen Einrichtungen, die ihre
Raume fiir Feste und Feierlichkeiten an Privatpersonen vergeben immer wieder eine grofie
Herausforderung sein. Konflikte sind vorprogrammiert. Wie wollen Sie den Standort sichern?

- Marienborn ist ein larmbelaster Stadtteil, besonders der Sonnige Hang ist davon betroffen. Das
Gebiet liegt mitten im Knie des Mainzer Kreuzes - das zur Zeit im Ausbau begriffen ist. Schon jetzt
ist die Lirmbelastung in diesem Gebiet zu hoch, und Sie wollen nun erneut und wissentlich
Menschen diesem Lirm aussetzen?

- Die angemieteten Rdume sind fiir unsere Arbeit wichtig. Wie wollen Sie gewahrleisten, dass wir
als Trager die Rdume wieder nutzen kénnen? '

- Die bisherigen Mietkosten stellten uns schon bisher vor grofRe finanzielle Herausforderungen.
Wie wollen Sie auf einen vertretbaren Mietpreis einwirken? Gibt es ggf. einen Mietzuschuss fiir
die GWA-Arbeit?

Die Phase von Abriss und Neubau...

- Der Abriss und Neubau wird eine grofie Herausforderung sein, sowohl fiir alle Bewohner, aber
auch fiir uns als soziale Trager fiir die standortnahe und niedrigschwellige Arbeit. Von einer
Bauphase von 2 Jahren wird ausgegangen. Wie und 'wo sollen wir wihrend der Bauphase
arbeiten?

Die bisherigen Mieter (Lddchen und Restaurant) werden sicherlich nicht nach zwei Jahren
zuriickkommen und sich erneut ansiedeln kénnen, wenn sie sich woanders einen neuen Standort
aufgebaut haben. Diese Infrastruktur ist aber eine wichtige Voraussetzung fiir unsere Arbeit. Wie
soll das Gebiet dann wiederbelebt werden?

- Das Gebiet ist schon jetzt geprigt durch graue Odnis und Beton. In der Zeit des Abrisses und
Neubaus kommen noch Baustellenldarm, Dreck und Verkehr dazu. Zusétzlich fahren die Linie 70
und zeitweise der Schienenersatzverkehr der Linien 51 und 53 durch das Gebiet. Das Chaos
scheint vorprogrammiert. Wie wollen Sie dies koordinieren?

- Schon heute gibt es Probleme mit der Abwasserkanalisation und dem Internet. Beides ist, gerade
in diesem Gebiet, in die Jahre gekommen. Welche Kosten entstehen fiir ErschlieRung?



- Die Innenstadt braucht frische Luft, bisher wurde dies mit dem Marienborner Korridor
ermoglicht, diesen wollen sie nun zusitzlich bebauen und der Innenstadt die Luft nehmen?

Diese Bauplanung ist ein Thema fiir alle Dezernate - hier ist eine enge und gute Abstimmung - besonders
auch mit den Menschen vor Ort nétig, um ein fiir Marienborn und die Stadt gutes Ergebnis zu finden.

Sollte die Arbeit der Menschen im Centrum der Begegnung wegfallen, sehen wir eine akute Gefihrdung
des Gebiets. Ein Riickfall in Zeiten mit hoher Kriminalitat, Prostitution und Gefdhrdung von Kindern
scheint unausweichliche Konsequenz zu sein,

Mit freundlichen Griiffen und der herzlichen Einladung zur Zusammenarbeit

Berit SOMMETrfeld ....coveeicieeeeeeceriee v cese s e e snae e seseeeeas
Kirchenvorstandsvorsitzende der Kirchengemeinde Mainz Marienborn

Ulrich Dahmer

Pfarrer

Birgit Herbst

Pfarrgemeinderatsvorsitzende der Pfarrgruppe Zaybachtal

Markus Kélzer
Pfarrer Pfarrgruppe Zaybachtal

Julianna Bisang
Vorsitzende Caritasortsgruppe Marienborn

Carola Herbrik

Koordinatorin Centrum der Begegnung-Haus der Familie/GWA

Daniel Merz
Leiter der offenen Kinder und Jugendarbeit der evangelischen Kirchengemeinde Mainz Marienborn
in Kooperation mit der Stadt Mainz



Analyse der Lirmbelastung am sonnigen Hang 8/ MIA34

B.Renk 20.12.2020
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Abb.1 Simulation eines L-férmigen Gebdudes MA34 mit 5 Stockwerken, 17m Hohe. NW bezeichnet
Der gelbe Immissionspunkt ist der Spielplatz.

die Nordwestseite, usw... .

Beriicksichtigt in der Simulation wurde der Verkehr der A60, der A63, sowie der relevanten Schleifen
im Kreuz. In diesem Bereich wurde fiir A60 und A63 eine Geschwindigkeit von 100 km/h, weiter
stdlich fiir die A63 Tempo 130, angenommen, in den Schleifen 60 km/h. Verkehrszahlen wurden der
BAST entnommen, fir die Schleifen verschiedenen Quellen vom LBM. Mainzelbahn und Zuglarm
wurden simuliert, sind hier jedoch irrelevant. Das Berechnungsverfahren fiir die StraRen ist RLS-90,
fiir die Schienen Schall 02-2012.

Simulation ohne Flugldarm

Die Demoversion von Soundplan, die hier benutzt wurde, hat die Einschrankung, dass alle Werte mit
einem gemeinsamen zufdlligen Wert verdndert werden, sie also nur Larmdifferenzen richtig ausgibt.
In diesem Fall wurde auf einen entfernt liegenden Immissionspunkt normiert, fiir den die Lirmpegel
der Berechnungen des LBM vorliegen. Ergebnis:

Immissionsortname

Am Sonnigen Hang 8 -
Am Sonnigen Hang 8
Am Sonnigen Hang 8
Am Sonnigen Hang 8

Gebadude-
seite
Nordost
Nordost
Nordost
Nordost

Pegel

Stockwerk Tag

EG

1.0G
2.0G
3.0G

dB(A)

62,4
63,4
64,2
65,0

Nacht

58,7
58,7
60,5
61,4



Am Sonnigen Hang 8 Nordost 4.0G 65,5 61,8

Am Sonnigen Hang 8 Nordwest EG 60,1 56,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 1.0G 61,6 57,9
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 2.0G 62,8 59,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 3.0G 63,8 60,1
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 4.0G 64,6 60,9
Am Sonnigen Hang 8 Siidost EG 54,2 51,1
Am Sonnigen Hang 8 Stidost 1.0G 54,7 51,5
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 2.0G 55,2 51,9
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 3.0G 55,4 52,0
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 4.0G 57,8 54,3
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest EG 49,7 46,7
Am Sonnigen Hang 8. Stidwest 1.0G 51,2 47,9
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 2.0G 52,6 49,0
Am Sonnigen Hang 8  Siidwest 3.0G 52,9 49,3
Am Sonnigen Hang 8 Stdwest 4.0G 54,3 50,6
Spielplatz Sonniger Hang - Im 61,7 58,0

Die Tageswerte liberschreiten die Grenzwerte von 59 dB(A) an der Nordost- sowie der
Nordwestseite, beide sind nicht bewohnbar. Auf der Siidseite dagegen werden die Grenzwerte nicht
tiberschritten, dort wiren also Balkone moglich.

Die Nachtwerte dagegen liberschreiten die Grenzwerte von 49 dB(A) auch auf der ganzen
Sidostfront, nur Erdgeschol’ bis 2. Stock auf der SW-Seite halten diese ein. Die meisten Wohnungen
miissten also weit iber das normale MaR hinaus passiv geschiitzt werden. Das 4. OG ist bereits sehr
laut, da scheint die Schutzwirkung von Haus #13 nicht mehr zu greifen.

Rasterldrmkarten fiir Tag und Nacht zeigen Abb.2 und 3. Gelb heifst 56-60 Dezibel.

Abb.2 Lirmkarte tags Abb.3 Larmkarte nachts




Als Beispiel fiir die Auswirkung des Baus auf die Nachbarschaft wird der Immissionspunkt auf dem
Spielplatz betrachtet. Mit einem fiinfstéckigen Haus betragen die Larmpegel dort tags 61,8, nachts 58
Dezibel.

Unter Annahme eines einstdckigen Baus (Ist) betragen die Pegel 62 dB tags und 58,3 dB nachts. Dem
Haus kann man also in unmittelbarer Nachbarschaft eine ganz kleine Schutzwirkung bescheinigen.

Simulation mit Flugldrm

Zusitzlich wurde Flugldarm im Anflug auf die Stidbahn FRA simuliert, 850 Maschinen am Tag und 50
nachts. Der Anflug auf die Nordbahn liegt auBerhalb des Simulationsbereiches. Als Normierung
wurden eigene Messergebnisse verwendet, dass iiber den Tag gemittelt der Flugldarm an den Tagen
mit durchgehendem Anflug aus Westen an der AltkonigstraBe im Freien 60 Dezibel betragt.

Pegel
Immissionsortname Gebdude-  Stockwerk Tag Nacht
~ seite dB(A)

Am Sonnigeanang 8 Nordost EG 63,5 59,6
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 1.0G 64,5 60,7
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 2.0G 65,3 61,5
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 3.0G 66,1 62,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 4.0G 66,6 62,8
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest EG 61,1 57,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 1.0G 62,6 58,8
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 2.0G 63,8 60,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest  3.0G 64,8 61,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 4.0G 65,6 61,8
Am Sonnigen Hang 8 Siidost EG 57,0 52,0
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 1.0G 57,4 52,4
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 2.0G 57,7 52,8
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 3.0G 57,8 53,0
Am Sonnigen Hang 8 . Siidost 4.0G 59,6 55,2
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest EG 53,5 47,7
Am Sonnigen Hang 8 Siudwest 1.0G 54,5 489
Am Sonnigen Hang 8 Siidwest 2.0G 55,4 50,1
Am Sonnigen Hang 8 Slidwest 3.0G 55,7 50,3
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 4.0G 56,6 51,6
Spielplatz Sonniger Hang - 1m 62,8 59,0

Wie zu erwarten, steigen alle Werte um ca. 1 Dezibel. Nur das EG und das 1. OG der Siidwestseite
halten nachts die Grenzwerte ein.



Abb. 4 Rasterldrmkarte Tag mit Flugldrm

Abb. 4 Rasterldarmkarte Nacht mit Fluglarm

Zusammenfassung:

1. Ohne erhebliche passive LirmschutzmaRnahmen (Zwangsbeliiftung, Klimatisierung) ist nur
ein Teil der nach Stiden gerichteten Flache, bis maximal zum 2. OG, fiir Wohnraume geeignet.
Dabei ist das 2. OG schon grenzwertig.

2.° Nur in unmittelbarer Ndhe hat das Gebdude eine abschirmende Wirkung. Am Spielplatz
tberwiegt die Abschirmung eventuelle Reflexionen geringfiigig.




i Stellungnahme AZ: 6126 Ma34
y ¥ g : stadtplanungsamt@stadt.
mainz.de.,
hdb.sommerfeld@t-online.de An: michael.schuy@stadt.mai 07.06.2021 22:05
nz.de,

ralf. groh@stadt.mainz.de
“ople "berit.sommerfeld@evkirche-marienborn.de”

Von "hdb.sommerfeld@t-online.de” <hdb.sommerfeld@t-online.de>

An: "stadtplanungsamt@stadt.mainz.de." <stadtplanungsamt@stadt.mainz.de>,
"michael.schuy@stadt.mainz.de" <michael.schuy@stadt.mainz.de>,
"ralf.groh@stadt.mainz.de" <ralf.groh@stadt.mainz.de>

"berit. sommerfeld@evkirche-marignbarn.de" <berit.sommerfeld@evkirche-marienborn.de>
Bitte Antwort an "hdb.sommerfeld@t-online.de" <hdb.sommerfeld@t-online.de>

Kopie

3 Anhénge

"‘}@
PLF P 4

MA34-Larm.pdf Abriss Fragen Dezernate fin.fin.pdf 21_06_07 Stellungnahme.pdf

Sehr geehrter Herr Groh,
sehr geehrte Damen und Herren

anbei schicke ich Thnen die Stellungnahme zum o. a. Aktenzeichen,
Verfahren/Planung/Projekt: Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang
(Ma 34)" zu Ihrer Kenntnis und Beachtung.

Das unterschriebene Original erreicht sie morgen.

Freundliche Griile und bleiben Sie gesund

Berit Sommerfeld
Kirchenvorstandsvorsitzende



gy Hang (Ma 34)"
Tim.Wiedemann An: ralf.groh

Von: Tim.Wiedemann@rheinhessen.ihk24.de
An: ralf.groh@stadt.mainz.de
Sehr geehrter Herr Groh,

Stellungnahme zum Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen

T0B 10

06.05.2021 09:25

anbei sende ich Ihnen unsere Stellungnahme zum Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen

Hang (Ma 34)".

Fiir Riickfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfligung.

Beste Griilte

Industrie- und Handelskammer fiir Rheinhessen
Tim Wiedemann
Geschéaftsfiithrer

Rathenaustrafte 20

67547 Worms

Telefon: +49 6241 9117-50
Telefax: +49 6241 9117-4750

E-Mail: tim.wiedemann@rheinhessen.ihk24.de
Internet: www.rheinhessen.ihk?24.de

Z.d. Ifd. A.
O Z.d. Handakten

0 Wvl.: i'-‘-‘i'u_n'ﬁ'-‘-‘u‘---@

. 2

Auf folgender Seite finden Sie die Informationspflichten nach der Datenschutzgrundverordnung:

www.rheinhessen.ihk24.de/datenschutz

Bebauungsplan_Quartierszentrum Am Sonnigen Hang.pdf

Interessante Infos
und Einladungen ™
einfach per Mail

Unser Draht zu lhnen
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Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger offentlicher Belange gemiaB § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ozt und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens tiber ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
rung des Bauleitplans erhebliche, inshesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ohne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte orien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. -

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf Groh
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-12 3043
Zitadelle Bau B Fax: 06131-122671
Postfach 38 20 E-Mail: ralf.groh@stadt.mainz.de
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Ma 34

Verfahren / Planung / Projekt:

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spétestens bis 07.05.2021

Erdrterungstermin:

Datum: JE
Uhrzeit: s
Ort: i

Stellungnahme der Behorde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Sté]le des Triigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

Industrie- und Handelskammer fiir Rheinhessen

Tim Wiedemann

Rathenaustralle 20, 67547 Worms, Telefon: +49 6241 9117-50

E-Mail: tim.wiedemann@rheinhessen.ihk24.de

D " Keine Stellungnahme erforderlich

O Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan beriihren kénnen mit
Angabe des Sachstands: .




O Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iiberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,

gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:
Ihre Ausfiihrungen zur eigentimerunabhéngigen Sicherung der méglichen
Ansiedelung von Versorgungsinfrastruktur folgen wir uneingeschrankt. Fir die
weitere Nutzung sollten die Bestandsunternehmen, die bereits unmittelbar am
Standort vertreten sind, angesprochen werden.
Weitere von uns zu vertretende Belange der Wirtschaft werden nach den uns
vorliegenden Informationen durch die Planung nicht berihrt.

1 Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!)

D Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Worms, 06.05.2021 Tim Wiedemann

Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung



TOB 11

Bebauungsplan-Entwurf Quartierszentrum Am Sonnigen Hang MA34
y P Koordinierung_SWN  An: ralf.groh@stadt.mainz.de . 07.05.2021 15:04

Von "Koordinierung_SWN" <Koordinierung@mainzer-netze.de>
An: "ralf.groh@stadt.mainz.de" <ralf.groh@stadt.mainz.de>

Bebauungsplan-Entwurf Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (MA34), T6B
Aktenzeichen: 61 26 — MA 34

Bezug nehmend auf lhr Schreiben vom 01.04.2021 teilen wir Ihnen mit, dass von
Seiten der Mainzer '

Netze GmbH grundséatzlich keine Einwande gegen den vorbezeichneten
Bebauungsplan

Eine ErschlieBung mit Trinkwasser, Erdgas und Elektrizitdt kann Uber das
vorhandene Versorgungsnetz
in der StralRe "Am Sonnigen Hang" erfolgen.

Im Norden grenzt das B-Plangebiet direkt an den Schutzstreifen der
110-kV-Freileitung der Mainzer ‘

Netze GmbH (MN). Der Schutzstreifen darf nur mit Zustimmung der MN bebaut
werden.

Der Einsatz von Baugeréten, die in den Schutzstreifen hineinragen kénnen, ist bei
der Bebauung und

spateren Instandhaltungsmafnahmen immer im Vorfeld mit MN abzustimmen und
mit Beschrankungen,

z. B. bzgl. der H6he der Baugerate, verbunden. Bei einer 7-geschossigen Bebauung
und grenznaher

Bebauung werden die Einschrénkungen gréRer als bei niedrigerer Geschosszahl
und/oder gréRerem

Abstand zum 110-kV-Schutzstreifen sein.

Anlage:
Mit freundlichen GriuiRen % " .ﬁ ;“_._';";
Im Auftrag ‘ AT,
Peter Zytur
ALY N MAINZER
¥ NETZE

Mainzer Netze GmbH
Technische Planung / Engineering
TFM 11 - Tiefbau / Koordinierung

Anlage 20  u Bfait LH_;

M| 1611Q6INal (34 ]
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Rheinallee 41
55118 Mainz

Tel: +49 (6131) 12-6714
Email: koordinierung@mainzer-netze.de

Mainzer Netze GmbH

Sitz der Gesellschaft: Mainz

Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319

Geschéftsfilhrung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA

http://www.mainzer-netze.de

Diese Mail und deren Anhange enthalten vertrauliche und / oder rechtlich geschutzte
Informationen. -

Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail irrtimlich erhalten haben,
informieren sie

bitte sofort den Absender und vernichten sie diese E-Mail. Jegliche Art der
Verwendung, Vervielfaltigung

oder Weitergabe ist nicht gestattet.

£

MainzerNetze_L eitungsbestand_Am_Sonnigen_Hang_M250_A0.pdf
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TOB 12

.
~\_  Stellungnahme Ma 34/ TOB

Claudius Moseler An: Ralf Groh _ 07.05.2021 17:38
Kopie: Christoph Rosenkranz
Von Claudius Moseler/OV/Mainz
A Ralf Groh/Amt61/Mainz@Mainz
Kopie: Christoph Rosenkranz/Amt61/Mainz@Mainz
Sehr geehrter Herr Groh,

sehr geehrter Herr Rosenkranz,

in der Anlage erhalten Sie fristgerecht unsere Stellungnahme zu:

Bauleitplanung - beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB - Beteiligung der
Trager offentlicher Belange, Beteiligung des Ortsbeirates gemal § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehérde

Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Ich habe die unterschriebenen Dokumente zur Sicherheit noch fotografiert und
ebenfalls angefiigt. In dem beigefiigten Formular hat leider der Platz nicht
ausgereicht, da haben wir die Stellungnahme ebenfalls gesondert beigefigt.

Mit freundlichen GriiRen
Dr. Claudius Moseler % Z. d. lid. A.
g Z.d.H

% Landeshauptstadt 3 Wk} sesssemsencion @
Mainz
Ma 4

Landeshauptstadt Mainz 7 ! :
Ortsverwaltung Mainz-Marienborn g:adtsverwa;tung Mainz
Dr. Claudius Moseler ' - Stadtplanungsamt
Ortsvorsteher
Im Borner Grund 38 : / .
. 55127 Mainz-Marienborn Eingang: {1, Maj /

Tel 061 31-1247 905 2021 [,
Fax 061.31-338798 Antw. Dez. | z.d —
claudius.moseler@stadt.mainz.de Abt. ZDI = 'fd' ACI‘JV" Bl R:‘I' '
http://iwvww.mainz.de . SG o123 jal516]7 s

SB: Jol1]2]|3[4]5]6|7[8]09

Ao A=
PIF PIF

Schreiben_Stellungnahme: MA34_TOB.pdf 3799_rueckantwort_OBR_Marienborn.pdf

5 C BEs

S—

PIF PIF htdy

Einwendung_MA_34_Endfassung.pdf MA34-Larm.pdf IMG_7971.jpgIMG_7970.jpgIMG_7968.jpgIMG_79

e

67.ipg

[ Anlege 33 w43
i Jo{lQd Mol | 34

L.



61neho
Textfeld
TöB 12


Ortsvorsteher des Stadtbezirkes
Mainz-Marienbormn
Dr. Claudius Moseler

Stadtverwaltung Mainz | Amt 10 | Postfach 3820 | 55028 Mainz Ortsverwaltung Marienborn

55127 Mainz

Im Borner Grund 38
Stadtplanungsamt Mainz Telefon 06131/12-38820
7 .Hd. Ralf Groh Telefax 06131/12-47909

. ortsverwaltung.marienborn@stadt.mainz.de

Zitadelle Bau B claudius.moseler@stadt.mainz.de
Postfach 3820 www.mainz.de
55028 Mainz

Mainz, 07.05.2021

Stellungnahme des Ortsbeirates Marienbomn

Bauleitplanung - beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB - Beteiligung der Trallger
oDffentlicher Belange, Beteiligung des Ortsbeirates geméf § 75 GemO sowie landesplanerische
Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehérde

Bebauungsplan-Entwurf “Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Ortsbeirat Mainz-Marienborn hat sich auf seiner letzten Sitzung am 14.04.2021 nochmals mit
seinen Einwendungen gegen den Bebauungsplan-Entwurf Ma 34 befasst.

Dabei hegt der Ortsbeirat Zweifel an der Durchfiihrung eines beschleunigten Verfahrens nach §
13a BauGB angesichts der gravierenden Bedeutung fiir das Wohnquartier Am Sonnigen Hang
bzw. den gesamten Stadtteil Marienborn. Der Verzicht auf eine Umweltpriifung bzw. einen
Umweltbericht wird deshalb kritisch gesehen. Das vorliegende Schallgutachten sowie die
Artenschutzrechtliche Stellungnahme werden daher nicht als ausreichend bewertet.

Der Ortsbeirat Marienborn verlangt die Durchfiihrung einer permanenten Schadstoffmessung mit
Blick auf die.hohe Verkehrsbelastung der umliegenden Autobahnen, dem Kreuz Mainz-Siid sowie
dem Flugverkehr. Die Schadstoffbelastung ist fiir uns ein wesentlicher Faktor fiir die
Einschatzung, ob in diesem Bereich in Zukunft gesunde Lebensverhdltnisse zu realisieren sind.
Wir verweisen darauf, dass Prof. Dr. Thomas Miinzel von.der Universitat Mainz nachgewiesen hat,
dass die Luftverschmutzung, v.a. der Feinstaub, schuld an Herz- Krelslauf-Erkrankungen von
Menschen ist, die in der Ndhe von hochfrequentierten Verkehrswegen leben.

Vgl. hierzu:

https-;//www.aerztliches-journal.de/medizin/kardiologie/herz-kreislauf—
krankheiten/luftverschmutzung-schuld-an-herz-kreislauf-
erkrankungen/a40dcc437c78e9fdb2440b19a2fa0150/

1
Alle Dienststellen der Stadt Mainz
sind mit éffentlichen Verkehrsmitteln
gut erreichbar.



https://www.aerztezeitung.de/Medizin/Wie-schaedigt-schmutzige-Luft-die-Gefaesse-
228233.html

https://www.allgemeine-zeitung.de/lokales/mainz/nachrichten-mainz/feinstaub-todlicher-als-
rauchen_20012327

https://idw-online.de/de/news?print=1&id=756613

In diesem Kontext weisen wir darauf hin, dass hierzu eine Einhausung der Autobahnen als
effektive Schutzmafnahme in Frage kommen wiirde.

Dariiber hinaus sollte ebenfalls gepriift werden, inwieweit durch die geplante hoch verdichtete
Bebauung auch klimatologische Folgen fiir das Mikroklima im Wohnquartier zu erwarten sind.

Im Ubrigen verweisen wir vollumfanglich auf unsere Stellungnahme im Rahmen der
Biirgerbeteiligung vom 21.12.2020, die weiterhin giiltig bleibt und als Anlage Bestandteil dieser
Stellungnahme wird.

Mit freundlichen Griifen

Dr. Claudius Moseler,

Ortsvorsteher Marienborn



Stadt Mainz: Beteilicung det Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger 6ffentlicher Belange gemil3 § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiB § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Geméi.nden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen votliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiih-
. rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Thre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch phne dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte oren-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf Groh
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-12 3043
Zitadelle Bau B Fax: 06131-122671
Postfach 38 20 E-Mail: ralf.groh@stadt.mainz.de
55028 Mainz ' Aktz.: 61 26 Ma 34

Verfahren / Planung / Projekt:

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang:
spatestens bis 07.05.2021

Erdrterungstermin:

Datum: /s
Uhrzeit: ks
Ort: s

Stellungnahme der Behrde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

Ortsbeirat und Ortsvorsteher des Stadtteils Mainz-Marienborn

Im Borner Grund 38

55127 Mainz-Marienborn

claudius.moseler@stadt.mainz.de Telefon: 06131/1247905

O Keine Stellungnahme erforderlich

O Beabsichtigte eigene Planungen und Mallnahmen, die den o. g. Plan beriihren kénnen mit
Angabe des Sachstands:




Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Siehe drei Anlagen, Schreiben des Ortsbeirats vom 07.05.2021

Schreiben des Ortsbeirates und des Ortsvorsteher vom 21.12.2020 mit Anlage.

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage:

siehe o.a. Anlagen

O Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachimtern auszufiillen!)

D Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Mainz-Marienborn, den Ortsverwaltung Mainz- Dr. Claudius Moseler,
07.05.2021 Marienborn Ortsvorsteher
Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dien-stb;-z-;i-(-:];;;.l;l-é



Einwendung gegen den Bebauungsplanentwurf ,Quartierszentrum Am
Sonnigen Hang (MA 34)“

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit méchten wir die nachfolgende Einwendung gegen den Bebauungsplan
»Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (MA 34)“ dem Stadtplanungsamt Mainz
vortragen. Dabei kritisieren wir die nachfolgenden Punkte:

Larm:

In seiner Stellungnahme weist das Amt 67 auf die ungeldste Larmproblematik
hin. ,,Der Ausbau der A 60 auf 3 Fahrspuren ergebe eine Uberschreitung der
»WA-Werte” um 9 bis 14 dB(A) tagsiiber und eine Uberschreitung um 14 bis 19
dB(A) nachts. Durch den kurvenartigen Verlauf der A 60 um das Plangebiet
herum ergebe sich keine larmabgewandte Seite fiir den zu planenden
Baukdrper”. , Es sei noch ungewiss, wann und wie die LirmschutzmaRnahmen
im Zuge des Autobahnausbaus umgesetzt werden.” ,,Auf Grundlage der
aktuellen Situation wird daher vom Amt 67 im Ergebnis empfohlen, aufgrund
der im B-Planverfahren derzeit nicht I6sbaren Larmproblematik an diesem
Standort auf die Ausweisung eines , Allgemeinen Wohngebiets (WA) zu
verzichten.” (Stellungnahme/Amterkoordination). Amt 67 pladiert daher, auf
die Ausweisung eines , Aligemeinen Wohngebiets” WA zu verzichten und ein
~reines” Quartierszentrum in 2-geschossiger Bauweise auszuweisen. Dies auch
vor dem Hintergrund, dass der Ladrmschutz der oberen Stockwerke nach Ausbau
der BAB 60 im Bereich des Mainzer Kreuzes immer noch nicht zufriedenstellend
gelOst ist.

Das vorgesehene Baufeld liegt gut zur Hélfte in der Baubeschrankungszone der
Autobahn. Der B-Planentwurf baut darauf, die Larmproblematik durch eine L-
férmige Gebdudeform mit einer entsprechenden Anordnung der
Aufenthaltsraume l6sen zu kénnen. Es wird bezweifelt, dass die prognostizierte
Uberschreitung der WA-Werte (um bis zu 19 dB(A) nachts) allein durch eine
Ausrichtung der Aufenthaltsrdume eingeddammt werden kann. Zudem wurde im
Entwurf der von den Hochhausfassaden reflektierte Schall nicht berticksichtigt,
der auf die der Autobahn abgewandte Fassade des Gebdudes trifft. Die
Larmproblematik wird erst durch geeignete Larmschutzmalnahmen
(Einhausung) im Zuge eines kiinftigen A 60-Ausbaus geldst werden kdnnen.

Mit dem Erlass des BImSchG und anderer Lirmbekdmpfungsvorschriften zum
Schutz des Menschen vor unzumutbarer Larmbelastung erflillt der Gesetzgeber
eine aus den Grundrechten ableitbare Schutzpflicht. Die Grundrechte schiitzen
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nach der stéandigen Rechtsprechung durch das Bundesverfassungsgericht die
Biirgerinnen und Biirger nicht nur gegen staatliche Eingriffe, sondern machen
es den staatlichen Organen zur Pflicht, die Bilirgerinnen und Biirger vor nicht
rechtmaRigen Eingriffen anderer in ihre Grundrechte zu bewahren. Rechtliche
Regelungen miissen so auszugestalten sein, dass sie bereits im Vorfeld vor
Gesundheitsgefahren und -risiken durch Vermeidung unzumutbarer
Larmbeldstigungen vorbeugen. Nach § 1 BImSchG gilt es, den Menschen vor
schadlichen Umwelteinwirkungen zu schiitzen. Schadliche
Umwelteinwirkungen sind Immissionen, die nach Art, Ausmal oder Dauer
geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Beldstigungen
fiir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren (§ 3 Abs. 1
BImSchG). Zu den Immissionen gehdren auch Geridusche (§ 3 Abs. 2 BImSchG).

Bei der Aufstellung von Bauleitpldnen (hier ein Bebauungsplan) miissen nach §
1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB die Darstellungen sonstiger Plane, insbesondere des
Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechtes beriicksichtigt werden. Aus
diesem Grund ist es bereits seit langer Zeit stdndiges Verwaltungshandeln, bei
der Aufstellung von Bebauungspldnen die vorhandenen Schallimmissionspldane
bzw. Larmkartierungen oder auch extra angefertigte Gutachten zu nutzen, um
dort, wo es notwendig ist, larmmindernde MaRnahmen in die Bebauungsplane
zu integrieren.

Der gesamte Aufenthaltsraum der Bevélkerung, einschliellich des
Wohnumfeldes, sollte vorliegend geschiitzt werden. Aus diesem Grund sollte
stadteplanerisch in dem gegenstandlichen Bebauungsplan ein baulicher
Rahmen geschaffen werden, der hierzu vorbeugende Festlegungen trifft.
Entsprechende Mallnahmen sind durch Anordnungen oder sonstige
Entscheidungen der zustdndigen Trager 6ffentlicher Verwaltung nach den
jeweilig geltenden Rechtsvorschriften zu realisieren (§ 47 Abs. 6 Satz 1
BImSchG). |

Vorliegend wird gefordert, eine aktuelle schalltechnische Untersuchung bzw.
ein schalltechnisches Gutachten zu erstellen und die diesbeziiglichen
Erkenntnisse und evtl. Berechnungen die schwierige Larmsituation fir das B-
Plangebiet durch planerische MaRBnahmen, zusatzlicher aktiver
Larmschutzeinrichtungen, aktualisierte Baugrenzen sowie eine 2-geschossige
Bauweise mit den schalltechnischen Orientierungswerten der DIN 18005 in
Einklang zu bringen, um die im Quartier lebenden Menschen vor
gesundheitlichen Folgen des Larmes zu schiitzen.



Der Einwender bittet daher, dem Vorschlag des Amtes 67 zu folgen, von der
Ausweisung eines ,,WA” abzusehen und ein reines Quartierszentrum in 2-
geschossiger Bauweise auszuweisen.

Hinsichtlich der Larmproblematik weisen wir ferner erganzend auf die
beigefligte Anlage von Herrn Dr. Burkhard Renk , Analyse der Lirmbelastung
Am Sonnigen Hang 8/ MA34“ hin, die Bestandteil dieser Einwendung ist.

Stadtebauliche Dichte:

In einem ressourcenbewussten Umgang mit der Siedlungsflache ist eine
Schliisselposition fiir die Umsetzung der Ziele einer nachhaltigen
Stadtentwicklung zu sehen. Dies ist begriindet in der Rahmensetzung des
Bundesgesetzgebers, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen
(BauGB § 1, Abs. 6). Die Kommunen sind gefordert, eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung zu gewéhrleisten, um so eine menschenwiirdige
Umwelt zu sichern und die natiirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen.

Das Quartier ,Am Sonnigen Hang" stoRt mit ca. 1500 Einwohnern auf einer eng
begrenzten Flache (umgeben von zwei Autobahnen) und einer hohen baulichen
Dichte bereits jetzt an seine Grenzen. Eine Verscharfung dieser Situation sollte
vermieden werden. Geplant im ,MA 34“ ist jedoch eine Nachverdichtung um
weitere ca. 25 bis 30 Wohneinheiten mit ca. 60 Einwohnern.

Belange des Quartierklimas finden in dem Planentwurf nur geringe Beachtung.
Die Lebens- und Umweltqualitdten werden auch in Marienborn maRgeblich
vom Umfang, der Ausformung und der entsprechenden Verteilung
klimawirksamer Griin- und Freiflachen bestimmt. Die Lebensqualitadt zeichnet
sich eben nicht nur durch hohe soziale Aufenthaltsqualitdten aus, sondern auch
durch das Stadtklima, dass wesentlich davon abhdngig ist, dass
zusammenhingende Griinziige fiir einen glnstigen Luftaustausch sorgen.

Unter Bertlicksichtigung des bestehenden baulichen Umfelds sollte daher im B-
Planverfahren die Geschossigkeit und die Gebdudekubatur in erster Linie
hinsichtlich der stadtebaulich vertraglichen Wohndichte gepriift werden, und
nicht allein hinsichtlich des Einfligungsgebots nach §34 BauGB.

Soziales Umfeld Am Sonnigen Hang:

Mit der beabsichtigten BaumaRBnahme in diesem Wohngebiet droht ein
massiver Verlust der Infrastruktur, wie z.B. von zwei Gaststitten und einem
kleinen Einkaufsmarkt. Dartiber hinaus sind die beiden sozialen Einrichtungen
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(Treffpunkt Marienborn und Centrum der Begegnung) in ihrer Existenz massiv
gefdahrdet. Zum einen ist unklar, wie und unter welchen Umstanden in der
Bauzeit Ersatzraumlichkeiten im Quartier zur Verfiigung gestellt werden
kénnen, und zum anderen kann der Bebauungsplan nicht sicherstellen, dass
sich diese Institutionen die Mieten in einem Neubau leisten kénnen. Der
Ortsbeirat Marienborn fordert daher den unbedingten Erhalt des
Einkaufszentrums ,,Am Sonnigen Hang” zu vertretbaren Mieten fiir die sozialen
Einrichtungen und die Einrichtungen des ortlichen Bedarfs. Zumindest muss
aber eine verbindliche Verpflichtung des Bauherrn bzw. der Stadt Mainz erwirkt
werden, entsprechende Ausweichquartiere fiir die o.g. Institutionen wahrend
der Bauzeit zur Verfligung zu stellen.

N3he zu Hochspannungsleitungen:

Das Thema der elektromagnetischen Belastung durch die unmittelbare Nahe
zur Hochspannungsleitung ist im Bebauungsplanentwurf nicht gewiirdigt
worden, und wir fordern eine gesonderte Analyse auch dieser Problematik ein.

Parkplatze:
Die Problematik der Parkpldtze ist u.E. auch nicht ausreichend gewiirdigt
worden, insbesondere wahrend einer méglichen Bauzeit.

Planerfordernis:

Nachdem nach Aussagen der Stadtverwaltung Mainz der bisherige Bauwerber
abgesprungen ist, stellt sich fiir uns die Frage, ob weiterhin ein Planerfordernis
besteht oder ob sich nicht die Aufstellung eines Bebauungsplans erledigt hat.
Flir einen solchen Fall fordern wir die Verwaltung auf, die Art der baulichen
Nutzung als Flache fiir soziale, kulturelle oder gemeinbedarfliche Nutzungen
sowie einer Versorgungsinfrastruktur festzulegen.

Wir bitten um eine entsprechende Eingangsbestdtigung unserer Einwendung.
Mit freundlichen GriiRen

ODP-Ortsbeiratsfraktion Marienborn, Andrea Steffen-Boxhorn
SPD-Ortsbeiratsfraktion Marienborn, Achim Rhein
CDU-Ortsbeiratsfraktion Marienborn, Sascha Hochhaus
Griine Ortsbeiratsfraktion Marienborn, David Nierhoff
FDP-Ortsbeiratsfraktion Marienborn, Lars Weber
Ortsvorsteher Marienborn Dr. Claudius Moseler



Analyse der Lirmbelastung am sonnigen Hang 8/ MIA34

B.Renk 20.12.2020
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Abb.1 Simulation eines L-férmigen Gebdudes MA34 mit 5 Stockwerken, 17m Hohe. NW bezeichnet
die Nordwestseite, usw... . Der gelbe Immissionspunkt ist der Spielplatz.

Beriicksichtigt in der Simulation wurde der Verkehr der A60, der A63, sowie der relevanten Schleifen
im Kreuz. In diesem Bereich wurde fiir A60 und A63 eine Geschwindigkeit von 100 km/h, weiter
stdlich fiir die A63 Tempo 130, angenommen, in den Schleifen 60 km/h. Verkehrszahlen wurden der
BAST entnommen, fiir die Schleifen verschiedenen Quellen vom LBM. Mainzelbahn und Zugldrm
wurden simuliert, sind hier jedoch irrelevant. Das Berechnungsverfahren fiir die StraRen ist RLS-90,
fiir die Schienen Schall 02-2012.

Simulation ohne Flugldrm

Die Demoversion von Soundplan, die hier benutzt wurde, hat die Einschrdnkung, dass alle Werte mit
einem gemeinsamen zufdlligen Wert verdndert werden, sie also nur Larmdifferenzen richtig ausgibt.
In diesem Fall wurde auf einen entfernt liegenden Immissionspunkt normiert, fiir den die Lirmpegel
der Berechnungen des LBM vorliegen. Ergebnis:

Pegel
Immissionsortname Gebaude-  Stockwerk Tag Nacht
seite dB(A)
Am Sonnigen Hang 8 Nordost EG 62,4 58,7
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 1.0G 63,4 59,7
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 2.0G 64,2 60,5

Am Sonnigen Hang 8 Nordost 3.0G 65,0 61,4



Am Sonnigen Hang 8 Nordost 4.0G 65,5 61,8

Am Sonnigen Hang 8 Nordwest EG 60,1 56,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 1.0G 61,6 579
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 2.0G - 62,8 59,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 3.0G 63,8 60,1
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 4.0G 64,6 60,9
Am Sonnigen Hang 8 Siidost EG 54,2 51,1
Am Sonnigen Hang 8 Sidost 1.06 54,7 51,5
Am Sonnigen Hang 8 Slidost 2.0G 55,2 51,9
Am Sonnigen Hang 8 Stidost 3.0G 55,4 52,0
Am Sonnigen Hang 8 Suidost 4.0G 57,8 '~ 54,3
Am Sonnigen Hang 8 Siidwest EG 49,7 46,7
Am Sonnigen Hang 8 Sitidwest 1.0G 51,2 47,9
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 2.0G 52,6 49,0
*Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 3.0G 52,9 49,3
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 4.0G 54,3 50,6
Spielplatz Sonniger Hang - Im 61,7 58,0

Die Tageswerte liberschreiten die Grenzwerte von 59 dB(A) an der Nordost- sowie der
Nordwestseite, beide sind nicht bewohnbar. Auf der Siidseite dagegen werden die Grenzwerte nicht
iiberschritten, dort wiéren also Balkone moglich.

Die Nachtwerte dagegen iiberschreiten die Grenzwerte von 49 dB(A) auch auf der ganzen
Siidostfront, nur Erdgeschof? bis 2. Stock auf der SW-Seite halten diese ein. Die meisten Wohnungen
missten also weit liber das normale MaR hinaus passiv geschiitzt werden. Das 4. OG ist bereits sehr
laut, da scheint die Schutzwirkung von Haus #13 nicht mehr zu greifen.

Rasterlrmkarten fiir Tag und Nacht zeigen Abb.2 und 3. Gelb heift 56-60"Dezibel. .

Abb.2 Larmkarte tags . Abb.3 Larmkarte nachts




Als Beispiel fiir die Auswirkung des Baus auf die Nachbarschaft wird der Immissionspunkt auf dem
Spielplatz betrachtet. Mit einem fiinfstéckigen Haus betragen die Lirmpegel dort tags 61,8, nachts 58
Dezibel.

Unter Annahme eines einstéckigen Baus (Ist) betragen die Pegel 62 dB tags und 58,3 dB nachts. Dem
Haus kann man also in unmittelbarer Nachbarschaft eine ganz kleine Schutzwirkung bescheinigen.

Simulation mit Flugldarm

Zusatzlich wurde Flugldarm im Anflug auf die Siidbahn FRA simuliert, 850 Maschinen am Tag und 50
nachts. Der Anflug auf die Nordbahn liegt auBerhalb des Simulationsbereiches. Als Normierung
wurden eigene Messergebnisse verwendet, dass iiber den Tag gemittelt der Flugldrm an den Tagen
mit durchgehendem Anflug aus Westen an der AltkénigstralRe im Freien 60 Dezibel betrégt.

Pegel
Immissionsortname Gebdude- =~ Stockwerk Tag Nacht
seite dB(A)

Am Sonnigen Hang 8 Nordost EG 63,5 59,6
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 1.0G 64,5 60,7
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 2.0G 65,3 61,5
Am Sonnigen Hang 8 Nordost 3.0G 66,1 62,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordost  4.0G 66,6 62,8
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest EG 61,1 57,3
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 1.0G 62,6 58,8
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest 2.0G 63,8 60,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest  3.0G 64,8 61,0
Am Sonnigen Hang 8 Nordwest  4.0G 65,6 61,8
Am Sonnigen Hang 8 Siidost EG 57,0 52,0
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 1.0G 57,4 52,4
Am Sonnigen Hang 8 Stidost 2.0G _ 57,7 52,8
Am Sonnigen Hang 8 Siidost 3.0G 57,8 53,0
Am Sonnigen Hang 8 Stidost 4.0G 59,6 55,2
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest EG 53,5 47,7
Am Sonnigen Hang 8 Stidwest 1.0G 54,5 48,9
Am Sonnigen Hang 8 Siidwest 2.0G 55,4 50,1
Am Sonnigen Hang 8 Siidwest 3.0G 55,7 50,3
Am Sonnigen Hang 8 Sidwest 4.0G * 56,6 51,6
Spielplatz Sonniger Hang - im 62,8 59,0

Wie zu erwarten, steigen alle Werte um ca. 1 Dezibel. Nur das EG und das 1. OG der Siidwestseite
halten nachts die Grenzwerte ein. '



Abb. 4 Rasterldrmkarte Tag mit Flugldrm Abb. 4 Rasterlarmkarte Nacht mit Fluglarm

Zusammenfassung:

1. Ohne erhebliche passive LarmschutzmaRnahmen (Zwangsbeliiftung, Klimatisierung) ist nur
ein Teil der nach Siiden gerichteten Flache, bis maximal zum 2. OG, fiir Wohnraume geeignet.
Dabei ist das 2. OG schon grenzwertig.

2. Nurin unmittelbarer Ndhe hat das Gebdude eine abschirmende Wirkung. Am Spielplatz
tberwiegt die Abschirmung eventuelle Reflexionen geringfiigig.
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Stadt Mainz: Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Mit der Beteiligung wird Thnen als Triger offentlicher Belange gemil § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel-
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federfithrenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio-
nen fiir ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Thre Stellungnahme ist zu be-
griinden, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwigung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz.

Uber Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemiBl § 3 Abs. 2 BauGB wird Thnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen.

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behorden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab-
schluss des Bauleitplanverfahrens iiber ihnen votliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfiith-
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat.

Ihre Stellungnahme kann selbstverstindlich auch ghne dieses Formular auf Threm Briefpapier erfolgen. Bitte otien-
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes.

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Ralf Groh

Stadtplanungsamt Tel.: 06131-123043

Zitadelle Bau B Fax: 06131-122671

Postfach 38 20 E-Mail: ralf.groh@stadt.mainz.de

55028 Mainz Akiz.: 61 26 Ma 34

Verfahren / Planung / Projekt:

Bebauungsplan "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)" %( '
o ‘4-,. 3, | P ) “}
e

Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 BauGB) Eingang: U

spatestens bis 07.05.2021

Erorterungstermin:

Datum: sk,

Uhrzeit: .

Ort: s

Stellungnahme der Behorde oder des sonstigen Trigers 6ffentlicher Belange

Name / Stelle des Trigers 6ffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail)

SGD Sid - obere Landesplanungsbehérde

Friedrich-Ebert-Strale 14

67433 Neustadt

Tel. 06321/99-2235 '

Keine Stellungnahme erforderlich

O Beabsichtigte eigene Planungen und MaBnahmen, die den o. g. Plan beriihren kénnen mit
Angabe des Sachstands:
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u Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit anfgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im
Regelfall in der Abwigung nicht iberwunden werden kénnen

Einwendungen:

Rechtsgrundlagen:

Méglichkeiten der Uberwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen):

O Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zustindigkeit,
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundiage:

| Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage-
fihigen und nicht umlagefihigen Kosten (nur von stidtischen Fachdmtern auszufiillen!)

D Antrag auf Fristverlingerung aus wichtigem Grund, mit Begriindung und ggf. Nachweisen:

Neustadt, 14.04.2021 SGD Siid Neustadt Michaela Gouverneur
Sachbearbeitung
OﬂDamm ............ e —— e &’ Di;f'n's;tbezeich;;;é



i Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"
<. o Gouverneur, Michaela (SGD Siid) 14.04.2021 09:16

q

An: 'ralf.groh@stadt.mainz.de’
"Gouverneur, Michaela (SGD Siid)" <Michaela.Gouverneur@sgdsued.rlp.de>

Von:
"ralf. groh@stadt.mainz.de™ <ralf.groh@stadt.mainz.de>

An:

PIF

3799_rueckantwort.pdf
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STRUKTUR- UND
GENEHMIGUNGSDIREKTION

sUD
Struktur- und Genehmigungsdirektion Std)| Postfactg%:%q gltzglla:tung Mainz REGIONALSTELLE
55032 Mainz = pianungsami WASSERWIRTSCHAFT,
g ABFALLWIRTSCHAFT,
BODENSCHUTZ

Stadtverwaltung Mainz

Amt 61 Eingang: (04 Mai 2021 Kleine Langgasse 3
Poetfach 3520 . i \ $5|11f6 M:gq; 2397-0
. elefon -

55028 Mainz Antw.Dez. | z g/fid A | Wi, ] \ Telefax 06131 2397-155
Abt.: 0 1 1 27 3 } www.sgdsued.rlp.de
SG: 0 1 i 21 3 & 5 B8 7 |
SB: ol ARG 03.05.2021

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom Ansprechpartner/-in/ E-Mail Telefon / Fax

Mz 411.6, 02-07: 01.04.2021 Robert Naethbohm 06131 2397-165

33/6Na 61 26-Ma 34 Robert.Naethbohm@sgdsued.rip.de 0§/131 2397-155

Bitte immer angeben!

)
Bebauungsplan Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34), Stadt Mainz
hier: Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 01.04.2021 baten Sie um Stellungnahme zu dem o. g. Bebau-
ungsplan. Ich bitte die nachfolgenden Hinweise und Anregungen fiir das Verfahren
zu beachten:

1. Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung

1.1 Wasserschutzgebiete

Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trinkwas-

serschutzgebiet.

1.2 Grundwassernutzung

Grundwassernutzungsanlagen (Brunnen) im Planbereich sind hier nicht bekannt

P L R

-
1 o
|

1/3

Konto der Landesoberkasse: Besuchszeiten:

Deutsche Bundesbank, Filiale Ludwigshafen Montag-Donnerstag

IBAN  DE79 5450 0000 0054 5015 05 9.00-12.00 Uhr, 14.00-15.30 Uhr
BIC MARKDEF 1545 Freitag 9.00-12.00 Uhr

Fiir eine formgebundene, rechtsverbindliche, elektronische Kommunikation nutzen Sie bitte die Virtuelle Poststelle
der SGD Siid. Hinweise zu deren Nutzung erhalten Sie unter www.sgdsued.rip.de
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RheinlandDfalz

STRUKTUR- UND
GENEHMIGUNGSDIREKTION
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1.3 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstande

Sofern wahrend der Bauphase hohe Grundwasserstande auftreten bzw. durch starke
Niederschlige ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen
wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierflr ist eine wasser-

rechtliche Erlaubnis bei der zustéandigen Unteren Wasserbehdrde einzuholen.

Es ist grundsatzlich nicht auszuschlieRen, dass es im Plangebiet zeitweise zu hohen
Grundwasserstanden kommen kann. Es wird daher empfohlen, die Grundwasserver-
haltnisse entsprechend zu erkunden und die geplanten Tiefgaragen ggfs. als sog.

Jweillken Wanne“ herzustellen.

1.4 Anschluss an das &ffentliche Trinkwassernetz

Aufgrund des geplanten 7-geschossigen Geb&udes sollte mit dem Wasserversorger
(Mainzer Netze) vorab tUberpruft werden, ob ein ausreichender Druck zur Verfagung

gestellt werden kann.

1.5 Regenerative Energie

Sollte der Einsatz regenerativer Energien vorgesehen werden, hier die Nutzung von
Erdwarme (Geothermie), weise ich darauf hin, dass hierfir ein wasserrechtliches Er-
laubnisverfahren bei der zustandigen Unteren Wasserbehdérde durchgefiihrt werden

muss.

2. Bodenschutz

Das Planungsgebiet des BPlans ,,Quartierszentfum am Sonnigen Hang (Ma 34)" ist
im BODENINFORMATIONSSYSTEM RHEINLAND-PFALZ (BIS RP),
BODENSCHUTZKATASTER (BOKAT) nicht als bodenschutzrechtlich relevante Fla-
che erfasst.

Aus den vorgelegten Unterlagen ergeben sich auch keine Hinweise auf Verdachtsfla-

chen, Altstandorte, Altablagerungen, schadliche Bodenveranderungen oder Altlasten.

2/3
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Ich weise darauf hin, dass Verdachtsflachen und Altstandorte bislang nicht flachen-
deckend erfasst sind und das Bodenschutzkataster damit Liicken aufweist.

Auf vorgenannten Flachen kénnen sich folglich mir bislang nicht bekannte und daher
nicht erfasste Bodenbelastungen/schadliche Bodenveranderungen, Altstandorte/Ver-

dachtsflachen und/oder Altablagerungen befinden.

Falls Innen entsprechende Hinweis vorliegen, bitte ich um Mitteilung und erneute Be-
teiligung.

Ich verweise diesbezliglich auf das beim lhrem Griin- und Umweltamt gefihrte Ver-
dachtsflachenkataster sowie auf die Anzeigepflicht gem. § 5 Abs. 1 Landesboden-

schutzgesetz.

Mit freundlichen GriRen

Im Auftrag

Robert Naethbohm

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei-
chert. Ndhere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren-
den Rechten haben wir auf der Internetseite https://sgdsued.rip.de/de/datenschutz/ bereitgestelit.

3/3
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An: "Ralf.Groh@stadt.mainz.de" <Ralf.Groh@stadt.mainz.de>,
Kopie:
‘*"{{_fy Blindkopie:
- Betreff: Stellungnahme Richtfunk: Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen
o Hang (Ma 34)"61 26-Ma 34
"02-MW-BIMSCHG" <O2-MW-BIMSCHG @telefonica.com> - Freitag 23.04.2021

10:12

Von:

2 Anhange
o A

%ZI dl ‘ido P\l
Z.d. Hangakish

O
. T WL S cemensrertee
“Jelefonica
Betrifft hier Richtfunk von Telefonica 02 g//’ 26 /‘gfa 16

IHR SCHREIBEN VOM: 06.04.2021
IHR ZEICHEN: 61 26-Ma 34

Sehr geehrter Herr Groh,

aus Sicht der Telefénica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschldgigen
raumordnerischen Grundsdtzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu
beriicksichtigen, um erhebliche Stérungen bereits vorhandener Telekommunikationslinien
zu vermeiden:

-~ durch das Plangebiet flihren zwei Richtfunkverbindungen hindurch

- die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen befindet sich in einem vertikalen
Korridor zwischen 15 m und 45 m {ber Grund

STELLUNGNAHME / Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"
RICHTFUNKTRASSEN
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende Zylinder mit jeweils eir

Richtfunkverbindung A-Standort in WGS84 ' Hohen

' FuBpunkt Al
Linknummer | A-Standort | B-Standort Grad Min Sek Grad Min Sek NHN a.
407556116 | 455991266 | 455991305 49°57'49,22" N 8°13'59,81"E 150
407556117 | 455991266 | 455991305 Wie Link 407556116
Legende
in Betrieb

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefiigt zur E-Mail ein digitales Bild, welches den
Verlauf unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen.

Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen der Telefdnica
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Germany GmbH & Co. OHG. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie
eingezeichnet.

Die Linien in Magenta und Rot haben fiir Sie keine Relevanz.

Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal liber der Landschaft
verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m (einschlieRlich der
Schutzbereiche) vorstellen (abhingig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie
zur Veranschaulichung die beiliegende Skizze mit Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle
geplanten Konstruktionen und notwendige Baukrédne diirfen nicht in die Richtfunktrasse
ragen.

Wir bitten um Beriicksichtigung und Ubernahme der o.g. Richtfunktrasse in die Vorplanung
und in die zukiinftige Bauleitplanung bzw. den zukiinftigen Flachennutzungsplan. Innerhalb
der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhéhenbeschrankungen
s.o. festzusetzen, damit die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeintrichtigt wird.
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von
mindestens +/- 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens
+/-15m eingehalten werden.

Sollten sich noch Anderungen der Planung / Planungsflichen ergeben, so wiirden wir Sie
bitten uns die gednderten Unterlagen zur Verfligung zu stellen, damit eine erneute
Uberpriifung erfolgen kann.

Bei Fragen, stehe ich lhnen gerne zur Verfligung.
Mit freundlichen GriiRen / Yours sincerely

i.A. Michael Résch
Projektleiter
Request Management / Behérdenengineering

Sabine Schoor
Projektassistentin
Behordenengineering

Bei Telefénica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter:
Stidwestpark 35, Zimmer 2.1.15, 90449 Niirnberg

Michael Rosch telefonisch erreichbar unter Mobil: +49 (0) 174 349 67 03
Sabine Schoor telefonisch erreichbar unter Mobil: + 49 (0) 172 798 60 56

mail: oZ—MW-BImSchG@telefonica.com

Anfragen zu Stellungnahmen fur E-Plus & Telefonica gerne an:
02-mw-BlimSchG@telefonica.com,

oder auf dem Postweg an: Telefonica Germany, Zimmer 2.1.15, Stidwestpark 38, 90449
Nirnberg




Este mensaje y sus adjuntos se dirigen exclusivamente a su destinatario, puede contener informacion privilegiada o
confidencial y es para uso exclusivo de la persona o entidad de destino. Si no es usted. el destinatario indicado, queda
notificado de gue la lectura, utilizacion, divulgacion y/o copia sin autorizacion puede estar prohibida en virtud de la legislacion
vigente. Si ha recibido este mensaje por error, le rogamos que nos lo comunique inmediatamente por esta misma via y
proceda a su destruccion

The information contained in this transmission 1s privileged and confidential information intended only for the use of the
individual or entity named above. If the reader of this message is not the intended recipient, you are hereby notified that any
dissemination, distribution or copying of this communication is strictly prohibited. If you have received this transmission in
arror, do not read it. Piease immediately reply to the sender that you have received this communication in error and then delete
it

Esta mensagem e seus anexos se dirigem exclusivamente ao seu destinatario, pode conter informacgae privilegiada ou
confidencial e & para uso exclusivo da pessoa ou entidade de destino. Se ndo & vossa senhoria o destinatario indicado, fica
notificado de que a leitura, utilizacao, divulgacéo e/ou copia sem autorizagdo pode estar proibida em virtude da legisiacéo
vigente, Se recebeu esta mensagem por erro, ragamos-ihe que nas o comunique imediatamente por esta mesma via e

proceda a sua destruicao
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TOB 16

Stellungnahme S01006570, VF und VFKD, Stadt Mainz, 61 26 - Ma 34,

& 4 Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"
- Koordinationsanfrage Vodafone Kabel Deutschland 04.05.2021 15:56
An: ralf.groh .

Von: "Koordinationsanfrage Vodafone Kabel Deutschland"
<koordinationsanfragen.de@vodafone.com>

An: <ralf.groh@stadt.mainz.de>

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
Zurmaiener Stral’e 175 * 54292 Trier

Stadtverwaltung Mainz - Amt 61 - Stadtplanungsamt - Abteilung Stadtplanung - Ralf
Groh

Zitadelle - Bau A

55131 Mainz

Zeichen: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: S01006570

E-Mail: TFR.Stutigart. SW@Vodafone.com

Datum: 04.05.2021

Stadt Mainz, 61 26 - Ma 34, Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am
Sonnigen Hang (Ma 34)"

Sehr geehrte Damen und Herren,
wir bedanken uns fir Ihr Schreiben vom 01.04.2021.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens,
deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplanen dargestellt ist. Wir weisen darauf
hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausfilhrung zu schiitzen bzw. zu sichern sind,
nicht iberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden diirfen.

Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer
Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, benétigen wir mindestens drei
Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an TFR.Stuttgart. SW@Vodafone.com, um eine
Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen Arbeiten
durchfihren zu kénnen.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei stadtebaulichen
Sanierungsmafinahmen) die durch den Ersatz oder die Verlegung unserer
Telekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu
erstatten sind.

Anlagen: ) ﬁ Z. d. Ifd. A.
Lageplan(-plane) [1 Z.d. Handakten

Weiterfilhrende Dokumente:
e Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH Mo 3 (7
e Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH
e Zeichenerkldrung Vodafone GmbH

Mage 29 mbBlat Y3
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e Zeichenerklarung Vodafone Deutschland GmbH

Freundliche Grue
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.
Ao |

PIF

MZ_B-Plan_Ma_34_VFKD.pdf
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Stellungnahme S01006524, VF und VFKD, Stadt Mainz, 61 26 - Ma 34,
Lo Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)"

Koordinationsanfrage Vodafone Kabel Deutschland 04.05.2021 15:57
An: ralf.groh

Von: "Koordinationsanfrage Vodafone Kabel Deutschland"
<koordinationsanfragen.de@vodafone.com>

An: <ralf.groh@stadt.mainz.de> -

Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH
Zurmaiener StralRe 175 * 54292 Trier

Stadtverwaltung Mainz - Amt 61 - Stadtplanungsamt - Abteilung Stadtplanung - Ralf
Groh

Zitadelle - Bau A

55131 Mainz

Zeichen: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: S01006524

E-Mail: TFR.Stuttgart. SW@Vodafone.com

Datum: 04.05.2021

Stadt Mainz, 61 26 - Ma 34, Bebauungsplan-Entwurf "Quartierszentrum Am
Sonnigen Hang (Ma 34)"

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fur Ihr Schreiben vom 01.04.2021.

Eine Ausbauentscheidung trifft Vodafone nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien.
Dazu erfolgt eine Bewertung entsprechend lhrer Anfrage zu einem Neubaugebiet.
Bei Interesse setzen Sie sich bitte mit dem Team Neubaugebiete in Verbindung:
Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Neubaugebiete KMU

Siudwestpark 15

90449 Nirnberg

Neubaugebiete.de@vodafone.com

Bitte legen Sie einen ErschlieBungsplan des Gebietes |hrer Kostenanfrage bei.

Weiterf[]hrendé Dokumente:
e Kabelschutzanweisung Vodafone GmbH

e Kabelschutzanweisung Vodafone Deutschland GmbH
e Zeichenerklarung Vodafone GmbH ﬁ Z. d. Ifd. A,
e Zeichenerkldrung Vodafone Deutschland GmbH I Z 8. Handakies
0 Wyl ... /;g/
Mo 39

Freundliche GriiRe
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Vodafone GmbH / Vodafone Deutschland GmbH

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift giiltig.



ToB 17
Wirtschaftsbetrmeo

e Mainz
i = % Anstalt des offentlichen Rechts

Wirtschaftsbetrieb Mainz, AR, Industriestrafe 70, 55120 Mainz

Haltestelle: In der Dalheimer Wiese
Ansprechpartner: Herr Niising
61 - Stadtplanungsamt ?t’l’fefﬂung ggggiu .
Stadtverwaliung Mainz Beion: 9/ 15-
61 - Stadtplanungsamt Telefax: 06131 9715-
Ilhr Zeichen: 61 20 02-A 58
Unser Zeichen: 75-70 Ma Ma 34
= Bei Antwort angeben
: 5 9 A~
Eingang: 2 7 Apfl 28:.1 Mail: manfred.nuesing@stadt.mainz.de
_f = I e I = i wirtschaftsbetrieb.mainz.de
Antw, Dez. | z.@ ifd. A Jvl. L /] &—'
ot o A T T 21 3 L4 !ipaum: 4\~ 22.April 2021
sG Jo|1j2taja]slel7isjsi |
58:012345678;3,

Bauleitplanung — beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB - Beteiligung der Tréger
offentlicher Belange, Beteiligung des Ortsbeirates gemaR § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehorde
Bebauungsplan-Entwurf ,,Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

entsprechend dem aktuellen Wasserhaushaltsgesetzt bzw. dem Landeswassergesetz
von Rheinland-Pfalz gilt der Grundsatz: Versickerung vor Riickhalten vor Ableiten. Eine
direkte Einleitung in Gewdsser ist nach Méglichkeit zu vermeiden.

Ziel der Gesetze st eine naturnahe Regenwasserableitung bei neuen
ErschlieBungsmafinahmen. Fiir die Umsetzung einer naturnahen Regenwasserableitung
sind wesentliche Abwagungsmerkmale zu beriicksichtigen: '

Geologische Verhaltnisse (Versickerungsfahigkeit des anstehenden Bodens)
Topographie der betreffenden Flachen (Hanggebiet)

Hydraulische Leistungsfahigkeit der bestehenden Kanalisation (Auslastungsgrad)
Anschlussgrad der geplanten Flachen (befestigte Fldchen)

Grundsétzlich besteht aus Sicht des Wirtschaftsbetriebes Mainz AGR das Ziel das
anfallende Niederschlagswasser dezentral, sprich dort wo es anfdllt und die
Bodenverhiltnisse (Notwendigkeit eines Bodengutachtens) es hergeben zur
Versickerung zu bringen.

Beziiglich dem Bebauungsplan-Entwurf ,,Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)“
ist nach derzeitigem Stand folgende entwédsserungstechnische ErschlieBung moglich:

Seite 1 von 2
Information zur Verwendung |hrer Daten: www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de/dsgvo
Bankverbindung: IBAN:DE52 5505 0120 0000 0388 51 - BIC: MALADE51MNZ Vorstandsvorsitzende: Jeanette Wetterling
- Gldubiger-ldentifikationsnr.: DE14WBM00000190128 Vorsitzende des Verwaltungsrats: Beigeordnete Katrin Eder

Sitz der Anstalt: Mainz
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Die Entwésserung ist bis zum Ubergabeschacht im Trennsystem vorzusehen.

Das anfallende Schmutzwasser kann mengenmaBig an die bestehende
Kanalisation in der Strae Am Sonnigen Hang angeschlossen werden. Der
Anschlusspunkt ist im weiteren Verfahren mit dem Wirtschaftsbetrieb Mainz
abzustimmen.

Fir das anfallende Regenwasser sind die nach LWG geforderten
Versickerungsmoglichkeiten - zentral oder dezentral- zu {berpriifen
(Notwendigkeit eines Bodengutachtens). Voraussetzung fiir die in
wasserwirtschaftlicher ~ Hinsicht  angestrebte  Versickerung  ist  die
Aufnahmefdhigkeit des anstehenden Bodens und die Beurteilung des
Untergrundes im Hinblick auf Auswirkungen (Wasseraustritte, Verndssungen und
Gefihrdung von angrenzenden Gebduden, hoher Grundwasserstand etc.) im
Bereich der geplanten Siedlungsflichen. Sollten erforderliche genauere
Untersuchungen die Annahme, das Regenwasser versickern zu kénnen nicht
bestétigen, kann iiber eine Riickhaltung (Regenriickhalteanlagen, Zisternen etc.)
mit gedrosselter Ableitung in den offentlichen Kanal nachgedacht werden. In
jedem Fall ist Regenwasserbewirtschaftungskonzept zu erstellen.

Mit freundlichen Griifen
In Vertretung

Paulus

Information

Bankverbindung: IBAN:DE52 5505 0120 0000 0388 51 - BIC: MALADE51MNZ

zur Verwendung lhrer Daten: www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de/dsgvo Vorstandvorsitzende: Jeanette Wetterling,

Gldubiger-ldentifikationsnr.: DE14WBM00000190128 * Sitz der Anstalt: Mainz

Seite 2von 2

Vorsitzende des Verwaltungsrats: Beigeordnete Katrin Eder



; Wirtschafisbetrieb

e Mainz
Anstalt des offentlichen Rechts

Wirtschaftsbetrieb Mainz, A6R, Industriestrafe 70, 55120 Mainz

Haltestelle: In der Dalheimer Wiese
Ansprechpartner: Herr Niising
Abteilung: Neubau
61 - Stadtplanungsamt Telefon: 06131 9715-261
S Telefax: 06131 9715-289
Stadtverwaltung Mainz . "
61 - Stadtplanunasami lhr Zeichen: 61 20 02-A 58
& g Unser Zeichen: 75-70 Ma Ma 34
Bei Antwort angeben
. E-Mail: manfred.nuesing@stadt.mainz.de
Eingang: 5. Mai 2021 wirtschaftsbetrieb.mainz.de
e
Antw,Dez. | z oA | we. | R ) Datum: 3. Mai 2021
Abt.: 0 (1| #Z 3 4
§G |0 iyZ|5(a]s/se[7(8]8ll | /!/
SB: |0 1127314)}5i6571819\ 7/ (

Bauleitplanung — beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB - Beteiligung der Trdager
offentlicher Belange, Beteiligung des Orisbeirates gemaB § 75 GemO sowie
landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehérde
Bebauungsplan-Entwurf ,,Quartierszentrum Am Sonnigen Hang (Ma 34)

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

entsprechend dem aktuellen Wasserhaushaltsgesetzt bzw. dem Landeswassergesetz
von Rheinland-Pfalz gilt der Grundsatz: Versickerung vor Riickhalten vor Ableiten. Eine
direkte Einleitung in Gewdsser ist nach Moglichkeit zu vermeiden.

Ziel der Gesetze ist eine naturnahe Regenwasserableitung bei neuen
ErschlieBungsmaBnahmen. Fiir die Umsetzung einer naturnahen Regenwasserableitung
sind wesentliche Abwagungsmerkmale zu beriicksichtigen:

e Geologische Verhdltnisse (Versickerungsfahigkeit des anstehenden Bodens)

e Topographie der betreffenden Flachen (Hanggebiet)

e Hydraulische Leistungsfahigkeit der bestehenden Kanalisation (Auslastungsgrad)
e Anschlussgrad der geplanten Flachen (befestigte Flachen)

Grundsatzlich besteht aus Sicht des Wirtschaftsbetriebes Mainz A6R das Ziel das
anfallende Niederschlagswasser dezentral, sprich dort wo es anfdllt und die
Bodenverhdltnisse (Notwendigkeit eines Bodengutachtens) es hergeben zur
Versickerung zu bringen.

Seite 1von 2
Information zur Verwendung lhrer Daten: www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de/dsgvo
Bankverbindung: IBAN:DE52 5505 0120 0000 0388 51 - BIC: MALADES1MNZ Vorstandsvorsitzende: Jeanette Wetterling
Gldubiger-Identifikationsnr.: DEL4WBM00000190128 Vorsitzende des Verwaltungsrats: Beigeordnete Katrin Eder

Sitz der Anstalt: Mainz
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Beziiglich dem Bebauungsplan-Entwurf ,Quartierszentrum Am Sohnigen Hang (Ma 34)“
ist nach derzeitigem Stand folgende entwidsserungstechnische ErschlieBung méglich:

e Die Entwisserung ist bis zum Ubergabeschacht im Trennsystem vorzusehen.

e Das anfallende Schmutzwasser kann mengenmafig an die bestehende
Kanalisation in der StraBe Am Sonnigen Hang angeschlossen werden. Der
Anschlusspunkt ist im weiteren Verfahren mit dem Wirtschaftsbetrieb Mainz
abzustimmen.

e Fir das anfallende ~Regenwasser sind die nach LWG geforderten
Versickerungsmoglichkeiten - zentral oder dezentral- zu (berpriifen
(Notwendigkeit eines Bodengutachtens). Voraussetzung fiir die in
wasserwirtschaftlicher ~ Hinsicht  angestrebte  Versickerung ist  die
Aufnahmefiahigkeit des anstehenden Bodens und die Beurteilung des
Untergrundes im Hinblick auf Auswirkungen (Wasseraustritte, Verndssungen und
Gefahrdung von angrenzenden Geb&uden, hoher Grundwasserstand etc.) im
Bereich der geplanten Siedlungsflichen. Sollten erforderliche genauere
Untersuchungen die Annahme, das Regenwasser versickern zu konnen nicht
bestdtigen, kann iiber eine Riickhaltung (Regenriickhalteanlagen, Zisternen etc.)
mit gedrosselter Ableitung in den offentlichen Kanal nachgedacht werden. In
jedem Fall ist Regenwasserbewirtschaftungskonzept zu erstellen.

Mit freundlichen Griifsen

Im Auftrag
Bohn
Seite 2 von 2
Information zur Verwendung lhrer Daten: www.wirtschaftsbetrieb.mainz.de/dsgvo Vorstandvorsitzende: Jeanette Wetterling,
Bankverbindung: IBAN:DE52 5505 0120 0000 0388 51 - BIC: MALADE51MNZ Vorsitzende des Verwaltungsrats: Beigeordnete Katrin Eder

Gldubiger-ldentifikationsnr.: DE14WBM00000190128 Sitz der Anstalt: Mainz
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